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ÖSTERREICH 

VERFASSUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

VfGH 03.12.2019, V 83/2019; Gesetzwidrigkeit einer Verordnung: 

Gesetzwidrigkeit einer Verordnung betreffend die Erklärung einer 

Straße zur Gemeindestraße wegen erheblichen Verfahrensmangels 

bei der Erlassung; Verletzung des Öffentlichkeitsgebots mangels 

Aufnahme eines eigenen Tagesordnungspunktes für die Behandlung 

der zu erlassenden Verordnung im Gemeinderat. 

  

VfGH 12.12.2019, G 164, 171/2019; Sozialhilfe-Grundsatzgesetz: 

Kein unzulässiger Eingriff in die Zuständigkeit der Länder: Die 

Gewährung von Leistungen bei sozialer Hilfsbedürftigkeit ï das 

ĂArmenwesenñï ist an sich Sache der Länder. Der Bund ist jedoch 

zuständig, auf diesem Gebiet Grundsätze für die Landesgesetzgebung 

aufzustellen. Diese Zuständigkeit erlaubt es dem Bund, auch 

Detailregelungen zu erlassen, sofern diese Fragen von grundsätzlicher 

Bedeutung für das ganze Bundesgebiet zum Gegenstand haben. Die 

Bestimmungen des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes erfüllen diese 

Voraussetzung; zudem bleiben für die Länder entsprechende 

Regelungsspielräume. 

  

VfGH 13.12.2019, G 78-81/2019-56; 13.12.2019, G 67-71/2019-53; 

13.12.2019, G 211-213/2019-21; 13.12.2019, G 119/2019 ua; 

Organisationsreform der Sozialversicherung: 

Die Zusammenlegung der Gebietskrankenkassen liegt im 

rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers und 

widerspricht nicht dem Sachlichkeitsgebot in der Form des 

Effizienzprinzips; Keine Existenzsicherung bzw. Verbot der 

Zusammenlegung oder Auflösung der Krankenkassen durch Art. 120a 
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TIROLER LANDESRECHT 

Hinweis: Zu den authentischen Landesgesetzblättern und 

konsolidierten Fassungen siehe http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die 

Begutachtungsentwürfe samt Stellungnahmen sowie 

Regierungsvorlagen samt Erläuternden Bemerkungen sind auf der 

Homepage des Tiroler Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) unter 

Parlamentarische Materialien abrufbar. 

  

Tiroler Landesordnung (Novelle), LGBl. Nr. 133/2019: 

Verankerung des Klimaschutzes als Staatsziel. 

  

Tiroler Tourismusgesetz 2006 (Novelle), LGBl. Nr. 134/2019: 

Tourismusverbände; neue Regelungen für Durchführung von Wahlen 

des Aufsichtsrates sowie weitere Änderungen aufgrund von 

Erfahrungen aus der Vollzugspraxis. 

  

Gesetz über Anpassungen in der Tiroler Landesrechtsordnung 

aufgrund der Neuorganisation der Sozialversicherung, des neuen 

Erwachsenenschutzrechts, der Einführung einer elektronischen 

Amtstafel in den Gemeinden und der Aktualisierung von Normen, LGBl. 

Nr. 138/2019: 

Änderung von über 80 Gesetzen aufgrund der genannten Aspekte. 

  

Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Durchführung bestimmter 

Verordnungen der Europäischen Union im Bereich der Tiroler 

Landesrechtsordnung (Novelle), LGBl. Nr. 141/2019: 

Begleitende Maßnahmen zur Verordnung (EU) 2017/625 über amtliche 

Kontrollen (Kontrollverordnung). 

  

Tiroler Aarhus-Beteiligungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 163/2019: 

Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 sowie auch Art. 6 und 9 Abs. 2 der 

Aarhus-Konvention, im Naturschutz-, Jagd- und Fischereirecht. 

  

Tiroler Bienenwirtschaftsgesetz 2019, LGBl. Nr. 1/2020: 

Neuerlassung; Erleichterung von Bienenzucht im urbanen Bereich. 

  

Landes-Polizeigesetz (Novelle), LGBl. Nr. 5/2020: 

Gesetzliche Regelungen zur Leinen- und Maulkorbpflicht sowie zur 

Schulung für erstmalige Hundehalter und zu weiteren Maßnahmen; 

darüber hinaus Anpassung der Bestimmungen zur Schließung eines 

Bordells an die Jud des EuGH (Rs C-230/18). 
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Tiroler Finanzzuweisungsgesetz 2020, LGBl. Nr. 7/2020: 

Zusätzlich finanzielle Unterstützung für Gemeinden in Form einer 

jährlichen Finanzzuweisung, um steigenden Ausgaben in den 

Bereichen Mindestsicherung, Grundversorgung, Behindertenhilfe 

sowie Kinder- und Jugendhilfe Rechnung zu tragen. 

  

Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Durchführung bestimmter 

Verordnungen der Europäischen Union und Tiroler Elektrizitätsgesetz 

2012 (Novelle), LGBl. Nr. 20/2020: 

Umsetzung unionsrechtlicher Bestimmungen betreffend 

Energieeffizienz für Fernwärme- und Fernkältenetze. 

  

Geschäftsordnung des Tiroler Landtages 2015 (Novelle), LGBl. Nr. 

39/2020: 

Gesetzliche Verankerung eines Tiroler Schülerinnen- und 

Schülerparlaments. 

  

Tiroler Pflanzengesundheitsgesetz, LGBl. Nr. 45/2020: 

Begleit- und Durchführungsregelungen zur neuen unionalen 

Rechtslage nach der Verordnung (EU) 2016/2031. 

  

Tiroler Raumordnungsgesetz 2016, Tiroler Bauordnung 2018, Tiroler 

Abgabengesetz, Tiroler Aufenthaltsabgabegesetz 2003 und Tiroler 

Freizeitwohnsitzabgabegesetz (Novelle), LGBl. Nr. 46/2020: 

Gewährleistung effektiver Kontrolle der landesgesetzlichen 

Bestimmungen betreffend Freizeitwohnsitze und wechselseitiger 

Information von Behörden im Raumordnungs- und Abgabenrecht in 

Bezug auf Freizeitwohnsitze. 

  

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

Verwaltungsgerichtshof 

 

VwGH 22.10.2019, Ra 2018/10/0133; Tiroler Mindestsicherungsgesetz: 

Ein Ăbesonderer Hªrtefallñ iSd TMSG liegt dann vor, wenn sich die 

hilfesuchende Person in einer sie außergewöhnlich hart treffenden 

Situation befindet, in die sie ohne eigenes Verschulden ï also durch 

von ihr nicht zu vertretende Umstände ï gelangt ist. Eine Wegweisung 

aus der familiären Wohnung und ein Betretungsverbot aufgrund 

massiver Gewaltanwendung gegenüber der Schwester darf bei der 

Beurteilung nicht außer Acht gelassen werden. 

  

VwGH 11.12.2019, Ro 2018/05/0018; TNSchG: 

F¿r das Vorliegen eines Ălªrmerregenden Betriebsñ iSd TNSchG 2005 

und der Ruhegebietsverordnung genügt es nicht, dass 
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Schallemissionen im Nahbereich wahrnehmbar seien, ohne eine 

Beeinträchtigung für den Erholungswert für Erholung Suchende 

innerhalb des Ruhegebietes nachzuweisen. Die Straße, über welche 

das Aushubmaterial zur Deponie transportiert werden soll, liegt 

außerhalb des Ruhegebietes und ist deshalb nicht in die Beurteilung, 

ob die Deponie lärmerregend ist, miteinzubeziehen. 

  

VwGH 23.01.2020, Ra 2018/07/0443; Flurverfassung; 

grenzüberschreitende Agrargemeinschaft: 

Die örtliche Zuständigkeit der Agrarbehörden für Angelegenheiten, die 

die Willensbildung von Organen einer Agrargemeinschaft betreffen, 

richtet sich in Anwendung des § 1 AgrVG iVm § 3 Z 2 AVG nach dem 

Sitz der Agrargemeinschaft ohne territoriale Einschränkung auf jenen 

Teil des Agrargemeinschaftsgebietes, das im Sprengel der Behörde 

liegt. Die Zuständigkeit inländischer Behörden zu diesbezüglichen 

Entscheidungen ist jedenfalls bei Vorliegen eines Sitzes im Inland 

anzunehmen. 

  

VwGH 28.01.2020, Ra 2019/03/0121; Tiroler Jagdgesetz 2004: 

Der notwendige Zusammenhang von Teilflächen eines 

Genossenschaftsjagdgebiets bleibt trotz Feststellung des von der 

Revisionswerberin beantragten Eigenjagdgebiets gewahrt. 

  

VwGH 25.02.2020, Ra 2020/06/0060; TROG: 

Zurückweisung der Amtsrevision; einzelfallbezogene Beurteilung 

projektierter Räumlichkeiten durch das VwG hinsichtlich des § 61 Abs. 

5 lit. a TROG, keine ersichtliche Fehlbeurteilung. 

  

VwGH 20.03.2020, Ra 2019/10/0197; naturschutzrechtliche Bewilligung: 

Zurückweisung der Revision hinsichtlich der Erteilung einer 

naturschutzrechtlichen Bewilligung zur Errichtung einer Skipiste und 

Verlegung einer Beschneiungsleitung samt Energie- und Steuerkabel, 

nachdem das LVwG Tirol der Beschwerde des Tiroler 

Landesumweltanwalts stattgegeben hatte. 

  

Landesverwaltungsgericht Tirol 

 

20.01.2020, LVwG-2019/20/1563-3; Nutzen am Tourismus; Organschaft; 

Unternehmereigenschaft; Innenumsätze; Kostenverrechnung; 

Beitragspflicht; Großhandelsbegünstigung; 

Beitragsgruppenverordnung: 

Nach § 30 Tiroler Tourismusgesetz besteht eine Beitragspflicht, wenn 

zwischen Schwestergesellschaften getätigte Umsätze steuerbar sind 

und beide in Bezug auf deren Umsätze von einer Intensivierung des 
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Fremdenverkehrs profitieren. 

Eine Abmilderung eines allfälligen kaskadenähnlichen Effekts der 

Besteuerung ist in der Begünstigung gemäß § 1 Abs. 2 der 

Beitragsgruppenverordnung zu sehen, wonach bei der Einreihung von 

Handelsbetrieben gleichartige Großhandelsbetriebe in die 

Beitragsgruppe mit dem nächstniedrigeren Prozentsatz einzureihen 

sind. 

Eine Befreiung iSd § 31 Abs. 1 lit. a bis j Tiroler Tourismusgesetz 

kommt nur dann in Betracht, wenn der entsprechende Tatbestand 

auch konkret erfüllt ist. 

  

03.02.2020, LVwG-2019/48/1756-7; Baumassendichte; Aufschüttungen: 

Aus einer Baubewilligung ergibt sich eine Berechtigung und 

Ermächtigung zum Ausführen der bewilligten Erdkegel bzw. 

Anschüttungen, jedoch keine Verpflichtung. Es steht dem Bauwerber 

frei, rechtskräftig bewilligte bauliche Maßnahmen nicht auszuführen, 

außer sie sind für das gesamte Bauvorhaben untrennbar und bau- und 

raumordnungsrechtlich relevant und erforderlich. Erdkegel, die nicht 

direkt an die Außenhaut, sondern mit einem Abstand von ca. 40 cm 

von der Außenhaut errichtet werden, reduzieren nicht die 

Baumassendichte im Sinn des § 61 Abs. 3 TROG 2016. 

  

07.02.2020, LVwG-2019/37/2038-7; Agrargemeinschaft; Anteilsrecht; 

Absonderung; landwirtschaftlicher Betrieb: 

Unter ĂAbsonderungñ sind als ºffentlich-rechtlichem Oberbegriff alle 

wie immer gearteten (privat-)rechtlichen Lösungen der bisherigen 

Bindung der Anteilsrechte zu einer Stammsitzliegenschaft zu 

verstehen. Eine Sachentscheidung über einen Antrag auf Bewilligung 

der Übertragung eines Anteilsrechts an einer Agrargemeinschaft setzt 

voraus, dass ein wirksames Rechtsgeschäft über diese Übertragung 

vorliegt. 

  

17.02.2020, LVwG-2020/31/0098-2; Freizeitwohnsitz: 

Die nicht näher ausgeführte Behauptung, dass die Tochter des 

Bauwerbers voraussichtlich in einer ca. 80 km vom Bauort entfernten 

Stadt studieren und im geplanten Objekt ihren Hauptwohnsitz haben 

werde, um sich um die Ferienwohnungen zu kümmern, stellt weder 

eine Glaubhaftmachung noch einen Nachweis über die 

Nichtbeabsichtigung der Verwendung des Objektes als 

Freizeitwohnsitz iSd. § 29 Abs. 4 TBO 2018 dar. 

  

30.03.2020, LVwG-2019/22/0732-1; Aufenthaltstitel ĂStudierenderñ; 

Studienerfolgsnachweis: 

Der Studienerfolg für die Verlängerung des Aufenthaltstitels 

ĂAufenthaltsbewilligung-Studentñ (Ä 64 Abs. 2 NAG 2005) ist nicht für 

die gesamte bisherige Studienlaufbahn zu prüfen, sondern lediglich für 
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das Studienjahr, das vor dem Gültigkeitsende des bestehenden 

Aufenthaltstitels liegt. Für den Fall, dass aufgrund der Dauer des 

Verlängerungsverfahrens bereits ein weiteres Studienjahr verstrichen 

ist, kann im Sinn eines aktualitätsbezogenen Studienerfolgs das zuletzt 

abgelaufene Studienjahr herangezogen werden. 

  

30.03.2020, LVwG-2019/41/1827-4; Kennzeichnungsverpflichtung von 

Wildschweinfleisch: 

Eine Kennzeichnung von Wildschweinfleisch ist nach der 

Durchführungs-VO (EU) Nr. 1337/2013 nicht möglich, weil es hiebei 

weder ein Land der Aufzucht noch der Schlachtung gibt. Die 

Formulierung ĂGeschossen in: ...ñ lªsst sich aus der zitierten VO nicht 

ableiten und würde daher nicht den rechtlichen Vorgaben entsprechen. 

Die geforderte Kennzeichnungsmaßnahme kann auch nicht mit Art. 26 

Abs. 2 lit. a LMIV begründet werden. 

ITALIEN 

VERFASSUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do 

 

Urteil Nr. 78/2020: Staatliche Vorschriften zur Einhaltung der 

Zahlungsfristen für Leistungserbringer im Gesundheitswesen 

Direkte Verfassungsbeschwerden ua. der beiden Autonomen 

Provinzen Trient und Bozen gegen das Gesetzes Nr. 145 von 2018, 

das ua. in Absatz 865 seines Artikel 1 vorsieht, dass die Einrichtungen 

des staatlichen Gesundheitsdienstes, die Lieferanten verspätet 

bezahlen, die Verpflichtung haben, in den Verträgen mit den 

Generaldirektoren und Verwaltungsdirektoren ein spezifisches Ziel 

anzugeben, das mindestens 30 Prozent der Leistungsentschädigung 

von der Einhaltung der gesetzlich vorgesehenen Zahlungsfristen 

abhängig macht. Das Gesetz zielt auf die Bekämpfung des 

Zahlungsverzugs ab. 

Der Verfassungsgerichtshof schließt eine Verfassungswidrigkeit aus, 

da die wirtschaftliche Behandlung der öffentlichen Bediensteten, 

einschließlich der Regelung der verschiedenen Gehaltsbestandteile, 

dem in der ausschließlichen Kompetenz des Staates stehenden 

Sachbereichs der ĂZivilgesetzgebung" zuzurechnen ist, der im 

Verhältnis zu jeder Art von Gesetzgebungsbefugnissen der Regionen, 

auch der Sonderautonomien und damit der Autonomen Provinzen, 

Vorrang hat. Zudem ist die angefochtene Vorschrift nicht anwendbar, 

wenn die Körperschaft die Zahlungsbedingungen einhält (weshalb sich 

im Falle jener Körperschaften nichts ändert, die sich an die Vorgaben 

halten) und nimmt eine Abstufung der Maßnahmen im Verhältnis zur 
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Schwere des Versäumnisses vor. 

 

JUDIKATUR DES STAATSRATES 

Urteil Nr 367/2020*: Raiffeisenkassen  

Rekurs Nr 5383/2017 der Wettbewerbsbehörde Antirust (AGCM) 

gegen die Raiffeisenkasse Schlanders in Anfechtung des Urteiles Nr 

4748/2017 des VwG Latium (Erste Sektion), laut dem die zwischen 

den Raiffeisenkassen getroffene Vereinbarung betreffend die 

Koordinierung der Handelspolitiken bzgl der in der Provinz befindlichen 

Verbraucherhaushalte durch Austausch von Informationen, nicht 

wettbewerbswidrig ist. 

Die Rechtsmittelführerin behauptet, dass die zwischen den 

Raiffeisenkassen geschlossene Vereinbarung darauf ausgerichtet ist 

den Wettbewerb auf dem nationalen Markt oder einem wesentlichen 

Teil desselben durch die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung von 

An- oder Verkaufspreisen zu verhindern, einzuschränken oder zu 

verfälschen. Der Staatsrat stellt fest, dass zwischen den einzelnen 

Raiffeisenkassen kein Wettbewerbsverhältnis besteht, da durch das 

Raiffeisenkassensystem, das auf den Prinzipien des ĂMutualismusñ 

und ĂLokalitªtñ basiert, ein potentielles Konkurrenzverhältnis eindeutig 

ausgeschlossen wird. Außerdem, erklärt der Staatsrat, hat die 

Vereinbarung, die als Ăintesa per oggettoñ eingestuft wird, keine 

wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen, da ein Kartell, das von 

Unternehmen gebildet wird, die zusammen nur 25/30% des Marktes 

auf sich vereinen, nicht geeignet ist, eine spürbare 

wettbewerbsbeschränkende Wirkung zu entfalten. 

  

*Dieses Urteil ist beispielhaft für weitere Urteile, bei denen die 

Rekursgegnerin eine Raiffeisenkasse mit Sitz in der Autonomen 

Provinz Bozen ist. Vgl dazu die Urteile Nr. 489, 488, 371, 370, 369, 

368, 367, 365, 363, 362, 361, 296, 364 von 2020. 

 

  

Urteil Nr 776/2020: Vollständige Enteignung ohne Grundbuchseintrag 

Rekurs Nr 5307/2016 des Herr Höllwarth gegen die Autonome Provinz 

Bozen in Anfechtung des Urteils Nr 102/2016 des VwG Bozen, das die 

erfolgte Enteignung für rechtskonform erklärt. 

In Bezug auf die Enteignung durch die öffentliche Hand macht die 

Rechtsmittelführerin geltend, dass diese nie abgeschlossen wurde, da 

der Erwerb nicht im Grundbuch eingetragen wurde. Der Staatsrat 

erklärt, dass die Eintragung des Enteignungsdekretes in das 

Grundbuch für die öffentliche Verwaltung eine reine 

Bekanntmachungsfunktion erfüllt, da das Enteignungsdekret 

substanziell erga omes wirksam ist und somit auch nachfolgenden 

Erwerbern der enteigneten Sache entgegengehalten werden 
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kann.  Darüber hinaus bestätigt der Staatsrat die durch ein 

Landesgesetz (Art 32 LG Nr 10/1991) im Auslegungswege 

vorgesehene Befugnis, die zeitlich zurückliege Enteignungen, die nicht 

in das Grundbuch eingetragen worden sind, aber auf materieller Ebene 

als abgeschlossen gelten, zu regeln, unbeschadet der von der 

zuständigen Gerichtsbehörde festgestellten Rechten. 

  

AUTONOME PROVINZ BOZEN ï SÜDTIROL 

Landesgesetzgebung 

Abrufbar unter http://lexbrowser.provinz.bz.it 

Landesgesetz vom 12. November 2019, Nr. 11 

Teilnahme der Autonomen Provinz Bozen an der Organisation der 

XXV. Olympischen Winterspiele und der XV. Paralympischen 

Winterspiele 2026 

Das Gesetz sieht die Errichtung von zwei Einrichtungen 

(Organisationskomitee, Agentur zur Olympischen Planung) im Rahmen 

der Bewerbung um die Olympischen Spiele 2026 vor. 

 

Landesgesetz vom 2. Dezember 2019, Nr. 12 

Handelsordnung 

Dieses Gesetz enthält die Neuregelung der Vorgaben für die 

Handelstªtigkeiten in Südtirol. Unter anderem sind nunmehr die 

erforderlichen Ermächtigungen für Neueröffnungen von 

Handelsbetrieben in Wohngebieten und Nicht-Wohngebieten klar 

geregelt. Das Gesetz enthält allgemeine Regeln zu den 

Verkaufstªtigkeiten sowie zur Handelsurbanistik sowie zur  Ausbildung 

zum Handelsfachwirt. In den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen 

alle Handelstªtigkeiten, wie etwa f¿r den Groß- und Einzelhandel mit 

festem Standort, Einzelhandel auf ºffentlichem Grund, Verkauf von 

Zeitungen und Zeitschriften, besondere Verkaufsformen im 

Einzelhandel und Verkauf von Treibstoff an Tankstellen. Die ¥ffnungs- 

und Schließungszeiten der Einzelhandelsbetriebe ï mit Ausnahme des 

Handels auf ºffentlichem Grund ï kann weiterhin von den 

Handelstreibenden frei bestimmt werden. Weitere spezifische 

Regelungen betreffen die ¦bertragung der F¿hrung oder des 

Eigentums eines Betriebes oder eines Betriebszweiges durch 

Rechtgeschªfte unter Lebenden oder von Todes wegen. 

 

Landesgesetz vom 2. Dezember 2019, Nr. 13 

Änderung zum Landesgesetz vom 17. Oktober 2019, Nr. 10, 

Bestimmungen zur Erfüllung der Verpflichtungen der Autonomen 

Provinz Bozen, die sich aus der Zugehörigkeit Italiens zur 
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Europäischen Union ergeben (Europagesetz des Landes 2019) 

Das Landesgesetz nimmt terminologische  nderungen in Artikel 1 des 

Landesgesetzes vom 17. Oktober 2019, Nr. 10, vor, um die 

vollstªndige ¦bereinstimmung der Texte in den beiden Sprachen zu 

gewªhrleisten (ĂSüdtirolò ï ñAlto Adigeò statt ñProvincia di Bolzanoñ). 

 

Landesgesetz vom 2. Dezember 2019, Nr. 14 

Außeretatmäßige Verbindlichkeit 

Die Rechtmªßigkeit der außeretatmªßigen Verbindlichkeiten aus dem 

Erwerb von G¿tern und Dienstleistungen ohne vorherige 

Ausgabenzweckbindung wird gemäß gesetzesvertretenden Dekrets 

Nr. 118/2011 gesetzlich verankert. 

 

Landesgesetz vom 19. Dezember 2019, Nr. 15 

Landesstabilitätsgesetz für das Jahr 2020 

Das Gesetz enthält unter anderem Bestimmungen im Bereich der 

Befreiung von der Zahlung der Kraftfahrzeugsteuer f¿r Kraftfahrzeuge 

sowie  der Begünstigungen im Bereich der IRAP  sowie im Bereich 

Ausgaben (Korrekturen am Buchhaltungsgesetz). Zudem wird die 

Vertretung der Sprachgruppen in den Gesellschaftsorganen erleichtert, 

da die Anforderungen der Ehrbarkeit, Professionalitªt und 

Unabhªngigkeit mit Dekret des Landeshauptmannes festzulegen sind. 

Eine weitere Bestimmung ermächtigt auch die Abteilungsdirektoren 

des Landes zu Leistung von maximal 40 ¦berstunden im Monat. 

 

Landesgesetz vom 19. Dezember 2019, Nr. 16 

Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen 2020-2022 

 

Landesgesetz vom 20. Dezember 2019, Nr. 17 

Änderungen zum Landesgesetz vom 10. Juli 2018, Nr. 9, "Raum und 

Landschaft" 

Mit diesem Gesetz wird das Inkrafttreten des Gesetzes ĂRaum und 

Landschaftñ auf 1. Juli 2020 verschoben. Wichtige  nderungen 

betreffen Erleichterungen für Besitzer von Wohnung mit Bindung 

(ansässigen Wohnungsinhabern wird das Recht eingeräumt, die 

Bindung einer gekauften oder geerbten zweiten Wohnung auf ihre 

erste Wohnung zu übertragen), bringen Klarheit in die Anwendung der 

Abstandsregelungen, sehen für den Wohnbau in strukturschwachen 

Gemeinden eine 60-prozentige Konventionierung vor, auch wenn mehr 

als 10 Prozent an Zweitwohnungen vorhanden sind. Neuerungen gibt 

es zudem im Hinblick auf die Schaffung von Parkplätzen für 

bestehende Wohnungen, die Dienstwohnungen und die 

Eingriffsgebühr für die Baugenehmigung (je höher die urbanistische 

Belastung eines Eingriffs ist, umso höher fällt die Eingriffsgebühr aus, 

die zu entrichten ist). 

 



Landesgesetz vom 3. Januar 2020, Nr. 1 

Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Stabilitätsgesetz 2020 

Das Gesetz enthält punktuelle Änderungen in den verschiedensten 

Bereichen, darunter  die Enteignung f¿r gemeinnützige Zwecke in 

Bereichen der Zuständigkeit des Landes, Pilzesammeln, Seilbahnen in 

Skigebieten, Leasings bzw. Langzeitmiete von Elektrofahrzeugen, 

einschließlich der Steckdosenhybride, Grundausbildung sowie 

Fachausbildung und die ständige Weiterbildung im 

Gesundheitsbereich, Olympia 2026 und Personalordnung des Landes.  

Landesgesetz vom 27. März 2020, Nr. 2 

Änderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen Kultur, 

Berufsbildung, örtliche Körperschaften, Ämter- und Personalordnung, 

Verbraucherschutz, Beziehungen des Landes zur Europäischen Union, 

Denkmalpflege, Bildung, öffentliche Veranstaltungen, 

Gewässernutzung, Landschafts- und Umweltschutz, Jagd und 

Fischerei, Landwirtschaft, Tourismus, Handwerk, Gastgewerbe, 

Wirtschaft, Handel, Hygiene und Gesundheit, Schulbauten, 

Kommunikation, Arbeit und Transportwesen 

  

Landesgesetz vom 16. April 2020, Nr. 3  

Änderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz 

Bozen für die Finanzjahre 2020, 2021 und 2022 und andere 

Bestimmungen 

In Bezug auf die mit diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 

können die BürgermeisterInnen weitere und restriktivere Maßnahmen 

treffen. Dafür können sie jene Orte auf ihrem Gemeindegebiet 

ermitteln, wo sich potentiell Menschenansammlungen bilden könnten 

und dürfen geeignete Maßnahmen ergreifen, um diese zu vermeiden. 

Falls auf staatlicher Ebene Abschwächungen der Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Verbreitung des Virus vorgesehen werden, können 

diese mit Verordnung des Landeshauptmanns umgesetzt werden. 

Das Gesetz sieht zudem vor, dass eine Expertenkommission als 

beratendes Fachorgan errichtet wird. Diese Kommission führt ein 

konstantes Monitoring des Verlaufs der Infektionskurve durch und 

schlägt dem Landeshauptmann das Ergreifen von geeigneten 

Maßnahmen, einschließlich der Aussetzung der erlaubten Tätigkeiten 

auch begrenzt auf bestimmte Gebiete innerhalb des Landes, vor. Die 

Kommission setzt sich aus mindestens fünf Mitgliedern mit anerkannter 

Erfahrung in ihren jeweiligen Fachgebieten zusammen, darunter 

Epidemiologie, Virologie, Statistik sowie Hygiene und öffentliche 

Gesundheit. 

  

 



Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

 

Urteil Nr. 89/2020: Fahrverbot auf der Landesstraße Pragser Wildsee 

Rekurs Nr. 184/2019 eingebracht von einem Betreiber eines Urlaub auf 

dem Bauernhof-Betriebes und eines öffentlichen Parkplatzes in Prags 

gegen die Autonome Provinz Bozen-Südtirol und die Gemeinde Prags 

für die Aufhebung einer Verordnung der Autonomen Provinz betreffend 

dem Fahrverbot der LandestraÇe ĂPragser Wildseeñ und ĂAltpragsñ. 

Der Beschwerdeführer behauptet, dass die Verwaltungsmaßnahme zur 

täglichen Schließung der Straße von 10 Uhr bis 15 Uhr für den 

Zeitraum von 2 Monaten keine angemessene Abwägung der privaten 

und öffentlichen Interessen darstellt. Das Verwaltungsgericht weist den 

Rekurs ab und führt an, dass das Verbot vorgesehen ist, um die 

öffentliche Sicherheit und öffentliche Unversehrtheit zu schützen und 

zudem auf einer umfassenden Untersuchung fußt, in Erarbeitung des 

Verkehrsplans. Zudem zeigt die Tatsache, dass Taxis, Fahrräder, 

Lieferanten und die Fahrzeuge der Gäste mit Reservierung sowie 

öffentliche Verkehrsmittel verkehren können, im Ergebnis eine 

angemessene Abwägung zwischen den Interessen der Betreiber und 

dem verfolgten öffentlichen Interesse. 

 

Urteil Nr. 47/2020: Erweiterung eines Skigebietes in Kastelruth 

Rekurs Nr. 148/2019 des Dachverbandes für Natur- und Umweltschutz 

und des Alpenvereins Südtirol gegen die Autonome Provinz Bozen-

Südtirol und die Marinzen GmbH., unter anderem für die Aufhebung 

des Beschlusses der Erweiterung des Skigebietes Marinzen mit dem 

Skigebiet Seiser Alm. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt, er sieht ua. das 

Argument der fehlenden Klageberechtigung seitens des 

Dachverbandes für Natur- und Umweltschutz bzw. des Alpenvereins 

nicht gegeben, da Umweltverbªnde sowohl f¿r Umweltbelange Ăim 

engeren Sinn als auch im weiteren Sinnñ gerichtlich vorgehen kºnnen, 

sofern ihr Vorbringen im Zusammenhang mit dem Umweltschutz steht. 

Laut dem Verwaltungsgericht sei darüber hinaus eine 

Widersprüchlichkeit mit vorhergehenden Verwaltungsmaßnahmen 

gegeben, da etwa, obwohl die Gutachten des Umweltbeirates negativ 

ausfielen, die Landesregierung der Marinzen GmbH 30 Tage zur 

Vorbringung neuer Inhalte gewährte. Obwohl die Marinzen GmBH 

keine neuen Inhalte vorbrachte und entgegen des Gutachtens 

beschloss die Landesregierung kurz darauf dennoch eine Variante 

unter Auflagen zu genehmigen.  

     

Urteil Nr. 90/2020: Flughafen Bozen  

Rekurs Nr. 45/2019 von der Gemeinde Leifers gegen die Autonome 
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Provinz Bozen und die Italienische Zivilluftfahrtsbehörde (ENAC) unter 

anderem zur Aufhebung des Beschlusses der Landesregierung, der 

die Änderungen Unzulässigkeit der  des Gemeindebauleitplans und 

des Landschaftsplanes der Gemeinde Leifers für unzulässig erklärt. 

Die Landesregierung hatte im Jahr 2013 mit Beschluss die 

urbanistische Zweckbestimmung der Flächen südlich des Flughafens 

geändert und zwar von landwirtschaftlichem Grün in Zone für 

öffentliche Einrichtungen ï Verwaltung und öffentliche Dienstleistung. 

Im Hinblick auf das negative Ergebnis des beratenden Referendums 

zum Flughafen Bozen kritisierte die Gemeinde Leifers diese 

Entscheidung und hat kurz darauf ein Verfahren zur 

Bauleitplanänderung eingeleitet, um die betreffenden Flächen wieder 

in landwirtschaftliches Grün umzuwidmen. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und erklärt den 

Beschluss der Landesregierung für rechtswidrig, da die 

Landesregierung an Stelle der Kommission für Natur, Landschaft und 

Raumentwicklung tätig wurde und somit das dafür vorhergesehene 

Verfahren zur Abänderung des Bauleitplanes gemäß 

Landesraumordnungsgesetz Nr. 13/1997 verletzt hat.   

  

Urteil Nr. 92/2020: Bahnhofsareal Bozen 

Rekurs Nr. 206/2019 eingebracht von der Eni A.G. gegen die 

Autonome Provinz Bozen-Südtirol und die Stadtgemeinde Bozen zum 

Zwecke der Aufhebung einer Programmatischen Vereinbarung in 

Bezug auf das Einheitliche Programm zur territorialen Aufwertung des 

Bahnhofareals Bozen (PUVAT). 

Das Verwaltungsgericht weist den Rekurs ab. Der Eingriff liege 

außerhalb der reinen Raumplanung, weshalb nicht etwa das 

Landesraumordnungsgesetz Anwendung finden kann, sondern 

vielmehr eine Programmatische Vereinbarung/ Programm 

Vereinbarung, da diese die spezifische Regelung dafür sei, um die 

bestmögliche Nutzung der öffentlichen Güter zu garantieren und um 

etwa die Maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Aufwertung des 

Gebietes zu regeln. Weiters hält das Verwaltungsgericht fest, es 

handle sich hierbei um ein innovatives Vorhaben im größeren Ausmaß 

und somit könnten neben öffentlichen Gütern auch im geringen Anteil 

Private Güter mit einbegriffen werden, da die privaten Flächen 

unabdingbar sind um das öffentliche Interesse zu verfolgen, nämlich 

die Realisierung des neuen Zugbahnhofes und Busbahnhofes. 

  

Urteil Nr. 69/2020: Biotop in Glurns  

Rekurs Nr. 140/2019 eingebracht von Herrn Warger und Herrn Prieth 

und der Weide-Interessentschaft Glurns gegen die Gemeinde Glurns, 

die Autonome Provinz Bozen-Südtirol und den Heimatpflegeverband 

Südtirol für die Aufhebung des Beschlusses der Landesregierung der 

die Änderung des Landschaftsplans der Gemeinde Glurns und die 



Ausweisung des Biotops ĂObere Auñ vorsieht. 

Das Verwaltungsgericht weist den Rekurs ab und hebt hervor, dass die 

Anfrage um Ausweisung des Biotops von Seiten der Kommission 

Natur, Landschaft und Raumentwicklung gesetzlich vollkommen 

zulässig ist und zudem auch umfassend begründet sei. Weiters erklärt 

das Verwaltungsgericht die urbanistische Zweckbestimmung ĂBiotopñ 

mit der Nutzung der Flächen als Wald oder Weidefläche für möglich 

bzw. vereinbar, weshalb die Gemeinnutzungsrechte nicht 

eingeschränkt würden und kein Entschädigung vorgesehen sei. Zur 

eventuellen Einschränkung der Nutzungsrechte eines Kulturgrundes 

eines angrenzenden geschlossenen Hofes hält das Verwaltungsgericht 

fest, dass es sich nur um geringfügige Einschränkungen der 

Nutzungsrechte handle, die in den Bereich der Enteignung aus 

öffentlichen Interesse fallen würde, weshalb keine Zustimmung der 

lokalen Höfekommission notwendig sei. 

  

Urteil Nr. 42/2020: Nord-West-Umfahrung Meran 

Rekurs Nr. 186/1019 von der Bietergemeinschaft Impresa Pizzarotti & 

C. S.p.A./Collini Lavori S.p.A gegen die Autonome Provinz Bozen und 

Agentur für die Verfahren und die Aufsicht im Bereich öffentliche Bau- 

Dienstleistungs- und Lieferaufträge für die Aufhebung der Vergabe der 

Ausschreibung ĂNord- Westumfahrung Meran.ñ  Das 

Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und erklärt, dass aufgrund 

des Antrages auf ein offenes Ausgleichsverfahren seitens der 

Rekursgegner die Voraussetzungen zur Teilnahme am 

Vergabeverfahren nicht mehr gegeben sind. Diese müssen nämlich 

von Beginn an, ab dem Einreichen des Antrages bis zur kompletten 

Erfüllung des Vertrags vorliegen. Weiters legt das Verwaltungsgericht 

fest, dass eine Änderung des Mitgliederbestandes der 

Bietergemeinschaft während des Verfahrens, die darauf abzielt, den 

Ausschluss der Bietergemeinschaft wegen fehlender Voraussetzungen 

bzgl. eines Mitgliedes zu verhindern, aufgrund der Verletzung des 

Gleichbehandlungsprinzips unzulässig ist. Eine Änderung ist nur 

aufgrund von organisatorischen Erfordernissen zulässig. 

  

AUTONOME PROVINZ TRIENT 

Landesgesetzgebung 

Erlass des Landeshauptmanns TN vom 2. März 2020, Nr. 2-15/Leg 

Änderungen des Dekrets Nr. 34-141/Leg des Landeshauptmanns TN 

vom 21. August 2008 (Verordnung über die Organisation, den Betrieb 

und die Aufgaben der staatlichen Forstbehörde der Provinz TN (Artikel 

68 des Landesgesetzes TN Nr. 11 vom 23. Mai 2007) 

  

Erlass des Landeshauptmanns TN vom 19. Februar 2020, Nr. 1-14/Leg 

Änderungen des Dekrets des Landeshauptmanns TN vom 18. 

Dezember 2015, Nr. 20-34/Leg (Verordnung über die Organisations- 
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und Bildungsstruktur der Erwachsenenbildung in der Provinz Trient) 

  

Landesgesetz TN Nr. 1 vom 12. Februar 2020 

Interventionen zur Unterstützung getrennter oder geschiedener 

Ehepartner in Schwierigkeiten 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN vom 30. Dezember 2019, Nr. 12-13/Leg 

Änderungen des Landeshauptmanns TN vom 12. Juni 2006, Nr. 11-

64/Leg "Vorschriften für den Zugang zur Beschäftigung von 

Verwaltungs-, Technik- und Hilfspersonal (ATA) der 

Bildungseinrichtungen und Berufsbildungsinstitute der Provinz (Artikel 

37 des Landesgesetzes Nr. 7 vom 3. April 1997)" 

  

Landesgesetz Nr. 12 vom 23. Dezember 2019 

Gesetz im Zusammenhang mit dem Haushaltspaket der Provinz 2020 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN vom 13. Dezember 2019, Nr. 10-11/Leg 

Änderungen des Landeshauptmanns TN vom 28. März 2018, Nr. 2-

77/Leg (Verordnungen zur Durchführung von Artikel 21 des 

Landesgesetzes Nr. 19 vom 17. September 2013 (Landesgesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung 2013), betreffend die einheitliche 

territoriale Genehmigung, und Änderungen des Landeshauptmanns TN 

vom 20. Juli 2015, Nr. 9-23/Leg. zur Durchführung desselben 

Gesetzes und zur Änderung damit zusammenhängender 

Verordnungen) 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Maßnahmen und Handlungen des Verwaltungsgerichts Trient für die 

COVID-19 Notfallsituation können unter https://www.giustizia-

amministrativa.it/web/guest/covid19-trga-trento abgerufen werden. 

  

Alle Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

Link zu den Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Trient: 

https://www.giustizia-amministrativa.it/provvedimenti-trga-trento 

  

Urteil Nr. 23 vom 12.2.2020 

Anhang 3 der Gesetzesverordnung Nr. 59 vom 18. April 2011, mit der 

die Richtlinien Nr. 2006/16/EG und 2009/113 EG über den 

Führerschein umgesetzt wurden, und insbesondere der 

Ministerialerlass vom 26. Januar 2018, mit dem die Richtlinie Nr. 

2016/16 umgesetzt wurde, verlangt eine sorgfältige Bewertung von 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen, die "Gründe für Fahrbeschränkungen" 

darstellen. Darüber hinaus rechtfertigt das fortgeschrittene Alter an 

sich zwar keine Fahrbeschränkungen, es beeinträchtigt jedoch in 

jedem Fall die Reflex- und Aufmerksamkeitsbereitschaft, schließt 
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unweigerlich die Möglichkeit einer Verbesserung der Pathologien aus 

und stellt somit in jedem Fall einen nicht unerheblichen Faktor im 

Rahmen der der Medizinischen Kommission übertragenen Beurteilung 

dar. Es muss daher als nicht unangemessen angesehen werden, das 

Fahren auf einen Umkreis von 15 km um den Wohnort zu 

beschränken, was die Ärztekommission einem Bürger, der an Herz-

Kreislauf-Erkrankungen leidet, mit Bedacht auferlegt. Darüber hinaus 

beinhaltet die Delegation der Ausübung von Funktionen der zivilen 

Motorisierung an die Autonome Provinz Trient nicht die Ausstellung 

(sowie die Bestätigung) des Führerscheins, da dies gemäß Artikel 116 

und 126 des Gesetzesdekrets Nr. 285 vom 30. April 1992 in den 

Händen des Ministeriums für Infrastruktur und Verkehr verbleibt. Die 

örtliche Ärztekommission von Trient ist ein Fachgremium des Landes, 

sowohl unter Berücksichtigung der heterogenen Herkunft ihrer 

Mitglieder, als auch der Tatsache, dass sie innerhalb der Dienststellen 

der örtlichen Gesundheitsbehörde eingerichtet wurde - d.h. sie nimmt 

sie in Anspruch, gehört aber nicht dazu - und schließlich der 

Zuständigkeit der Provinz für die Ernennung. 

  

Urteil Nr. 15 vom 5.2.2020 

Artikel 105 des Landesgesetzes TN Nr. 15/2015 bezieht sich bei der 

Zulassung der Anhebung des Dachbodens innerhalb der Höchstgrenze 

von einem Meter nicht auf die Höhe des Gebäudes, sondern auf das 

Maß, das ausreicht, um die Mindestnutzhöhe für die Wiederherstellung 

von Dachböden für Wohnzwecke zu erreichen; dafür sind die in Artikel 

105 des Landesgesetzes TN Nr. 15/2015 angegebenen 

Messmethoden anwendbar, die sich insbesondere auf "Dachboden" 

und "Nutzhöhe" beziehen, entsprechend Art. 3, Absatz 6, Buchstaben 

e) und j) des Präsidialerlasses Nr. 8 - 61/Gesetz vom 19. Mai 2017, der 

die provinzielle Stadtplanung - Bauvorschriften enthält. Das heißt, der 

Verweis ist eine interne Maßnahme (bis zur Laibung) und keine 

externe Maßnahme (bis zum Gewölbegrat) einschließlich des 

Wärmepakets des Daches. 

Die bloße Nähe eines Grundstücks oder einer Wohnung zu dem 

Gebiet, das Gegenstand des städtebaulichen Eingriffs ist, kann die 

Legitimität der Beschwerde nicht wiederherstellen, da der Antragsteller 

stets konkrete Beweise für eine spezifische Verletzung erbringen 

muss, den die angefochtenen Handlungen seinem Rechtsbereich 

zufügen, wie z.B. die Wertminderung des Gutes oder die konkrete 

Beeinträchtigung des Rechts auf Gesundheit oder der Umwelt. 

Tatsächlich erschöpft das Kriterium der Nähe nicht diese notwendigen 

Voraussetzungen, denen die Legitimität der Berufung untergeordnet 

ist, auch wenn es geeignet ist, das Vorhandensein einer qualifizierten 

und differenzierten Rechtsposition in der abstrakten, als legitimes 

Interesse gestaltbaren Form zu definieren. Der Antragsteller muss 

stattdessen den Nachweis erbringen, dass infolge des baulichen 



Eingriffs konkreter Schaden oder Leiden vorliegt (vermögensrechtlicher 

Art oder durch Verschlechterung der Lebensbedingungen oder der für 

das Gebiet charakteristischen städtebaulichen Merkmale). 

  

Urteil Nr. 9 vom 4.2.2020 

Das gemäß Artikel 3 des Gesetzes Nr. 89/2001 verkündete 

Verurteilungsdekret ist von entscheidender Natur in der Frage der 

subjektiven Rechte und kann daher im Hinblick auf die Zulässigkeit der 

Berufung auf Befolgung rechtskräftig werden. 

Das Sanktionsmittel der Versäumnisstrafe ist auch auf Fälle der 

Nichtvollstreckung von Verfügungen anwendbar, die für den Fall der 

fortgesetzten Untätigkeit der Verwaltung nach dem Pinto-Gesetz zur 

Zahlung von Geldbeträgen verhängt wurden, und zwar auch nach dem 

Urteil über die Befolgung, ab dem Tag der Notifizierung oder 

Zustellung der Verfügung über die Einhaltung. Was die letzte Frist 

betrifft, d.h. das Datum, an dem das Zwangsgeld nicht mehr fällig ist, 

so fällt sie mit dem Zeitpunkt zusammen, an dem die Verwaltung die 

geschuldeten Beträge zahlt oder nicht mehr befugt ist, weil sie 

tatsächlich ad acta an den Kommissar übertragen wurde. 

  

Urteil Nr. 8 vom 21.1.2020 

Der vom Carabinieri-Umweltschutzkommando erstellte Bericht über die 

vorbeugende Beschlagnahme, der eine Beschlagnahme zu 

Beweiszwecken ex Art. 354 c.p.p. und zu vorbeugenden Zwecken ex 

Art. 321 c.p.p. enthält, kann nicht zu den Verwaltungsmaßnahmen 

gezählt werden, da ihm der Charakter eines typischen Aktes der 

Kriminalpolizei zugeschrieben werden muss, für den die 

Gerichtsbehörde nicht zuständig ist. Der oben erwähnte Bericht kann 

daher nicht vor den Verwaltungsgerichten angefochten werden; die 

Frage fällt in die Zuständigkeit des Strafrichters, vor dem eine 

Beschwerde geltend gemacht werden muss. 

  

Urteil Nr. 175 vom 19.12.2019 

Artikel 62 des Regionalgesetzes Nr. 2/2018 von Trentino-Südtirol sieht 

vor, dass der Rechnungsprüfer, wenn er die darin vorgesehene 

Ordnungsbefugnis auszuüben beabsichtigt, in den Gründen sowohl die 

ausgeübte Befugnis als auch die gesetzlich vorgeschriebenen 

Bedingungen für die Ausübung dieser außerordentlichen Befugnis 

angeben muss. Dabei weist er darauf hin, dass es sich um eine 

Situation dringlicher Notwendigkeit handelt, die nicht mit gewöhnlichen 

Mitteln bewältigt werden kann. In Ermangelung präziser Hinweise in 

diesem Sinne muss daher davon ausgegangen werden, dass der 

Rechnungsprüfer lediglich eine der ihm gesetzlich zugewiesenen 

ordentlichen Befugnisse ausgeübt hat. 

Die bloße Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit des 

Verwaltungshandelns zu gewährleisten, reicht nicht aus, um die 



Erfordernisse des konkreten und aktuellen Charakters des Interesses 

am Handeln als gegeben anzusehen, während die Festlegung 

rechtlicher Koordinaten, an denen sich die künftige Tätigkeit der 

Verwaltung orientieren soll, durch Artikel 30 Absatz 2 der 

Strafprozessordnung ausgeschlossen ist, wonach der 

Verwaltungsrichter in keinem Fall unter Bezugnahme auf noch nicht 

ausgeübte Verwaltungsbefugnisse entscheiden kann. 

  

Urteil Nr. 174 vom 19.12.2019 

Angesichts des Geltungsbereichs von Artikel 89 des 

Vertragsgesetzbuches muss die operative Unterstützung auf 

Vertragsklauseln beruhen, die nicht durch übermäßige 

Allgemeingültigkeit beeinträchtigt werden dürfen, sondern die genau 

spürbar machen müssen, welche Mittel der Hilfsgesellschaft zur 

Verfügung gestellt werden. Damit soll vermieden werden, dass die 

Anforderung nur auf dem Papier steht und nicht wirksam ist; 

andernfalls ist der Unterstützungsvertrag null und nichtig. 

Wenn in der Bekanntmachung die vorherige Erbringung ähnlicher 

Dienstleistungen als Voraussetzung verlangt wird, kann dieser Begriff 

nur unter äußerster Anspannung der Auslegungsmeethoden mit dem 

Begriff der identischen Dienstleistungen gleichgesetzt werden. Die 

Voraussetzung ist nur als erfüllt anzusehen, wenn der Bieter 

nachgewiesen hat, dass er auf jeden Fall Dienstleistungen erbracht 

hat, die in den gleichen Wirtschafts- oder Berufssektor fallen, auf den 

sich der Auftrag bezieht. Dafür ist es unerheblich, ob die 

Voraussetzung im vorliegenden Fall im Wege einer Ausschreibung 

erfüllt wurde oder nicht. 

Das Erfordernis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 

in Bezug auf den durchschnittlichen spezifischen Jahresumsatz im 

Bereich der vertragsgegenständlichen Tätigkeiten (Artikel 83, Absatz 1, 

Buchstabe b des Gesetzesdekrets Nr. 50/2016) postuliert in keiner 

Weise die Notwendigkeit, die Erzielung von Umsatzerlösen (sei es 

durch Nutzung oder direkt durch den Konkurrenten) in Verträgen 

nachzuweisen, die mit demjenigen identisch sind, welcher Gegenstand 

des Angebots ist. In diesem Sinne ist die Bestimmung der lex specialis, 

die das Lastenheft für den Tätigkeitsbereich "Kontroll- und 

Wartungsdienst für kollektive Schutzvorrichtungen (Chemieabzüge, 

biologische Schränke, Absaugschränke, örtliche Absaugung) und 

Reparaturarbeiten mit Installation von Anlagenzubehör" enthält, so zu 

verstehen, dass sie sich auf den Gegenstand der ausgeschriebenen 

Dienstleistung bezieht. Andernfalls würde die oben genannte 

Anforderung mit der Forderung nach Erfahrung in identischen 

Dienstleistungen zusammenfallen, in einem klaren Missverständnis 

des Zwecks der Regulierungsbestimmung und des Willens des 

Auftraggebers, der zum Ausdruck gebracht wurde, um die 

Marktöffnung zu garantieren, insbesondere in einem Sektor, in dem die 



Beteiligung nicht besonders zahlreich ist. 

Nach der Aufhebung des in Artikel 120 Absatz 2 bis des italienischen 

Strafgesetzbuches genannten Schnellverfahrens fällt der Beginn der 

Frist für die Anfechtung des Ausschlusses oder der Zulassung zur 

öffentlichen Ausschreibung mit der Mitteilung des Zuschlags gemäß 

Artikel 76 Absatz 5 des Vergabegesetzes zusammen, der in 

Verbindung mit Artikel 120 des italienischen Strafgesetzbuches 

anzuwenden ist. 

  

Urteil Nr. 165 vom 17.12.2019 

Die Begehung von Straftaten (zu denen auch die Misshandlung in der 

Familie gehört), die mit Verfassungsgrundsätzen unvereinbar sind, 

welche die Republik verpflichten, die unverletzlichen Rechte jeder 

Person zu gewährleisten, sowohl als Individuum als auch in 

gesellschaftlichen Formationen wie der betreffenden Familieneinheit, in 

der sich die eigene Persönlichkeit entwickelt, unter besonderer 

Berücksichtigung der Verfassungsgrundsätze, die den Schutz des 

Lebens, der körperlichen Unversehrtheit, der Gleichheit und der 

Freiheit der Frau verlangen, schließt die Verstärkung der vom 

Antragsteller hervorgehobenen Umstände und familiären Bindungen 

ebenso aus wie die Tragweite des negativen Urteils für die Zwecke der 

Anerkennung des langfristigen Aufenthaltstitels. 

Bei der Verlängerung oder Aktualisierung des langfristigen 

Aufenthaltstitels wird jede Form des Automatismus zwischen der 

Verurteilung und dem ablehnenden Ablehnungsbescheid 

ausgeschlossen und stattdessen ein artikuliertes Urteil postuliert, das 

in der konkreten Beurteilung der möglichen sozialen Gefährlichkeit des 

Ausländers begründet ist und die Dauer des Aufenthalts im nationalen 

Hoheitsgebiet sowie die soziale, familiäre und berufliche Integration 

des Betroffenen berücksichtigt. Dies schließt jedoch nicht aus, dass die 

Untersuchung auf synthetische und unumstrittene Weise die 

tatsächlichen und rechtlichen Elemente aufzeigt, die geeignet sind, die 

von den Behörden vorgenommene Beurteilung der Prävalenz der 

sozialen Gefährlichkeit im Hinblick auf die übrigen, der Abwägung 

unterliegenden Elemente (Dauer des Aufenthalts im Staatsgebiet, 

familiäre, soziale und berufliche Eingliederung) nach dem Grundsatz 

der Angemessenheit zu begründen. 

  

Urteil Nr. 164 vom 17.12.2019 

Die Anwesenheit von Vertretern des antragstellenden Unternehmens 

bei der Ausschreibungssitzung, in der die finanziellen Angebote 

eröffnet und veröffentlicht wurden, die keine vertrauliche Sitzung zur 

Bewertung dieser Angebote verlangten, obwohl dies nach den 

Ausschreibungsbedingungen zulässig ist, verhindert, dass die 

behauptete Verletzung der Geheimhaltung des Angebots durch 

elektronische Veröffentlichung wirklich Substanz erhält, da die 



Angebote, soweit sie in öffentlicher Sitzung eröffnet und veröffentlicht 

wurden, eben nicht mehr geheim waren. 

In einem Verfahren, das auf die Vergabe der 

Ersatzkantinendienstleistung abzielt, entspricht die spezifische 

Bestimmung in den Ausschreibungsbedingungen für den Verzicht auf 

den Zuschlag im Falle der Nichtvorlage der Vertragsvereinbarungen 

mit dem Netz der teilnehmenden Unternehmen den Bestimmungen 

von Artikel 144 Absatz 7 des Gesetzesdekrets Nr. 50/2016 und ist auf 

die Notwendigkeit zurückzuführen, von der Einreichung von Angeboten 

mit einem hohen Risiko der Undurchführbarkeit abzuschrecken. 

Andernfalls stellt der Antrag auf Produktion innerhalb der festgelegten 

Laufzeit der Vertragsvereinbarungen eine Leistung des erfolgreichen 

Bieters dar, die prodromal und für die Vertragsunterzeichnung 

notwendig ist, eine Leistung, welche die Verwaltung vor dem Risiko 

schützen soll, dass sie Angebote vorlegt, die nicht angemessen 

gewichtet sind und den Wettbewerb verzerren. Die Festlegung der 

Frist zur Erfüllung dieser Leistung kann nicht die in Art. 32 Abs. 11 des 

Gesetzesdekrets Nr. 50/2016 vorgesehene Aussetzung der 

Vertragsunterzeichnung nach sich ziehen; die letztgenannte 

Bestimmung dient der Notwendigkeit, den Mitbewerbern die 

Möglichkeit zu geben, ihre Interessen vor Gericht geltend zu machen, 

ohne durch die Vertragsklausel beeinträchtigt zu werden. Ihre 

Anwendung darf daher nicht zu einem völlig fremden und zu einem 

anderen Vorteil dienenden Zweck umgeleitet werden, wie z.B. der 

Aussetzung der vorgeschriebenen Fristen für eine genaue 

Verfahrensdurchführung. Die angebliche Aussetzung der 

Vertragsdauer als Folge der Aussetzung der Frist zur 

Vertragsunterzeichnung findet daher keine Rechtfertigung und würde 

zu einer eindeutigen und unrechtmäßigen Änderung einer bestimmten 

Vertragsbedingung führen. 

  

Urteil Nr. 162 vom 3.12.2019 

Die Abrissverfügung für ein missbräuchliches Bauwerk bedarf aufgrund 

seiner Natur, die an den Rückgriff auf die einschlägigen tatsächlichen 

und rechtlichen Bedingungen gebunden und fest verankert ist, keiner 

Rechtfertigung in Bezug auf die Gründe des öffentlichen Interesses, 

welche die Beseitigung des Missbrauchs erfordern(außer denen, die 

sich auf die Wiederherstellung der verletzten Rechtmäßigkeit 

beziehen). Dieser Grundsatz lässt keine Ausnahmen zu, selbst für den 

Fall, dass der Abrissverfügung geraume Zeit nach der Durchführung 

des Missbrauchs eingreift. 

 

 



NEWS 

Interessiert auch Sie ein Aufenthalt als Federal Scholar in Residence 

am Institut für Vergleichende Föderalismusforschung oder kennen Sie 

qualifizierte Kandidat*innen? Die Federal Scholar Ausgabe 2021 ist 

ausgeschrieben! Ein dreiwöchiger Forschungsaufenthalt bietet 

Gelegenheit, ein Forschungsprojekt weiter zu entwickeln, Seminare zu 

halten und mit den Mitarbeiter*innen des Instituts Projektideen zu 

entwickeln. 

Bewerbungsfrist ist der 1. Juli 2020. Alle weiteren Informationen finden 

Sie unter www.eurac.edu/federalscholar. 

  

Winter School on Federalism and Governance 2021 ĂFederalism 

and Local Self-Governmentñ: 

Die kommende Ausgabe der grenzüberschreitenden Winter School 

organisiert von der Universität Innsbruck und Eurac Research ist der 

Rolle der lokalen Gebietskörperschaften in Mehrebenensystemen 

gewidmet. Das Programm findet vom 1. bis zum 12. Februar 2021 eine 

Woche in Innsbruck und eine Woche in Bozen statt. Zielgruppe sind 

Studierende, Wissenschaftler und Praktiker aus aller Welt. Mehr 

Informationen sind unter https://winterschool.eurac.edu/ abrufbar. Die 

Anmeldungen starten im August und sind bis zum 11. Oktober 2020 

möglich. 

COVID-19 

Maßnahmen in Zusammenhang mit der Eindämmung des 

Coronavirus 

 

TIROL 

Coronavirus-Portal des Landes Tirol mit Informationen, Nachrichten 

und einer Sammlung von Normen und Richtlinien zur Covid-19 

Pandemie:  https://www.tirol.gv.at/gesundheit-

vorsorge/infekt/coronavirus-covid-19-informationen/ 

  

  

Tiroler COVID-19-Anpassungsgesetz, LGBl. Nr. 51/2020: 

Mit dem Gesetz wurden ein Tiroler COVID-19-Gesetz erlassen und 

zahlreiche Änderungen in (rund 40) Landesgesetzen durchgeführt. 

Wesentliche Punkte sind angepasste Fristen(läufe), 

Kundmachungsbestimmungen, haushaltsrechtliche 

Terminerstreckungen sowie organisationsrechtliche Bestimmungen im 

Hinblick auf Funktionsperioden, Sitzungstermine, Umlaufbeschlüsse, 

Videokonferenzen etc. Darüber hinaus Sonderregelungen hinsichtlich 

Krankenanstalten, Ausnahmen von Mindesterfordernissen in der 

https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=6d38168ebf&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=1640bcc9c3&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=8300d2772f&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=8300d2772f&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=5044b6a828&e=deb068f1de


Kinderbetreuung und der Kinder- und Jugendhilfe sowie schul- und 

dienstrechtliche Sonderbestimmungen. 

Siehe dazu auch die Tiroler COVID-19-Fristenverordnung, LGBl 

52/2020 und die Tiroler COVID-19-Auflegungsverordnung, LGBl 

53/2020. 

  

Tiroler COVID-19-Anpassungsgesetz Abgaben, LGBl. Nr. 59/2020: 

Abgabenrechtliche Begleitregelungen. 

 

SÜDTIROL 

Coronavirus-Portal der Autonomen Provinz Bozen - Südtirol mit 

Informationen, Nachrichten und einer Sammlung von Normen und 

Richtlinien zur Covid-19 Pandemie:   http://www.provinz.bz.it/sicherheit-

zivilschutz/zivilschutz/coronavirus.asp 

  

Landesgesetz vom 8. Mai 2020, Nr. 4 

Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung des Virus SARS-COV-2 

in der Phase der Wiederaufnahme der Tätigkeiten 

Das Gesetz regelt die schrittweise Erweiterung der Bewegungsfreiheit 

der Bürgerinnen und Bürger sowie die Wiederaufnahme der 

Wirtschaftstätigkeiten und der sozialen Kontakte. Grundsätzlich gilt, 

dass alle Erwachsenen und Kinder im Schulalter einen Schutz der 

Atemwege in all jenen Fällen verwenden müssen, in denen die 

Möglichkeit besteht, anderen Menschen zu begegnen, mit denen man 

nicht zusammenlebt. Sportliche Aktivitäten sowie Jagd und Fischerei 

sind unter Einhaltung von geeigneten Sicherheitsmaßnahmen 

gestattet. Für die gesamte Dauer des Notstands finden keine 

öffentlichen Events oder Veranstaltungen statt, an denen mehrere 

Personen teilnehmen (ausgenommen sind mit Verordnung des 

Landeshauptmanns festgelegte Events und 

Veranstaltungen).Grundsätzlich gilt, dass bei allen wirtschaftlichen 

Tätigkeiten ein angemessenes Verhältnis zwischen der Fläche und 

den Personen sichergestellt werden, damit der zwischenmenschliche 

Sicherheitsabstand gewährleistet ist. Für bestimmte Sektoren 

(Gastgewerbe, Beherbergungsbetriebe, Einzelhandel) gelten 

bereichsspezifische Regelungen. Das Gesetz erlaubt die 

Wiedereröffnung der Einzelhandelstätigkeiten (mit Inkrafttreten), der 

Tätigkeiten betreffend Dienste an der Person, der Gastronomie, 

Bibliotheken, Museen und Jugendzentren (11. Mai) und der 

Beherbergungsbetriebe (25. Mai). Bis zum Ende der 

Bildungstätigkeiten gemäß Schulkalender ist es möglich, einen 

Notdienst für Kindergartenkinder und für Schülerinnen und Schüler, 

welche die Grundschule besuchen, anzubieten. In Bezug auf die mit 

diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen können die 

BürgermeisterInnen weitere und restriktivere Maßnahmen treffen. 

Dafür können sie jene Orte auf ihrem Gemeindegebiet festlegen, wo 

https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=a6163e0ca7&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=a6163e0ca7&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=88c8df6e0b&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=88c8df6e0b&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=3f1da8f94f&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=3f1da8f94f&e=deb068f1de
https://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=397cdd3819&e=deb068f1de


sich potentiell Menschenansammlungen bilden könnten und dürfen 

geeignete Maßnahmen ergreifen, um diese zu vermeiden. Falls auf 

staatlicher Ebene Abschwächungen der Maßnahmen zur Bekämpfung 

der Verbreitung des Virus vorgesehen werden, können diese mit 

Verordnung des Landeshauptmanns umgesetzt werden. Das Gesetz 

sieht zudem vor, dass eine Expertenkommission als beratendes 

Fachorgan errichtet wird. Diese Kommission führt ein konstantes 

Monitoring des Verlaufs der Infektionskurve durch und schlägt dem 

Landeshauptmann das Ergreifen von geeigneten Maßnahmen, 

einschließlich der Aussetzung der erlaubten Tätigkeiten auch begrenzt 

auf bestimmte Gebiete innerhalb des Landes, vor. Die Kommission 

setzt sich aus mindestens fünf Mitgliedern mit anerkannter Erfahrung in 

ihren jeweiligen Fachgebieten zusammen, darunter Epidemiologie, 

Virologie, Statistik sowie Hygiene und öffentliche Gesundheit. 

 

TRENTINO 

Coronavirus-Portal der Autonomen Provinz Trient mit 

Informationen, Nachrichten und einer Sammlung von Normen und 

Richtlinien zur Covid-19 Pandemie: 

https://www.ufficiostampa.provincia.tn.it/CORONAVIRUS-Aggiornamenti-e-

comunicazioni 

  

Landesgesetz Nr. 3 vom 13. Mai 2020 

Zusätzliche Unterstützungsmaßnahmen für Familien, Arbeitnehmer 

und Wirtschaftssektoren im Zusammenhang mit dem 

epidemiologischen Notstand von COVID-19 und daraus folgende 

Änderung des Haushalts der Autonomen Provinz Trient für die 

Haushaltsjahre 2020 ï 2022 
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2020, http://50shadesoffederalism.com/theory/1045/ 

  

Anna Gamper, Constitutional Borrowing from Austria? Einflüsse des 

B-VG auf ausländische Verfassungen, ZÖR 2020, 99 ff. 

  

Anna Gamper, Länder ohne Gesetzgebung: Was bliebe von der 

Bundesverfassung?, in: Georg Lienbacher/Erich Pürgy (Hg), Ist die 

Gesetzgebungskompetenz der Länder noch sinnvoll?, Wien (Jan 

Sramek) 2020, 51 ff. 

  

Matthias Haller, Sprachenrechte in Südtirol am Prüfstand des 

Ärztemangels, in: Simon Burger et al (Hg), Recht und Sprache. 

Tagung der Österreichischen Assistentinnen und Assistenten 

Öffentliches Recht, Wien (Jan Sramek) 2019, 135ï169 (Volltext). 

  

Esther Happacher, Der Ădifferenzierte Regionalismusñ: Neue 

Entwicklungen im italienischen Mehrebenensystem, ZöR 2/2020, 

Wien/Vienna, 447ï469. 

  

Esther Happacher, L'attuazione regionale del diritto dell'Unione 

europea: spunti dall'Alto Adige/Südtirol, federalismi.it n. 7/2020, 173-

186. https://www.federalismi.it/nv14/articolo-documento.cfm?Artid=41397 

  

Karl Kössler, Zentralisierung Italiens auf Zeit oder autonome 

Regionen als Opfer von Covid-19?, in: Foederalismus.at, 07/04/2020, 

https://www.foederalismus.at/blog/zentralisierung-italiens-auf-zeit-oder-

autonome-regionen-als-opfer-von-covid-19_231.php 

  

Karl Kössler, Territorial Referendums from a Constitutionalist 

Perspective: Functions, Justifications and Legal Design. in: López 

Basaguren, Alberto / Escajedo San-Epifanio, Leire (eds.), Claims for 

Secession and Federalism: A Comparative Study with a Special Focus 

on Spain, Springer, Heidelberg, 2019, 278-310. 

  

Francesco Palermo / Patrizia Lattarulo / Andrea Omizzolo / 

Vincenzo Provenzano / Thomas Streifeneder (Hrsg.), Le Regioni 

dôEuropa tra identit¨ locali, nuove comunit¨ e disparit¨ territoriali, 

Franco Angeli, Mailand/Milano, 2019, 

https://iris.unipa.it/retrieve/handle/10447/399234/839583/prefazione_provenz
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Francesco Palermo, The Lund Recommendations from the 
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Leiden-Boston, 2020, 81-104. 
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VfGH 11.06.2019, E4632/2018 ua; Vorschreibung eines Kostenbeitrags für 

die Tages- und Wohnbetreuung von Menschen mit Behinderung aufgrund 

verfassungsrechtlichen Verbots des Pflegeregresses unzulässig: 

Das LVwG Salzburg ging zu Unrecht davon aus, dass die in § 17 Abs. 2 Z 3. 

Sbg BehindertenG 1981 vorgesehene Vorschreibung eines Kostenbeitrags 

für die Tages- und Wohnbetreuung vom ĂVerbot des Pflegeregressesñ 

(§ 330a ASVG) nicht erfasst und deshalb nicht mit 01.01.2018 außer Kraft 

gesetzt worden sei, da sich das Verbot lediglich auf den Bereich der 

"Sozialhilfe", nicht aber auf den Bereich der Behindertenhilfe beziehe. 

  

VfGH 13.06.2019, V35/2018; Keine Aufhebung einer Bausperreverordnung 

der Gemeinde Götzens: 

Die Konkretisierung der Zielvorgabe der Befriedigung des dauernden 

Wohnbedarfs der Bevºlkerung Ăzu leistbaren Bedingungenñ durch die 

Bezugnahme auf ĂRichtlinien und Schwellenwerte der Tiroler 

Wohnbauförderung" ist zulässig. Keine Bedenken gegen die Erklärung eines 

ortsplanerischen Gutachtens zum "integralen Bestandteil" der 

Bausperreverordnung. 

  

VfGH 14.06.2019, V81/2018 ua; Genauigkeit von Planunterlagen im 

Raumordnungsrecht: 

Keine Notwendigkeit einer abschließenden Prüfung der Verkehrserschließung 

eines Grundstücks bereits bei Erstellung des Flächenwidmungsplans. 

Entgegen der bisherigen Rechtsprechung ist nunmehr bei Fehlen anderer 

Auslegungsmomente das Abstellen auf die "Strichmitte" bei 

Widmungsgrenzen zur Wahrung der Plangenauigkeit ausreichend, da sich 

dies zumindest bei Plänen im Maßstab von 1:5.000 präzisieren und mit einer 

Unschärfe im Bereich von nur noch wenigen Dezimetern in die Natur 

übertragen lässt. 

  

VfGH 17.06.2019, G75/2019 (G75/2019-9); Kompetenzwidrigkeit einer 

Bestimmung des Stmk VergaberechtsschutzG 2012: 
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Die Festlegung gesondert anfechtbarer Entscheidungen stellt einen Teil des 

Ămateriellen Vergaberechts" gemªÇ Art 14b Abs. 1 B-VG dar und fällt in die 

Zustªndigkeit des Bundes und nicht, als Teil der ĂNachprüfung", in jene der 

Länder gemäß Art 14b Abs. 3 B-VG. 

  

VfGH 18.06.2019, G216/2018 und G299/2018; Keine unsachliche 

ĂInlªnderdiskriminierungñ im Tiroler Grundverkehrsgesetz durch Anwendung 

der ĂKontrolltheorieñ f¿r die Bestimmung der Inlªndereigenschaft juristischer 

Personen: 

Es ist Sache des Landesgesetzgebers, im öffentlichen Interesse einer 

besonderen Regulierung des Ausländergrundverkehrs nähere Kriterien für die 

Bestimmung der Eigenschaft einer juristischen Person als In- oder Ausländer 

festzulegen. Die in § 2 Abs. 7 lit. e TGVG (alternativ zur Sitztheorie) zum 

Ausdruck gebrachte Kontrolltheorie (nach welcher Ausländer Vereine mit Sitz 

im Inland sind und deren Mitglieder jedoch mindestens zur Hälfte nicht die 

österreichische Staatsbürgerschaft besitzen), welche die hinter dem Verein 

stehenden natürlichen Personen in die Betrachtung miteinbezieht, ist kein 

unsachliches Instrument zur Lösung dieser Aufgabe. 

  

VfGH 26.06.2019, E89/2019; Ablehnung der Behandlung einer Beschwerde 

betreffend die Versagung der Verleihung der österreichischen 

Staatsbürgerschaft mangels Selbsterhaltungsfähigkeit: 

Es stellt keine Benachteiligung auf Grund des Alters dar, wenn für die 

Selbsterhaltungsfähigkeit im Alter auf eine entsprechende Vorsorge in Zeiten 

altersbedingt zumutbarer Erwerbstätigkeit abgestellt wird, wobei 

gegebenenfalls auch zu prüfen ist, ob Fremden eine Vorsorge aus den 

gesetzlich genannten Gründen nicht möglich war. 

  

VfGH 23.09.2019, E3480/2018-20; Ablehnung der Behandlung einer 

Beschwerde betreffend die Innsbrucker Nächtigungsverbotsverordnung: 

Die Nächtigungsverbotsverordnung des Gemeinderates der 

Landeshauptstadt Innsbruck stellt eine verhältnismäßige Maßnahme zur 

Abwehr bzw. Hintanhaltung eines das örtliche Gemeinschaftsleben störenden 

Missstandes dar. Der Begriff des Nächtigens in § 1 der 

Nächtigungsverbotsverordnung ist einer Auslegung zugänglich. 

  

VfGH 03.10.2019, G189/2019; Ablehnung der Behandlung eines 

Individualantrags auf Aufhebung von Bestimmungen des Tabak- und 

Nichtraucherinnen- bzw. NichtraucherschutzG: 

Der rechtspolitische Gestaltungsspielraum erlaubt es dem Gesetzgeber, ein 

ausnahmsloses Rauchverbot in (Nacht-)Gastronomiebetrieben vorzusehen. 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen 

Landesgesetzblättern und konsolidierten Fassungen siehe 

http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die Begutachtungsentwürfe samt 

Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen samt Erläuternden Bemerkungen 
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sind auf der Homepage des Tiroler Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) 

unter Parlamentarische Materialien abrufbar. 

  

Tiroler Tierzuchtgesetz 2019 ï TTZG 2019, LGBl. Nr. 60/2019: 

Anpassung an die EU-Tierzuchtverordnung. 

  

Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 

66/2019: 

Umsetzung der der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund 

und den Ländern über die Elementarpädagogik für die Kindergartenjahre 

2018/19 bis 2021/22, LGBl. Nr. 6/2019; Förderung für die bedarfsorientierte 

Ferienbetreuung von schulpflichtigen Kindern. 

  

Tiroler Landesordnung 1989 (Novelle), LGBl. Nr. 71/2019: 

Neufassung von Art. 58 Tiroler Landesordnung 1989 aufgrund der 

bundesverfassungsrechtlichen Bereinigung und teilweisen Neufassung der 

rechtlichen Grundlagen für die Organisation des Amtes der Landesregierung. 

  

Gesetz über die Organisation der Bezirkshauptmannschaften (Novelle), LGBl. 

Nr. 77/2019: 

Anpassung im Lichte von Art. 15 Abs. 11 B-VG sowie Einführung der 

Möglichkeit einer sprengelübergreifenden Kooperation der Tiroler 

Bezirksverwaltungsbehörden. 

  

Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetz ï TFWAG, LGBl. Nr. 79/2019: 

Mit der Erlassung dieses Gesetzes wird die Erhebung einer 

Freizeitwohnsitzabgabe durch die Gemeinden ermöglicht. 

  

Tiroler Wettunternehmergesetz, LGBl. Nr. 98/2019: 

Gänzliche Neuregelung des Wettwesens, im Zuge dessen Anpassung an 

unionsrechtliche Vorgaben bzw. Umsetzung derselben. 

  

Tiroler Bauordnung 2018 ï TBO 2018 (Novelle), LGBl. Nr. 109/2019: 

Vornahme von Klarstellungen, Verfahrensvereinfachungen und sachlich 

begründbare Deregulierungen sowie erste Weichenstellungen zur 

erforderlichen Umsetzung neuer unionsrechtlicher Vorgaben zur 

Energieeffizienz. 

  

Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 ï TROG 2016 (Novelle), LGBl. Nr. 

110/2019: 

Mit der vorliegenden Novelle soll vor allem dem von der Landesregierung 

beschlossenen Maßnahmenpaket zur Reduktion der Wohnkosten in Tirol im 

Bereich des Raumordnungsrechtes Rechnung getragen werden. Einen 

weiteren Schwerpunkt bildet die nachhaltige touristische Entwicklung des 

Landes unter gleichzeitiger Gewährleistung eines qualitativ hochwertigen 

touristischen Angebotes im Bereich der Gästebeherbergung. Weiters erfolgen 

http://www.tirol.gv.at/landtag/
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/60/20190521?ResultFunctionToken=b19ed3d3-20ec-448d-bdf2-a088e3bfccd2&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/66/20190524?ResultFunctionToken=b19ed3d3-20ec-448d-bdf2-a088e3bfccd2&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/66/20190524?ResultFunctionToken=b19ed3d3-20ec-448d-bdf2-a088e3bfccd2&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/71/20190606?ResultFunctionToken=b19ed3d3-20ec-448d-bdf2-a088e3bfccd2&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/77/20190627?ResultFunctionToken=1ebc9631-4ab3-4dbc-bb91-4f75d8307b85&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/77/20190627?ResultFunctionToken=1ebc9631-4ab3-4dbc-bb91-4f75d8307b85&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/79/20190705?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/98/20190802?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/109/20190823?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/110/20190823?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/110/20190823?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=


zu einzelnen Gesetzesbestimmungen Klarstellungen im Licht der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes und des 

Landesverwaltungsgerichtes. 

  

Tiroler Aufenthaltsabgabegesetz 2003, LGBl. Nr. 114/2019: 

Einführung einer Anzeige- und Registrierungspflicht bei Gewährung von 

Unterkünften in Beherbergungsbetrieben, womit insbesondere auch über 

Online-Vermittlungsplattformen angebotene bzw. gebuchte Unterkünfte 

erfasst werden sollen. 

  

Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 ï TROG 2016 (Novelle), LGBl. Nr. 

122/2019: 

In Folge des zum elektronischen Flächenwidmungsplan ergangenen VfGH-

Erkenntnisses vom 12.03.2019, G 386/2018, V 78-80/2018, notwendige 

Anpassungen. 

  

Tiroler Biomasseförderungsgesetz ï TBFG, LGBl. Nr. 123/2019: 

Ausführungsgesetz zum Biomasseförderungs-Grundsatzgesetz, BGBl. I Nr. 

43/2019, welches aufgrund der im Bundesrat gescheiterten Novelle zum 

Ökostromgesetz 2012 erlassen wurde, um eine Förderung für bestehende 

Biomasseanlagen, deren Fördervertrag bereits ausgelaufen ist oder es bis 

Ende 2019 wird, weiter zu ermöglichen. 

  

Tiroler Landesordnung (Novelle), LGBl. Nr. 133/2019: 

Verankerung des Klimaschutzes als Staatsziel. 

  

  

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

Verwaltungsgerichtshof 

VwGH 30.04.2019, Ra 2017/06/0220; ĂNebengebªudeñ und ĂNebenanlagenñ 

im TROG: 

Mangels Definition der Begriffe ĂNebengebªude" und ĂNebenanlagen" im 

TROG 2011 kann auf Grund des Umstandes, dass die TBO 2011 und das 

TROG 2011 einander ergänzen bzw. im inneren Zusammenhang stehen, auf 

die entsprechenden Definitionen der TBO 2011 zurückgegriffen werden. Im 

Sinn der Definition des § 2 Abs. 10 TBO 2011 setzt demnach die Zulässigkeit 

von Nebengebäuden oder Nebenanlagen gemäß § 38 Abs. 4 TROG 2011 

das Bestehen eines Hauptgebäudes auf demselben Grundstück voraus. 

  

VwGH 26.06.2019, Ra 2017/04/0130 bis 0132; Recht auf Akteneinsicht in das 

Sicherheitskonzept einer Betriebsanlage, welches eine Umweltinformation 

darstellt: 

Im gegenständlichen Verfahren wurde der Antrag auf Akteneinsicht 

hinsichtlich des Sicherheitskonzeptes von der Behörde zurückgewiesen und 

die diesbezügliche Beschwerde vom LVwG Tirol abgewiesen. Nach Ansicht 

des VwGH stellt das Sicherheitskonzept eines Seveso-Betriebes jedoch eine 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/114/20190906?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/122/20191022?ResultFunctionToken=d4a67bac-019c-42ea-a9d6-da727215dd1d&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=08.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=08.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/122/20191022?ResultFunctionToken=d4a67bac-019c-42ea-a9d6-da727215dd1d&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=08.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=08.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/123/20191022?ResultFunctionToken=bb25627a-023b-46b1-b173-385ead4bb540&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2019&ImRisSeitBisDatum=05.11.2019&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2019/133/20191121?ResultFunctionToken=a41d3fe6-1a3d-4354-9c13-296b8b88370f&Position=1&Sort=0%7cDesc&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=26.11.2019&BundeslandFilter=&Bundesland=Undefined&BundeslandDefault=Undefined&ImRisSeitVonDatum=01.01.2014&ImRisSeitBisDatum=26.11.2019&ImRisSeit=DreiMonaten&ResultPageSize=50&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=ac341c5d-01c9-4fb5-a184-d0332f5e126d&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=&VonDatum=01.01.2019&BisDatum=05.11.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=%27tirol*%27&Dokumentnummer=JWR_2017060220_20190430L01
https://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWT_2017040130_20190626L00


Umweltinformation nach dem UIG dar, weshalb nach den Bestimmungen des 

UIG unabhängig von einer Parteistellung ein Recht auf Zugang zu diesem 

besteht. Der hier zugrunde liegende Begriff der Umweltinformation ist weit zu 

verstehen. 

  

VwGH 19.08.2019, Ra 2019/03/0079; Entzug des Taxilenkerausweises 

wegen schwerer Verkehrsverstöße: 

Gegenstand des Verfahrens war der Entzug eines Taxilenkerausweises für 

vier Jahre, da der Revisionswerber entgegen einer polizeilichen Aufforderung 

nicht angehalten hat, sondern mit überhöhter Geschwindigkeit eine rote 

Ampel überfahren hat, dies in alkoholisiertem Zustand. Nach Ansicht des 

VwGH war die Entziehung für die genannte Dauer unter anderem aufgrund 

der massiven Verstöße gegen die Verkehrssicherheit nicht zu beanstanden. 

  

VwGH 02.09.2019, Ra 2019/03/0094; Maßstab der sorgfältigen Verwahrung 

von Waffen: 

Die Pflicht zur sorgfältigen Verwahrung von Waffen trifft zwar auch den 

Alleinbewohner eines Hauses bzw. einer Wohnung; wenn die Wohneinheit 

mit Mitbewohnern geteilt oder aus anderen Gründen nicht nur ganz vereinzelt 

von Dritten betreten wird ist aber ein strengerer Maßstab anzulegen. Daher 

erfordert die sorgfältige Verwahrung im Sinne des Gesetzes grundsätzlich 

auch gegenüber einer im selben Haushalt lebenden Person, die Waffe 

versperrt zu verwahren. 

  

15.10.2019, Ra 2019/11/0033 (noch nicht im RIS); Unverhältnismäßigkeit von 

kumulierten Geldstrafen: 

Siehe dazu auch weiter unten LVwG Tirol 17.09.2019, LVwG-2019/27/0451-

3. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

27.05.2019, LVwG-2017/36/2597-30; Vorübergehende Benützung von 

Nachbargrundstücken: 

Bei der Interessenabwägung nach § 43 Abs. 2 lit b TBO 2018 ist der Vorteil 

für den Bauwerber aus der für ihn optimierten Bebauung den Nachteilen der 

betroffenen Nachbarn aufgrund der durch diese Planung bedingten 

vorübergehenden Fremdgrundinanspruchnahme gegenüberzustellen. Nach 

Auffassung des LVwG Tirol war bei der gesetzlich gebotenen 

Interessenabwägung insbesondere auch zu berücksichtigen, ob sich die 

erforderliche Fremdgrundinanspruchnahme bereits zwingend aus der 

Besonderheit der baulichen Anlage ergibt. 

  

03.07.2019, LVwG-2018/44/2664-5; Fahrradverbot bewirkt keine Priorisierung 

von Kraftfahrzeugen: 

Es kann nicht die Intention des Gesetzgebers und nicht im Interesse des 

Nationalparks und des Naturschutzes sein, im Nationalpark die Verwendung 

https://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2019030079_20190819L01
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=893efc26-fbdf-450f-ac74-ada563983b04&Position=301&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=&VonDatum=01.04.2019&BisDatum=05.11.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWR_2019030094_20190902L01
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Entscheidungsart=Undefined&Bundesland=Tirol&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=LVwG-2017%2f36%2f2597-30&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=07.11.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=88c6940d-7c61-4d93-99ca-1dd149364211&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20190527_LVwG_2017_36_2597_30_00
https://www.ris.bka.gv.at/JudikaturEntscheidung.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGR_TI_20190703_LVwG_2018_44_2664_5_01


von Kraftfahrzeugen gegenüber von Fahrrädern zu priorisieren. Damit 

verbietet sich eine Auslegung des § 6 lit d Nationalparkgesetz, wonach ein 

Landwirt im Nationalpark gezwungen wäre, mit einem Kraftfahrzeug statt mit 

einem Fahrrad auf seine Alm zu fahren. 

  

07.08.2019, LVwG-2019/13/1053-1; Ersatzempfänger: 

Eine GmbH ist kein tauglicher Ersatzempfänger nach § 16 ZustG. 

  

22.08.2019, LVwG-2019/22/0775-6; Auftrag auf Entfernung von Müll und 

sonstiger, das Landschaftsbild störender Gegenstände kann nicht auf 

baurechtliche Bestimmungen gestützt werden: 

Die Entfernungsmöglichkeit aufgrund von § 46 TBO 2018 ist nur dann 

möglich, wenn es sich um bauliche Anlagen handelt. Der Baubehörde ist es 

sohin nicht erlaubt, jegliche Gegenstände, die aus ihrer Sicht allenfalls 

störend oder etwa umweltbeeinträchtigend sind, mit den Mitteln des 

Baurechts entfernen zu lassen. Sie hat vielmehr stets die exakte 

kompetenzrechtliche Abgrenzung zu anderen Gesetzesmaterien zu beachten. 

In allen anderen Fällen ist die Zuständigkeit der Baubehörde (außer § 59 TBO 

2019 käme zur Anwendung) ausgeschlossen. 

  

22.08.2019, LVwG-2019/26/1589-1; Lenkerauskunft, Datenschutz: 

Bei einer Lenkerauskunft im Sinne des § 103 Abs. 2 KFG erhebt die Behörde 

beim Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges, welches bei einer Übertretung 

verwendet worden ist, den Namen und die Anschrift des Lenkers, sohin 

personenbezogene Daten, zum Zwecke der Verfolgung einer 

verwaltungsrechtlichen Straftat. Die Lenkerauskunft des § 103 Abs. 2 KFG 

fällt daher unter die Ausnahmebestimmung des Art 2 Abs. 2 lit d DSGVO. Die 

DSGVO ist folglich bei Lenkerauskünften nach § 103 Abs. 2 KFG nicht 

anwendbar. 

  

17.09.2019, LVwG-2019/27/0451-3; Anwendungsvorrang des Unionsrechts: 

Der EuGH hat mit Urteil vom 12.09.2019, Rs C-64/18 ua,  Maksimovic, zu 

den Bestimmungen des § 7d Abs. 1 und 2 sowie des § 7i Abs. 4 AVRAG 

ausgesprochen, dass Art 56a AEUV dahin auszulegen ist, dass er einer 

nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fraglichen 

entgegensteht, die für den Fall der Nichteinhaltung arbeitsrechtlicher 

Verpflichtungen in Bezug auf die Einholung verwaltungsbehördlicher 

Genehmigungen und auf die Bereithaltung von Lohnunterlagen die 

Verhängung von Geldstrafen vorsieht, die einen im Vorhinein festgelegten 

Betrag nicht unterschreiten dürfen, die für jeden betreffenden Arbeitnehmer 

kumulativ und ohne Beschränkung verhängt werden, zu denen im Fall der 

Abweisung einer gegen den Strafbescheid erhobenen Beschwerde ein 

Verfahrenskostenbeitrag in Höhe von 20 % der verhängten Strafe hinzutritt 

und die im Fall der Uneinbringlichkeit in Ersatzfreiheitsstrafen umgewandelt 

werden. Im gegenständlichen Fall stehen somit die anzuwendenden 

innerstaatlichen Rechtsvorschriften des § 7d Abs. 1 und 2 sowie des § 7i 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Entscheidungsart=Undefined&Bundesland=Undefined&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=LVwG-2019%2f13%2f1053-1&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=07.11.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=2e8ebd99-a0c6-4901-985e-ce9dc3cdc789&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20190807_LVwG_2019_13_1053_1_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=ffce1e21-6f7e-49ad-a27b-ebdb6094d244&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=Lvwg&Entscheidungsart=Undefined&Bundesland=Tirol&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=07.11.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=LVWGR_TI_20190822_LVwG_2019_22_0775_6_01
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20190822_LVwG_2019_26_1589_1_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20190917_LVwG_2019_27_0451_3_00


Abs. 4 AVRAG in offenkundigem Widerspruch zu unmittelbar anwendbaren 

Unionsrecht, weshalb diese Bestimmungen im gegenständlichen Verfahren in 

dem Umfang nicht anzuwenden sind, der ihre Unionsrechtswidrigkeit 

bedeutet. Aufgrund des Urteils des EuGH war Anwendungsvorrang zu 

beachten und die Strafe herabzusetzen sowie nur von einer einzigen 

Übertretung auszugehen. 

  

23.09.2019, LVwG-2019/20/1505-7; Bedenken bezüglich der 

gesundheitlichen Eignung zur Lenkung von Kraftfahrzeugen wegen 

mehrfachen Verkehrsunfällen sowie dem höheren Alter des Betroffenen: 

Eine Häufung von Verkehrsverstößen kann unter bestimmten 

Voraussetzungen Bedenken in Bezug auf das Vorliegen der gesundheitlichen 

Eignung vom Lenken von Kraftfahrzeugen begründen. Solche Bedenken 

können sich etwa dann ergeben, wenn die Verkehrsverstöße Rückschlüsse 

darauf zulassen, dass die gesundheitliche Eignung beeinträchtigt sein könnte 

und diese Beeinträchtigung für den Verkehrsverstoß bzw. die 

Verkehrsverstöße ausschlaggebend war. Sofern eine Häufung von 

Verkehrsdelikten vorliegt, welche allenfalls auch durch eine Beeinträchtigung 

der gesundheitlichen Eignung begangen worden sind, kann bei der Frage der 

Lenkeignung auch dem höheren Alter der betreffenden Person Bedeutung 

zukommen, zumal es eine Erfahrungstatsache darstellt, dass gesundheitliche 

Beeinträchtigungen im Alter zunehmen und diese die Eignung zum Lenken 

von Kraftfahrzeugen beeinträchtigen können. 

  

27.09.2019, LVwG-2019/37/1572-4; Zustellung bei Hinterlegung einer 

Strafverfügung, verspätetes Einbringen eines Einspruchs: 

Hinterlegte Dokumente gelten bei ordnungsgemäßer Verständigung mit dem 

Tag zugestellt, ab dem das Dokument tatsächlich behoben werden kann. Das 

Risiko der Beschädigung oder Entfernung der an der in der Zustellverfügung 

genannten Abgabestelle ordnungsgemäß hinterlassenen oder angebrachten 

Verständigung trägt der Empfänger, die Zustellung bleibt gemäß § 17 Abs. 4 

ZustG wirksam. 

  

21.10.2019, LVwG-2019/34/1763-9; Zuwiderhandeln gegen Bestimmungen 

über den Abschussplan: 

Verfügt der Erleger trotz der von ihm absolvierten Jungjägerprüfung und der 

von ihm in den letzten Jahren erworbenen Erfahrung nicht über die 

Fähigkeiten, ein Wildstück in der freien Natur einer Altersklasse zuzuordnen, 

hat er den Abschuss zu unterlassen. 

  

25.10.2019, LVwG-2019/37/1105-14, LVwG-2019/37/1106-13; 

Wiederverleihung eines Wasserbenutzungsrechtes: 

Unter ĂAntrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligungñ in Ä 103 

Abs. 1 WRG 1959 sind auch Anträge auf Wiederverleihung eines bereits 

ausgeübten Wasserbenutzungsrechtes im Sinn des § 21 Abs. 3 WRG 1959 

zu subsumieren. Die fehlende Vorlage von Unterlagen im Fall eines Antrags 
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auf Wiederverleihung führt nicht dazu, dass ein solcher Antrag als Antrag auf 

Neuverleihung eines Wasserrechts umzudeuten wäre. Bei Fehlen dieser 

Unterlagen ist nach § 13 Abs. 3 AVG vorzugehen. 

Die Wiederverleihung eines Wasserbenutzungsrechtes im Sinn des § 21 

Abs. 3 WRG 1959 stellt nicht den Fall einer Verlängerung oder eines 

Fortlebens des alten Wasserbenutzungsrechts, sondern die Erteilung eines 

neuen Rechtes anstelle eines durch Zeitablauf untergegangenen Rechtes 

dar. 

  

ITALIEN 

VERFASSUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do 

 

 

Urteil Nr. 215/2019: Landesgesetze im Bereich Vorsorge- und 

Entnahmemaßnahmen bei Großraubwild in Umsetzung der Richtlinie 

92/43/EWG. 

Der Ministerratspräsident hat hinsichtlich zweier Landesgesetze der 

Autonomen Provinzen von Bozen und Trient direkte Verfassungsbeschwerde 

erhoben. Die Landesgesetze weisen den Landeshauptleuten ï in Umsetzung 

der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG) ï die Kompetenz 

zu, die Entnahme, das Fangen und das Töten von Bären und Wölfen 

anzuordnen, sofern dies unter bestimmten Bedingungen oder zum erklärten 

Ziel die Richtlinie umzusetzen und schwere Schäden zu vermeiden erfolgt. Es 

ist jedoch in jedem Fall ein Gutachten der Höheren Anstalt für Umweltschutz 

und Forschung (ISPRA) erforderlich. Im Anlassfall hatte der VfGH zu 

entscheiden, ob die Umsetzung der Richtlinie tatsächlich in die Kompetenz 

der Autonomen Provinzen fällt. Der Gerichtshof stellte fest, dass die 

gesetzlichen Befugnisse der Autonomen Provinzen in ihrer Gesamtheit den 

umfassenden Schutz des jeweiligen ländlichen Ökosystems gewährleisten 

und angesichts der besonderen Merkmale des alpinen Lebensraums die 

Zuweisung von Zuständigkeiten für die Ausübung der Ausnahmeregelung 

durch die Autonomien rechtfertigen, wobei ein substanzielles Gleichgewicht 

gewährleistet ist, das durch die angefochtenen Landesgesetze rechtmäßig an 

die Landeshauptleute, als geeignete Stellen für die Bewertung u a  der 

lokalen Auswirkungen der involvierten Interessen übertragen wird. Der 

Gerichtshof hat festgestellt, dass die Ziele des Schutzes der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen und der Erhaltung der natürlichen Lebensräume, der 

Vermeidung schwerwiegender Schäden, insbesondere an Nutzpflanzen, 

Nutztieren, Wäldern, Fischbeständen und Gewässern, in erheblichem Maße 

mit der primären Gesetzgebungskompetenz in den Bereichen Almwirtschaft 

und Naturparke (Art 8 Nr 16, AST) sowie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Forstpersonal, Vieh- und Fischbestand (Art  8 Nr  21 AST) zusammenhängen. 

Darüber hinaus wird die Koordination mit dem Staat durch das erforderliche 

http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do


ISPRA-Gutachten sichergestellt. 

 

Urteil Nr. 149/2019: Frage der verfassungsmäßigkeit in Bezug auf 

fehlende Bestimmungen zur Ausübung von Arbeit. 

Das Regionale Verwaltungsgericht Trentino-Südtirol, Sektion Trient, hat 

insoweit Fragen der Verfassungsmäßigkeit in Bezug auf einige 

Bestimmungen aufgeworfen, als diese nicht vorsehen, dass die 

Aufenthaltserlaubnis für erwartete Staatsbürgerschaft, die den Nachkommen 

jener Personen ausgestellt wurde, die vor dem 16. Juli 1920 in den Gebieten 

des österreichisch-ungarischen Kaiserreichs geboren oder wohnhaft waren, 

nicht die Ausübung von Arbeitstätigkeiten ermöglicht. Der VfGH erklärt die 

Frage unter Hinweis auf die Besonderheit dieses Staatsbürgerschaftsantrags, 

auf den die einschränkende Regelung des Zugangs zum Arbeitsmarkt nicht 

anwendbar ist, für unzulässig. Das Gericht wird somit zu einer 

verfassungskonformen Auslegung gelangen müssen, um diesen Personen 

das Recht auf Arbeit, ein grundlegendes verfassungsgesetzlich 

gewährleistetes Recht, zu garantieren. 

 

Urteil Nr. 138/2019: Landesgesetz und Regionalgesetz, welche die 

Umwandlung der Führungszulagen in rentenfähige persönliche Zulagen 

vorsehen. 

Der Rechnungshof, vereinigte Sektionen für die Region Trentino-Südtirol, hat 

im Zuge eines Verfahrens zur gerichtlichen Billigung der allgemeinen 

Rechnungslegung über den Finanzhaushalt 2017 der Autonomen Provinz 

Bozen und der Region Trentino-Südtirol die Frage der Verfassungsmäßigkeit 

einiger Bestimmungen des Landesgesetzes und des Regionalgesetztes 

aufgeworfen. Diese Regelung hat es den Führungskräften seit 1992 erlaubt, 

die nach Beendigung ihrer Führungstätigkeit in unterschiedlicher Weise 

erhaltenen Verwaltungs- und Koordinierungszulagen als persönliche Zulagen 

beizubehalten. Der Verfassungsgerichtshof hat die Beschwerde als begründet 

erachtet, da die Autonomen Provinzen in zwei Gesetzgebungsbefugnisse 

eindringen, die ausschließlich dem Staat vorbehalten sind, und zwar 

Zivilgesetzgebung und Sozialvorsorge. Zudem hat der 

Verfassungsgerichtshof im Allgemeinen die Berechtigung des 

Rechnungshofes zur Erhebung von Verfassungsbeschwerden im Zuge des 

Verfahrens der gerichtlichen Billigung der allgemeinen Rechnungslegung 

bestätigt. Um eine inzidente Verfassungsbeschwerde zu erheben, genügt es, 

dass das objektive Erfordernis der Ausübung richterlicher Funktionen für die 

objektive Voraussetzung des Rechts durch Organe erfüllt wird, die nicht Teil 

der Organisation der Gerichtsbarkeit sind und denen institutionell Aufgaben 

anderer Art zugewiesen sind und diesen rechtssprechenden Funktionen nur 

im Ausnahmefall nachgehen und sich deshalb in einer Position Ăsuper partesñ 

befinden. Das Verfahren der gerichtlichen Billigung durch den Rechnungshof 

ermöglicht es, Verstöße zu verfolgen, die ansonsten in Grauzonen fallen 

würden und die daher für die wirtschaftliche Haushaltsführung der öffentlichen 

Ausgaben gefährlich wären. Im konkreten Fall wurde darauf hingewiesen, 



dass a) die staatlichen Interessen zur korrekten Haushaltsführung keinen 

Träger haben, der in der Lage wäre, sie direkt vor Gericht geltend zu machen; 

b) dass die angefochtenen Bestimmungen nicht innerhalb der 

entsprechenden Fristen durch die Regierung, dem einzigen Subjekt, welches 

die Möglichkeit einer direkten Anfechtung gehabt hätte, angefochten wurden 

und somit aufgrund des Verstreichens der Anfechtungsfristen unantastbar 

geworden wären. Die angefochtenen Bestimmungen bewirken eine direkte 

Verletzung der Prinzipien des Schutzes des ausgewogenen Haushalts und 

der Spesendeckung. 

 

 

  

JUDIKATUR DES STAATSRATES 

   

Urteil Nr. 5053 vom 18. Juli 2019: Landtagswahl 2018 

Abänderung von Regionales Verwaltungsgericht Trient, Sektion 1, Nr. 22 vom 

24. April 2019 und Regionales Verwaltungsgericht Trient, Sektion 1, Nr. 57 

vom 4. April 2019, und somit Bestätigung der Bekanntgabe der Gewählten 

des Landtages der Autonomen Provinz Trient aus Anlass der Landtagswahl 

2018. 

 

Urteil Nr. 5692 vom 13. August 2019: Legalitätsprinzip 

Die am 14. Dezember 2006 zwischen dem Ministerium für Landwirtschaft-, 

Ernährungs- und Forstpolitik sowie den Regionen und den Autonomen 

Provinzen Trient und Bozen geschlossene Vereinbarung im Bereich der 

Kompensation der Unionsbeihilfen mit den Schulden der Unternehmen für 

zusªtzliche Abgaben, die im komplexen System der ĂMilchquotenñ 

vorgesehen sind, verletzt nicht das Legalitätsprinzip, da es seiner Natur nach 

Regeln für die Homogenisierung der operativen Entscheidungen der 

Gebietskörperschaften bezeichnen kann, ohne dass diese dann in eine 

primäre Rechtsquelle gegossen werden müssten. 

 

Urteil Nr. 5778/2019: SAD Nahverkehr AG 

Rekurs Nr. 8431/2018 der SAD Nahverkehr AG und Rekurse Nr. 8445/2018 

und 8447/2018 des Konsortium LIBUS gegen die Autonome Provinz Bozen in 

Anfechtung der Urteile Nr. 248 und 247/2018 des Verwaltungsgerichtes 

Bozen für die Aufhebung der Begrenzung der Überstellfahrten der 

öffentlichen Liniendienste und gegen die Reduzierung des ordentlichen 

Zusatzbeitrages zu den Betriebsbeiträgen (Beschluss LR. Nr. 903/2017). 

Der Staatsrat gibt der Berufung nicht statt und erachtet die Einführung einer 

Höchstgrenze für die Anrechnung der Überstellfahrten in Bezug auf die 

Berechnung des ordentlichen Zusatzbeitrages als zulässig, da der Beitrag 

den Konzessionären zum Ausgleich für die Verpflichtungen dienen soll, 

welche sie, wenn sie ihr eigenes wirtschaftliches Interesse berücksichtigt 

hätten, überhaupt nicht oder nicht im gleichen Umfang oder unter den 

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=cds&nrg=201808445&nomeFile=201905778_11.html&subDir=Provvedimenti


gleichen Bedingungen ausgeübt hätten. 

Außerdem stellt der Staatsrat fest, dass der Beschluss aufgrund seines 

abstrakten Charakters sich potentiell an eine nicht bestimmte Anzahl von 

Adressaten richtet und somit auch nicht der Begründungspflicht unterliegt; 

dabei ist irrelevant, dass aufgrund des begrenzten Gebietes und der 

sozioökonomischen Gegebenheiten die Adressaten faktisch bereits 

definierbar sind. 

Der Staatsrat erklärt überdies, dass die Anhörung der aktuellen 

Konzessionäre nicht automatisch zu einem individuellen Beschluss führt, 

sondern auch bei der Fassung eines Beschlusses mit abstrakten Inhaltes 

notwendig ist, um sich ein Bild von der aktuellen Situation zu verschaffen und 

somit der Pflicht zur Sachverhaltsermittlung nachzukommen. 

  

Urteil Nr. 6652/2019: Einkaufszentrum Twenty 

Rekurs Nr. 5017/2016 der Unternehmen Podini Holding AG und Twentyone 

GmbH und Rekurs Nr. 5142/2016 der Autonomen Provinz Bozen gegen das 

Unternehmen Aspiag Service GmbH in Anfechtung des Urteils Nr. 84/2016 

des Verwaltungsgerichtes Bozen gegen die Aufhebung der Abweisung der 

Anfrage auf Erweiterung des Warensektors für den Verkauf. 

Der Staatsrat gibt der Berufung statt und beurteilt die Einschränkung des 

Detailhandels im Gewerbegebiet für zulässig, sofern sie zum Schutz der 

ausgewogenen Entwicklung des urbanen Lebensraumes und der 

Notwendigkeit einer organischen und kontrollierten Raum- und 

Verkehrsentwicklung dient. 

Außerdem klärt der Staatsrat, dass in Bezug auf gewerbliche Tätigkeiten 

jenes Unternehmen zur Prozessführung legitimiert ist, in dessen 

Einzugsgebiet die gewerbliche Tätigkeit des anderen Unternehmens einen 

wirtschaftlichen Einfluss hat und somit seine Marktposition beeinträchtigen 

kann. Demzufolge haben große Einzelhandelsunternehmen gegenüber einem 

Unternehmen, das im gleichen Einzugsgebiet tätig werden will, nicht nur eine 

reines de-facto-Interesse, sondern eine qualifizierte Rechtslage und können 

daher Beschwerde gegen jene Genehmigung erheben, die eben dieses 

Unternehmen zur Ausübung von Handelstätigkeiten im selben Einzugsgebiet 

legitimiert. 

  

Urteil Nr. 5465/2019: Wohnsitzverlegung ï Wohnung des geförderten 

Wohnbaus 

Rekurs Nr. 5638/2016 der Autonomen Provinz Bozen gegen Strappelli Ladina 

Luana in Anfechtung des Urteils Nr. 160/2016 des Verwaltungsgerichtes 

Bozen gegen die Aufhebung des Verfalls der Zuweisung einer Wohnung des 

geförderten Wohnbaus. 

Der Staatsrat gibt dem Rekurs nicht statt und stellt fest, dass die 

Sozialbindung für den geförderten Wohnbau erfüllt ist, auch wenn die 

Wohnung nur vom Ehemann der Förderungsempfängerin konstant genutzt 

wird und die Förderungsempfängerin und ihre Kinder sich nur in den 

Schulferien dort aufhalten. Dies begründet der Staatsrat damit, dass die 
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Verlegung des Wohnsitzes aus arbeitstechnischen Gründen nicht die 

Änderung des familiären Wohnsitzes zur Folge hat, sondern dieser bleibt 

weiterhin die geförderte Wohnung in Südtirol. Eine derartige Situation kann 

nicht als fehlende Benützung der Wohnung seitens der 

Förderungsbegünstigten und den Familienangehörigen hinsichtlich der 

geforderten Sozialbindung für den geförderten Wohnbau qualifiziert werden. 

  

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROLLandesgesetzgebung 

Landesgesetz Nr. 3 vom 9. Juli 2019 

Vereinfachungen in der öffentlichen Auftragsvergabe 

Mit diesem Landesgesetz wurden die im Landesvergabegesetz (LG 

Nr.16/2015) vorgesehenen Verfahren weiters vereinfacht und präzisiert, um 

auf der Grundlage der Verwaltungspraxis und der Rechtsprechung für mehr 

Klarheit und Effizienz in der Abwicklung der Auftragsvergaben zu sorgen. 

Zudem wurden vergaberechtliche Bestimmungen des Landesgesetzes über 

die Verwaltungsverfahren (Landesgesetz vom 22. Oktober 1993, Nr. 17) ins 

Landesvergabegesetz integriert, um dem Rechtsanwender eine einzige und 

einheitliche Norm zu geben. 

  

Landesgesetz Nr. 4 vom 30. Juli 2019 

Allgemeine Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen für das 

Haushaltsjahr 2018 

  

Landesgesetz Nr. 5 vom 30. Juli 2019 

Allgemeine konsolidierte Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen für 

das Haushaltsjahr 2018. 

  

Landesgesetz Nr. 6 vom 30. Juli 2019 

Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2019 und für den 

Dreijahreszeitraum 2019-2021. U.a. ist vorgesehen, dass die 

Landesregierung Maßnahmen ergreift, um die unangemessene 

Inanspruchnahme der Dienste der Notaufnahme in den Krankenhäusern 

einzuschränken. Anfang Oktober wurde diese Bestimmung vor dem 

Verfassungsgerichtshof angefochten. 

  

Landesgesetz Nr. 7 vom 30. Juli 2019 

Außeretatmäßige Verbindlichkeit 

  

Landesgesetz Nr. 8 vom 24. September 2019 (sog. Omnibusgesetz) 

Die wesentlichen Regelungen betreffen Änderungen der Meisterausbildung, 

das Melderegister für Heimtiere, die Führungsstruktur der Landesverwaltung 

sowie Bestimmungen hinsichtlich öffentlicher Veranstaltungen und der 

Mitbestimmungsgremien der öffentlichen Schulen. 

  

Landesgesetz Nr. 9 vom 17. Oktober 2019 



Änderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für 

die Finanzjahre 2019, 2020 und 2021. 

  

Landesgesetz Nr. 10 vom 17. Oktober 2019 

Bestimmungen zur Erfüllung der Verpflichtungen der Autonomen Provinz 

Bozen, die sich aus der Zugehörigkeit Italiens zur Europäischen Union 

ergeben (Europagesetz des Landes 2019). 

Damit wurde unter anderem die Richtlinie 2005/36/EG hinsichtlich der 

Eintragung in die Berufskammern umgesetzt. Diese neue Bestimmung 

präzisiert, dass die Berufskammern oder Berufskollegien, die f¿r die 

Eintragung zustªndig sind, auch Berufsangehºrige eintragen m¿ssen, die nur 

der deutschen Sprache mªchtig sind, wobei die Wirkungen der Eintragung f¿r 

die Berufsaus¿bung auf das Gebiet der autonomen Provinz Bozen 

beschrªnkt werden. 

  

  

Verwaltungsgerichtliche RechtsprechungDie Entscheidungen können 

unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ abgerufen werden. 

 

 

Urteil Nr. 237/2019: Verkehrseinschränkung Sellajoch 

Rekurs Nr. 220/2018 von mehreren Hotelbetreibern gegen die Autonome 

Provinz Bozen für die Aufhebung des Beschlusses, der eine 

Verkehrseinschränkung für das Sellajoch und bestimmte Kilometer der 

Grödner Staatsstraße vorsieht. 

Das Verwaltungsgericht weist den Rekurs ab und erklärt den 

Beschwerdegrund der Rekurssteller, dass das Sellajoch nicht zum UNESCO-

Weltkulturerbe gehört und somit nicht Teil einer Verkehrseinschränkung sein 

kann, als unbegründet. Gemäß dem Gericht ist die Verkehrseinschränkung 

zulässig, da die geschützten Güter von hohem Natur- und Landschaftswert 

sind.  Weiters erklärt das Gericht das Argument der Gemeinde laut dem die 

Autonome Provinz Bozen es unterlassen hat eine Dienststellenkonferenz 

unter Einbeziehung der betroffenen Nachbarprovinz einzuberufen für 

unbegründet, denn die beiden Provinzen haben bereits in der Vorbereitungs- 

und Ermittlungsphase durch die Einrichtung eines ĂKoordinierungsgremiums 

f¿r die Dolomiten Pªsseñ ihre Positionen aufeinander abgestimmt. Die 

Umsetzung der Verwaltungsmaßnahme wird hingegen von jeder Provinz 

selbstständig vorgenommen (Art. 19 DPR Nr. 381/1974). 

  

Urteil Nr. 236/2019: Pestizidverbot der Gemeinde Mals  

Rekurs Nr. 77/2018 einer Streitgenossenschaft gegen die Gemeinde Mals 

unter anderem für die Aufhebung der Durchführungsverordnung, welche 

bestimmte Pflanzenschutzmittel verbietet und bei der Ausbringung von 

Pflanzenschutzmitteln zwingende Mindestabstände vorsieht. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und sieht die Zuständigkeit 
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seitens der Gemeinde in den Bereichen Umweltschutz und Gesundheit tätig 

zu werden, nicht gegeben, da diese bereits von höherrangigen Rechtsnormen 

geregelt werden.  Das Argument der Gemeinde, dass ihre 

Normsetzungsbefugnis auf die sog. Föderalismusreform und das vom 

Unionsrecht vorgesehenen Vorsorgeprinzip zurückzuführen ist, weist das 

Gericht mit dem Hinweis darauf ab, dass sich die Verordnungsgewalt der 

Gemeinde an den gesetzlich vorgegebenen Schranken zu halten hat und das 

Vorsorgeprinzip sich nur an den Unionsgesetzgeber bei Durchführung der 

Umweltpolitik richtet. 

 

Urteil Nr. 157/2019:  Einkaufszentrum Twenty  

Rekurs Nr. 117/2013 der Aspiag Service GmbH gegen die Autonome Provinz 

Bozen und die Gemeinde Bozen unter anderem für die Aufhebung des 

Beschlusses der Umwidmung eines Teils des Gewerbegebietes Bozen für die 

Errichtung des einzigen Einkaufszentrums mit landesweiter Bedeutung. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und bemängelt die 

Nichtbeachtung des Transparenzprinzips und der Unparteilichkeit sowie der 

Gleichbehandlung und gerechten Beurteilung der Kandidaten, da die 

Festlegung und Veröffentlichung der Auswahlkriterien- und Methode (Art. 12 

G. Nr. 241/1990) beim Auswahlverfahren und der Standortbestimmung von 

Seiten der Autonomen Provinz Bozen unterlassen wurde.  Aufgrund der 

fehlenden Festlegung der Kriterien kommt es seitens der Autonomen Provinz 

zu einer willkürlichen Argumentation der Standortbestimmung. 

Außerdem stellt das Gericht eine Befugnisüberschreitung fest, aufgrund 

widersprüchlicher und unlogischer Erörterung und Beurteilung bestimmter 

Standortkriterien sowie aufgrund unzureichender Sachverhaltsermittlung und 

Verletzung der Begründungspflicht.  

  

Urteil Nr. 139/2019: SAD Nahverkehr AG 

Rekurs Nr. 45/2018 der SAD Nahverkehr AG gegen die Autonome Provinz 

Bozen unter anderem für die Aufhebung der Genehmigung des 

Landesmobilitätsplanes. 

Das Verwaltungsgericht gibt den Rekurs nicht statt und erklärt das Argument 

des Rekurserhebers, dass die Einteilung des öffentlichen 

Personennahverkehrs in fünf Einzugsgebiete gegen unionsrechtliche und 

staatliche Normen verstoße als unbegründet. Gemäß dem Gericht ist die 

Einteilung in mehrere Einzugsgebiete, wobei jedes Einzugsgebiet einem 

eigenen Ausschreibungslos entspricht, zulässig, da dies sowohl der 

Zufriedenheit dient, als auch einen offenen und fairen Wettbewerb garantiert 

sowie klein-und mittelständische Unternehmen die Möglichkeit bietet, die 

Dienstleistung zu erbringen. Außerdem wird nach Meinung des Gerichtes die 

Einteilung der Einzugsgebiete damit gerechtfertigt, dass die Gebiete auf der 

Grundlage der Gebiets-und Siedlungsstruktur sowie anhand der Analyse der 

Transportnachfrage eingeteilt worden sind und es der Zweckmäßigkeit 

entspricht, die Errichtung von vier extraurbanen und einem urbanen 

Einzugsgebiet vorzusehen. 

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201300117&nomeFile=201900157_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201300117&nomeFile=201900157_01.html&subDir=Provvedimenti


  

Urteil Nr. 131/2019: Finanzieller Beitrag Für Konzessionäre des öffentlichen 

Personennahverkehrs  

Rekurs Nr. 86/2017 des Konsortium LIBUS gegen die Autonome Provinz 

Bozen für die Aufhebung der Ablehnung des Antrages auf Auszahlung des 

Beitrages zur Erneuerung des Fuhrparkes. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und beanstandet die 

Verletzung des Transparenzprinzips von Seiten der Autonomen Provinz 

aufgrund der Unterlassung der Festlegung der Kriterien nach denen die 

Genehmigung des Beitrages erfolgt (Art. 12 G. Nr. 241/1990). Weiters stellt 

das Gericht fest, dass das einzig vorgesehene Kriterium ï ĂAlter der Busseñ ï 

willkürlich und in Verletzung des Gleichheitsprinzips benutzt wurde, da die 

Entscheidung der Autonomen Provinz nicht in Einklang mit ihren vorherigen 

Entscheidungen im gegenständlichen Bereich steht.  Außerdem müssen nach 

Meinung des Gerichtes sowohl die grundlegenden Prinzipien bei 

Vergabetätigkeit als auch das Diskriminierungsverbot beachtet werden, da ein 

Kriterium allein bei der Genehmigung eines finanziellen Beitrages nicht 

ausreichend ist. 

  

Urteil Nr. 199/2019: Gebäudekomplex in Industriezone  

Rekurs Nr. 125/2017 der Gatterer Holding GmbH gegen die Gemeinde 

Bruneck und die Autonome Provinz Bozen für die Aufhebung der Abweisung 

des Antrages zur städtebaulichen Umstrukturierung der Gewerbezone 

(gemäß Art. 55 quinquies LG Nr. 13/1997). 

Das Verwaltungsgericht gibt den Rekurs nicht statt und stellt fest, dass es 

städtebauliche Entscheidungen nur auf Tatsachenfehler, unlogische 

Bewertungen und Verletzung von Verfahrensregeln überprüft kann, nicht aber 

den Sachverhalt an sich beurteilen kann. Da hier keine derartigen Mängel 

vorliegen, ist die Abweisung von Seiten der Gemeinde mit der Begründung, 

dass der Antrag der gemeindepolitischen Revitalisierungspolitik des 

historischen Zentrums und somit dem öffentlichen Interesse entgegensteht, 

zulässig. Außerdem stellt das Gericht fest, dass die von der Gemeinde 

verfolgte Politik im Einklang steht mit der Rechtsprechung des EuGHs, 

welcher einschränkende Maßnahmen für die Niederlassungsfreiheit als 

zulässig erachtet, um das historische Zentrum zu schützen und die 

Abwanderung der dort lokalisierten Handelstätigkeit zu vermeiden. 

  

  

AUTONOME PROVINZ TRIENT 

Landesgesetzgebung 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-

provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx  

 

Landesgesetz Nr. 11 vom 30. Oktober 2019 

Änderungen des Landesgesetzes zur Umsetzung der EU-Richtlinien im 

Bereich der öffentlichen Aufträge 2016, zur Stärkung des Arbeitsschutzes bei 

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201700086&nomeFile=201900131_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201700086&nomeFile=201900131_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201700125&nomeFile=201900199_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=34105


öffentlichen Aufträgen, sowie Teilnahme der Autonomen Provinz Trient beim 

Organisationskomitee der Olympischen und Paralympischen Winterspiele 

Mailand Cortina 2026 (OCOG) und bei der Planungsagentur der Olympischen 

Spiele. 

Art 2 enthält Änderungen des Landesgesetzes zur Umwandlung der EU-

Vergaberichtlinien (LG 2/2016) und verfügt einen verstärkten Schutz, eine 

Ăstarkeñ Sozialklausel zugunsten der Arbeitnehmer im Falle der Übernahme 

durch einen neuen Auftragnehmer im Bereich der Aufträge und 

Dienstleistungskonzessionen mit einem hohen Einsatz an Arbeitskräften. Es 

wird eine Reihe von Schutzmaßnahmen gegenüber möglichen 

Verschlechterungen für die Arbeitnehmer im Hinblick auf das Gehalt, die 

Berechnung des Dienstalters oder der Arbeitszeit eingeführt, die sich aus der 

Vergabe an andere als die vorhergehenden Auftragnehmer infolge von neuen 

Vergabeverfahren ergeben könnten. 

 

Landesgesetz Nr. 9 vom 18. Oktober 2019 

Änderung des Art 4 des Landesgesetzes über die landesweiten 

Volksabstimmungen 2003 

Das Gesetz bestimmt eine Senkung des Beteiligungsquorums auf 40 Prozent 

der Wahlberechtigten. 

 

Landesgesetz Nr. 8 vom 18. Oktober 2019 

Änderungen des Landesgesetzes über die landesweiten Volksabstimmungen 

2003 

 

Landesgesetz Nr. 7 vom 25. September 2019 

Ergänzung von Art 1 Landesgesetz Nr. 1 vom 12. Februar 2019 betreffend 

den Zivilschutz 

 

Landesgesetz Nr. 6 vom 19. September 2019 

Änderungen des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

2013, betreffend das Verfahren für die Ausstellung der vereinheitlichten 

Landesgenehmigung, von damit verbundenen Bestimmungen und des 

Landesgesetzes Trient über die Wälder und den Naturschutz 2007 

 

Landesgesetz Nr. 5 vom 6. August 2019 

Nachtragshaushalt der Autonomen Provinz für die Finanzjahre 2019ï2021 

 

Landesgesetz Nr. 3 vom 25. Juni 2019 

Änderung des Art 4 Landesgesetz Nr. 4 vom 6. Februar 1991 (Maßnahmen 

zur Förderung der Ausbildung von Fachärzten und des Pflegepersonals) 

 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/legge.aspx?uid=34055
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=34058
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=34013
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=34000
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=33854
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=33736
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html


Genauer link (zu TAR Trento): https://www.giustizia-

amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?n=1&_afrWindowM

ode=0&attivita=tar_tn&_afrLoop=19775596622196&_adf.ctrl-

state=l0zak1tnx_4  

  

Hier findet sich die Leitsätzesammlung (in italienischer Sprache): Raccolta 

delle massime delle sentenze amministrative pubblicate nel corso del 2018 

dal TRGA di Trento. 

  

Urteil Nr. 110/2019 

Die Normen, die Erleichterungen ï wie jene betreffend die Verlängerung der 

Dauer der Konzession für die Gewinnung und Verarbeitung von Porphyr ï 

vorsehen, müssen eng ausgelegt werden, da sie von Vorgaben allgemeinen 

Charakters abweichen und somit weder einer extensiven Auslegung noch 

einer analogen Anwendung zugänglich sind. Aus dem Vorliegen etwaiger 

unrechtmäßiger Verhaltensweisen der Verwaltung in Fällen, die analog zum 

gegenständlichen Fall sind, kann keine Ungleichbehandlung abgeleitet 

werden. 

  

Urteil Nr. 108/2019 

Die Einreichung eines Antrags auf Heilung eines Bauvergehens nach der 

Anfechtung der Abrissanordnung führt nicht zur Unzulässigkeit oder 

Unverfolgbarkeit der eingebrachten Anfechtung. 

  

Urteil Nr. 106/2019 

Gem Art 83 Abs 9 GvD Nr 50/2016 ist der Untersuchungsbeistand nicht auf 

das technische und das Preisangebot anwendbar; zudem setzt der Grundsatz 

der abschließenden Regelung der Ausschlussgründe von Vergabeverfahren 

keine ausdrückliche Androhung des Ausschlusses durch den Kodex, die 

Gesetze oder die Verordnung voraus, da es rechtmäßig ist, dass 

verpflichtende Anforderungen nach der Logik des numerus clausus auferlegt 

werden. 

  

Urteil Nr. 96/2019 

Es ist möglich, die Unwirksamkeit eines mit einer Gesellschaft geschlossenen 

Werkvertrags zu erklären, deren Gesellschaftszweck in Bezug auf den 

gesamten Auftragsgegenstand unangemessen erscheint. 

  

Urteil Nr. 91/2019 

Die Vereinbarung zwischen der Autonomen Provinz Trient und dem 

Italienischen Automobilclub (ACI) über die Verwaltung der 

Kraftfahrzeugsteuern ist rechtmäßig, obwohl ACI nicht kraft Gesetzes 

(sondern nur kraft Statut) Träger von öffentlichen Funktionen oder von 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen hinsichtlich der Verwaltung der 

Landeskraftfahrzeugsteuer (deren Verwaltung nur der Provinz Trient zusteht) 

ist, da jedoch die in Art 5 Abs 6 lit a GvD Nr 50/2016 vorgesehene Bedingung 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.ordineavvocatitrento.it/wp-content/uploads/2019/03/Massimario-2018-def.pdf
https://www.ordineavvocatitrento.it/wp-content/uploads/2019/03/Massimario-2018-def.pdf
https://www.ordineavvocatitrento.it/wp-content/uploads/2019/03/Massimario-2018-def.pdf


vorliegt, nach der die Vereinbarung Ăeine Zusammenarbeit zwischen den 

teilnehmenden öffentlichen Auftraggebern oder Auftraggebern [verwirklichen 

muss], die sicherstellen soll, dass die von ihnen auszuübenden öffentlichen 

Dienstleistungen im Hinblick auf die Erreichung der gemeinsamen Ziele 

erbracht werdenñ. 

  

Urteil Nr. 90/2019 

In der Gesetzgebung der Provinz Trient erscheint der Grundsatz 

übernommen, nach dem das Enteignungsverfahren sich in die 

verschiedenen, in Art 8 DPR Nr 327/2001 angeführten Phasen gliedert, die 

aus der Anbringung der Beschränkung zum Zweck der Enteignung, der 

Gemeinnützigkeitserklärung, mit den jeweiligen Fristen für die Durchführung 

der Arbeiten und der Enteignungen, und der Festlegung der provisorischen 

Enteignungsentschädigung bestehen. 

 

Urteil Nr 88/2019 

Die Annahme der Abrissanordnung erfordert keine Mitteilung über die 

Einleitung des betreffenden Verfahrens; zudem ist ein berechtigtes Vertrauen 

des für den Missbrauch Verantwortlichen und seines Rechtsnachfolgers ï 

auch bei Ablauf eines langen Zeitraums seit der Begehung des Missbrauchs 

ï auszuschließen. 

  

Urteil Nr. 86/2019 

Die Streitigkeit über die Beanstandung der Rechtmäßigkeit der Ergebnisse 

des Vergabeverfahrens zur Ermittlung des Zuschlagsempfängers für die 

Führung des Restaurationsdienstes und der damit verbundenen 

kommerziellen Tätigkeiten (sog non oil) einer Autobahnraststätte ist der 

ordentlichen Gerichtsbarkeit übertragen. Daher muss der betreffende, in den 

Formen des Verwaltungsprozesses eingebrachte Rekurs für unzulässig 

erklärt werden. 

NEWS 

Die international besetzte Fachjury der achten Ausgabe des Federal Scholar 

in Residence Programms von Eurac Research hat von allen eingereichten 

wissenschaftlichen Arbeiten jene von Dr Rebecca Nelson an erste Stelle 

gewählt. Nelson ist Senior Lecturer an der Melbourne Law School, University 

of Melbourne, und ihr Forschungsschwerpunkt liegt in den Bereichen Umwelt- 

und Ressourcenrecht und ïpolitik. Während ihres Forschungsaufenthaltes an 

Eurac Research wird sie ihr Papier ĂThe Regulating Cumulative 

Environmental Change in Multi-layered Legal Contextsñ diskutieren und 

weitere Forschungsarbeiten und -schwerpunkte vorstellen. 

Die Bewerbungsfrist für das Federal Scholar in Residence Programm 2020 

endet wie üblich am 1. Juli 2020. Weiterführende Informationen 

unter www.eurac.edu/federalscholar. 

  

Das Institut für Vergleichende Föderalismusforschung von Eurac Research 

http://www.eurac.edu/federalscholar


hat einen Blog eröffnet, der sich allgemein mit verschiedensten Themen der 

Europäischen Union auseinandersetzt. Sowohl Studierende als auch 

Professoren sind eingeladen, mit Artikeln zu europarelevanten Thematiken 

und Ereignissen zum EUreka!-Blog beizutragen: 

https://blogs.eurac.edu/eureka/  

  

EVENTS 

Seminar zum Thema ĂDie AuÇenbeziehungen von Regionenñ mit 

Alexander Homann (Botschaftsrat, Leiter der Vertretung Ostbelgiens in Berlin) 

am 13. Dezember 2019 in Eurac Research, Bozen. 

  

Seminar zum Thema ĂDie Mehrebenen-Governance des Umweltbereichs 

in Italien und Deutschland am Beispiel des Klimawandelsñ im Rahmen 

der Kooperation zwischen der Friedrich Ebert-Stiftung und dem Institut für 

Vergleichende Föderalismusforschung am 2. Dezember 2019 von 14.15 bis 

17.15 Uhr an Eurac Research in Bozen. Die Veranstaltung wird simultan 

gedolmetscht (dt-it). 

  

Tagung zum Thema ĂIl dibattito pubblico in prospettiva multilivello: tra 

mito partecipativo e prassi istituzionaleò am 30. und 31. Jänner 2020 in 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät, Universität Verona. 

 

Winter School on Federalism and Governance: Vom 17. bis zum 28. 

Februar 2020 findet die 11. Winter School on Federalism and Governance 

statt. Die Ausgabe 2020 befasst sich mit dem Thema ĂFederalism and 

Languageñ. Die erste Woche wird an der Universitªt Innsbruck ausgetragen, 

die zweite Woche an Eurac Research. Für nähere 

Informationen: http://winterschool.eurac.edu/ 

 

Tagung "Comitato delle Regioni, Regioni e Regioni alpine: riflessioni ed 

esperienze sul futuro dell'Unione Europea" (Ausschuss der Regionen, 

Regionen und alpine Regionen: Überlegungen und Erfahrungen zur 

Zukunft der Europäischen Union): Mittwoch, 18. Dezember 2019 (9.30ï17 

Uhr), Palazzo di Giurisprudenza, Sala Conferenze, via Verdi 53, Trento. 

 

Tagung "100 Jahre B-VG. Verfassung und Verfassungswandel im 

nationalen und internationalen Kontext" am 23.4.2020 an der Universität 

Innsbruck, Aula. 
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VfGH 11.12.2018, E 3717/2018; E 3728/2018; E 3753/2018; Verletzung im 

Gleichheitsrecht durch Feststellung des Verlusts der österreichischen 

Staatsbürgerschaft: 

Der VfGH hat erkannt, dass die nicht authentische ĂWªhlerevidenzlisteñ kein 

taugliches Beweismittel für einen Wiedererwerb der türkischen 

Staatsangehörigkeit darstellt. Die Mitwirkungspflicht der Partei entbindet die 

Behörde nicht von ihrer Verpflichtung zur amtswegigen Feststellung des 
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maßgeblichen Sachverhalts. Keinesfalls darf die Beweislast für den (Nicht-

)Wiedererwerb der türkischen Staatsangehörigkeit ohne weiteres auf den 

Betroffenen überwälzt werden. 

  

VfGH 11.12.2018, V 19/2018 ua; Keine Gesetzwidrigkeit der Feldkircher 

Bettelverbots-Verordnung: 

Gegen die Ausgestaltung der gegenständlichen Verordnung konnte der VfGH 

die Bedenken des LVwG Vorarlberg nicht teilen. Es besteht weiterhin die 

Möglichkeit des stillen Bettelns auch in der Innenstadt in weitläufigen und 

stark frequentierten Bereichen. 

  

VfGH 26.02.2019, V 44/2018; Verordnung des Bürgermeisters der Gemeinde 

Gries am Brenner betreffend ein Betretungsverbot zur Abwehr von 

Steinschlaggefahr: 

Die in Art III der Verordnung alternativ zur Geldstrafe vorgesehene 

Freiheitsstrafe findet weder in § 18 Abs 2 TGO noch in einer anderen 

Rechtsvorschrift, auf die sich der Bürgermeister im hier vorliegenden 

Zusammenhang berufen könnte, Deckung. Sie entbehrt daher insoweit einer 

gesetzlichen Grundlage. Im Übrigen ist die gegenständliche Verordnung aber 

als zulässige und verfassungskonforme ortspolizeiliche Verordnung zu 

qualifizieren. 

  

VfGH 12.03.2019, G 386/2018 ua; Aufhebung von Bestimmungen u.a. des 

TROG 2016 betreffend die elektronische Kundmachung von 

Flächenwidmungsplänen: 

Die im TROG 2016 vorgesehene elektronische Kundmachung von 

Flächenwidmungsplänen der Gemeinden durch die Landesregierung verletzt 

den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (Art 118 Abs 2 und 3 B-VG). Im 

Hinblick auf eine allfällige Neuregelung der Kundmachung von 

Flächenwidmungsplänen weist der VfGH darauf hin, dass es dem 

Gesetzgeber offen steht, die Mitwirkung von Organen des Landes oder 

anderer Einrichtungen bei der faktischen Durchführung der Kundmachung 

vorzusehen, wenn diese unter der rechtlichen Verantwortung des mit der 

Kundmachung betrauten Gemeindeorgans erfolgt. 

  

VfGH 12.03.2019, G 276/2018; Wirkung der Abschaffung des 

Pflegeregresses durch den Bundesverfassungsgesetzgeber auch im Rahmen 

der Behindertenhilfe: 

Seit 1. Jªnner 2018 ist es den Lªndern untersagt, Ăim Rahmen der Sozialhilfeñ 

das Vermögen von in stationären Pflegeeinrichtungen aufgenommenen 

Personen zur Abdeckung der Pflegekosten heranzuziehen (§ 330a ASVG); 

diesem Verbot entgegenstehende landesgesetzliche Bestimmungen traten zu 

diesem Zeitpunkt außer Kraft. Diese Regelung erfasst alle Pflegeleistungen, 

unabhängig davon, ob sie für altersbedingt oder für auf Grund einer 

Behinderung pflegebedürftige Personen erbracht werden. 
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VfGH 12.03.2019, G 315/2018; Verletzung im Gleichheitsrecht betreffend die 

Voraussetzungen zur Erlangung der Tiroler Jagdkarte: 

Der VfGH hob im gegenständlichen Erkenntnis § 28 Abs. 2 lit. f Tiroler 

Jagdgesetz 2004 als verfassungswidrig auf. Die darin vorgesehene 

Anknüpfung an den Hauptwohnsitz sei kein objektives 

Unterscheidungsmerkmal für den Nachweis der jagdfachlichen Eignung. 

  

VfGH 12.03.2019, G 156/2018; Teilweise Aufhebung von Bestimmungen des 

Oö Mindestsicherungsgesetzes (Oö BMSG) 

In weiten Teilen hat der VfGH die zulässigen Anträge des LVwG 

Oberösterreich auf Aufhebung von Bestimmungen des Oö 

Mindestsicherungsgesetzes abgewiesen. Als verfassungswidrig erwies sich 

allerdings jene Bestimmung in § 13a Abs. 1 Oö. BMSG, wonach bei 

Berechnung der Summe der Mindeststandards in einer 

Haushaltsgemeinschaft auch jene Personen mit einem fiktiven 

Mindeststandard zu berücksichtigen sind, die keinen Antrag gestellt haben 

oder keinen Leistungsanspruch haben oder haben werden. 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen Landesgesetzblättern 

und konsolidierten Fassungen siehe http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die 

Begutachtungsentwürfe samt Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen 

samt Erläuternden Bemerkungen sind auf der Homepage des Tiroler 

Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) unter Parlamentarische Materialien 

abrufbar. 

  

Tiroler Datenverarbeitungsgesetz ï TDVG, LGBl. Nr. 143/2018: 

Umsetzung der neuen unionsrechtlichen Vorgaben der Datenschutz-

Grundverordnung vor allem in organisatorischer Hinsicht. 

  

Tiroler Datenverarbeitungs-Anpassungsgesetz, LGBl. Nr. 144/2018: 

Materienspezifische Anpassungen an die Datenschutz-Grundverordnung. 

  

Gesetz, mit dem die Landes-Hypothekenbank Tirol Anteilsverwaltung 

aufgelöst wird und die Rechtsbeziehungen der Hypo Tirol Bank AG zum Land 

Tirol geregelt werden, LGBl. Nr. 152/2018: 

Auflösung der Landes-Hypothekenbank Tirol Anteilsverwaltung mit Ablauf des 

31. Dezember 2018 zum Zweck der alleinigen Eigentümerstellung des 

Landes Tirol an der Hypo Tirol Bank AG. 

  

Tiroler Jugendförderungs- und Jugendschutzgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 

7/2019: 

Zentraler Gegenstand der Novelle ist die Anhebung der Altersgrenze für die 

Verbote des Erwerbs, des Konsums in der Öffentlichkeit und der Weitergabe 

von Tabak und anderer jugendgefährdender Waren auf Personen bis zum 

vollendeten 18. Lebensjahr und die Verlängerung der Ausgehzeiten für Kinder 

bis 23 Uhr. 
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Tiroler Mindestsicherungsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 15/2019: 

Anpassung im Licht des § 330a ASVG, welcher im Verfassungsrang steht 

und ein verfassungsgesetzliches Verbot des Pflegeregresses normiert. 

  

Gesetz über die Errichtung der Tiroler Zukunftsstiftung (Novelle), LGBl. Nr. 

16/2019: 

Mit der Novelle dieses Gesetzes wird es ermöglicht, die Tiroler 

Zukunftsstiftung als Fonds öffentlichen Rechts in eine Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung umzuwandeln. 

  

Tiroler Notifikationsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 21/2019: 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden die Bestimmungen betreffend Dienste 

der Informationsgesellschaft der Richtlinie 2015/1535 im Tiroler 

Notifikationsgesetz umgesetzt. 

  

Tiroler Umwelthaftungsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 23/2019: 

Anpassung des Tiroler Umwelthaftungsgesetzes an das Urteil des EuGH in 

der Rs C-529/15, Folk. Der Kreis jener Personen, die bei der zuständigen 

Verwaltungsbehörde den Erlass von Maßnahmen gegen Umweltschäden 

beantragen können, ist daher entsprechend den unionsrechtlichen Vorgaben 

erweitert worden. 

  

Tiroler Brexit-Begleitgesetz, LGBl. Nr. 35/2019: 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf werden im Landesrechtsbereich die 

notwendigen Vorkehrungen für den Fall getroffen, dass das Vereinigte 

Königreich ohne verbindlich gewordenes Austrittsabkommen nach Art. 50 

Abs. 2 EUV aus der EU austritt. Die vorgeschlagenen Regelungen sollen in 

den landesgesetzlich geregelten Angelegenheiten insbesondere 

gewährleisten, dass Härtefälle für jene britischen Staatsangehörigen und ihre 

(drittstaatsangehörigen) Familienangehörigen vermieden werden, die im 

Austrittszeitpunkt von ihren Freizügigkeitsrechten Gebrauch gemacht haben. 

  

Tiroler Kulturförderungsgesetz 2010 (Novelle), LGBl. Nr. 41/2019: 

Einführung von Regelungen über den internationalen Leihverkehr von 

Kulturg¿tern (ĂImmunitªtszusageñ) 

  

Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Durchführung bestimmter 

Verordnungen der Europäischen Union im Bereich der Tiroler 

Landesrechtsordnung (Novelle), LGBl. Nr. 54/2019: 

Begleitende Regelungen zur ĂEU-Urkunden-Verordnungñ Nr 2016/1191. 

  

  

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNGVerwaltungsgerichtshof 

VwGH 05.10.2018, Ra 2018/03/0027; Strafe wegen Störung der Nachtruhe 

durch Silierarbeiten: 
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Nach Maßgabe des Tiroler Landes-Polizeigesetzes ist es verboten, 

ungebührlicherweise störenden Lärm zu erregen. Von diesem Verbot 

ausnahmsweise nicht berührt werden Tätigkeiten im Rahmen der jeweils 

üblichen Wirtschaftsführung in der Land- und Forstwirtschaft. Eine massive 

Beeinträchtigung der Nachtruhe durch solche Tätigkeiten ist von dieser 

Ausnahmeregelung jedoch nicht mehr gedeckt. 

  

VwGH 22.11.2018, Ro 2017/07/0033, Ro 2017/07/0034 bis 0036; UVP-G: 

Auflage zur Wiederherstellung des Moorlebensraumes zu unbestimmt: 

Gegenstand des Verfahrens war die Errichtung eines 

Pumpspeicherkraftwerkes samt eines weiteren Speichersees im Ruhegebiet 

der Stubaier Alpen. Nach Ansicht des VwGH war die vorgeschriebene 

Ersatzmaßnahme des Bundesverwaltungsgerichts zur Sicherung der 

Wiederherstellung des Moorlebensraumes nicht ausreichend bestimmt. 

  

VwGH 14.12.2018, Ra 2018/02/0294; Absehen von einer mündlichen 

Verhandlung: 

Im vorliegenden Fall hat das Verwaltungsgericht in einem Verfahren wegen 

Entziehung der Lenkberechtigung eine mündliche Verhandlung durchgeführt. 

Die dort ermittelten Ergebnisse hat es für die Entscheidung im 

Verwaltungsstrafverfahren wegen Lenkens eines Fahrzeugs in einem durch 

Alkohol beeinträchtigten Zustand verwendet, ohne dass auch dort eine 

mündliche Verhandlung durchgeführt worden wäre. Ein Absehen von der 

Verhandlung ist nach der Bestimmung des § 44 VwGVG zu beurteilen und zu 

begründen. Da dies im konkreten Fall vom zuständigen 

Landesverwaltungsgericht unterlassen, wurde das Erkenntnis vom VwGH 

aufgrund der Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben. 

  

VwGH 19.12.2018, Ra 2018/03/0098; Keine Einstellung des 

Verwaltungsstrafverfahrens nach § 45 Abs. 1 Z 4 VStG bei Nichtanhalten bei 

rotem Licht vor Eisenbahnkreuzung: 

Die Voraussetzungen für die Einstellung des Strafverfahrens sind nach 

Ansicht des VwGH schon deshalb nicht vorgelegen, weil allein die Bedeutung 

des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes ï konkret die Sicherheit des 

Verkehrs und der Schutz von Leben und Gesundheit der Verkehrsteilnehmer 

ï nicht als gering angesehen werden kann. 

  

VwGH 03.04.2019, Ro 2019/08/0003; Vorspringer bei Skiflug-WM ist 

vollversicherungspflichtiger Beschäftigter: 

Der VwGH stellte fest, dass der Revisionswerber bei der Veranstalterin der 

Skiflug-Weltmeisterschaft in persönlicher und wirtschaftlicher Abhängigkeit 

beschäftigt war und damit der Kranken-, Unfall- und 

Pensionsversicherungspflicht nach dem ASVG und der 

Arbeitslosenversicherungspflicht nach dem AlVG unterlag. 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/2018/ro_2017070033.pdf?6tfcyj
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21.12.2018, LVwG-2017/43/1551-5; Holzschuppen darf nicht im Freiland 

errichtet werden:  

Der im gegenstªndlichen Fall errichtete ĂGerªteschuppenñ ist nach der TBO 

2018 zwar weder als anzeige- bzw bewilligungspflichtig zu qualifizieren, darf 

jedoch aufgrund der raumordnungsrechtlichen Vorschriften im Freiland nicht 

errichtet werden, weshalb die zuständige Behörde zu Recht mit einem 

Entfernungsauftrag vorgegangen ist. 

  

14.01.2019, LVwG-2018/15/2306-5; Gletscher; Verwendungsverbot Schiweg; 

einheitliche Anlage: 

Das LVwG Tirol hegte im konkreten Fall keine rechtlichen Bedenken gegen 

die Untersagung einer weiteren Verwendung eines Schiweges im Bereich des 

Schigebietes beim Pitztaler Gletscher, da die Bauarbeiten am Grat zum 

Zweck der künstlichen Verbreiterung des Weges naturschutzrechtlich bewilligt 

hätten werden müssen. 

  

17.01.2019, LVwG-2019/25/0087-2; Gewerbewortlaut ĂErnªhrungstrainingñ; 

freies Gewerbe; gesetzliche Voraussetzungen für Ausübung dieses 

Gewerbes: 

Im Gewerbeanmeldungsverfahren wird das Recht zur Ausübung einer 

gewerblichen Tätigkeit durch die Anmeldung begründet; denn Gewerbe 

dürfen bei Erfüllung der allgemeinen und der vorgeschriebenen besonderen 

Voraussetzungen aufgrund der Anmeldung ausgeübt werden (§ 5 Abs 1 

GewO). Der Anmeldung eines Gewerbes gemäß § 5 GewO kommt 

konstitutiver Charakter zu (VwGH 29.04.2014, 2013/04/0155). Bei der 

Anmeldung einer Tätigkeit als freies Gewerbe muss die gewählte 

Bezeichnung insbesondere eine eindeutige Abgrenzung gegenüber nicht 

freien Gewerben und gegenüber Tätigkeiten ermöglichen, die der 

Gewerbeordnung nicht unterliegen (VwGH 17.11.2004, 2002/04/0139). Der 

bloÇe Begriff ĂErnªhrungstrainingñ ist zu unprªzise, weil er die notwendige 

Abgrenzung zu nicht freien Gewerben und Tätigkeiten, die nicht der 

Gewerbeordnung unterliegen, vermissen lässt. Somit kann ein als 

ĂErnªhrungstrainingñ bezeichneter Wortlaut nicht als freies Gewerbe 

angemeldet werden. 

  

28.01.2019, LVwG-2018/35/2702-3; Werbeeinrichtung; naturschutzrechtliche 

Bewilligung; Reklameeffekt: 

Eine Werbeeinrichtung mit der Aufschrift ĂAchtung Murmeltiereñ im AusmaÇ 

von 0,5 x 0,6 m ist geeignet, einen nachteiligen Einfluss auf die Landschaft 

auszuüben. Obwohl die gegenständliche Tafel keinen Reklameeffekt 

bezweckt, handelt es sich um eine Werbeeinrichtung im Sinn des TNSchG 

2005 und hätte daher eine naturschutzrechtliche Bewilligung vorliegen 

müssen. 

  

29.01.2019, LVwG-2018/37/2603-3; Wasserrechtlicher 

Wiederherstellungsauftrag: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=bff6b707-fdb4-4855-92df-2aa08e781d4d&Position=201&Abfrage=Lvwg&Entscheidungsart=Undefined&Bundesland=Tirol&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=01.12.2018&BisDatum=09.05.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20181221_LVwG_2017_43_1551_5_00
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Mit rechtskräftigem Bescheid wurde dem Beschwerdeführer unverzüglich die 

Einleitung des Abwassers aus der Milchkammer der Bauernschaft ĂBñ in den 

Schmutzwasserkanal der Gemeinde aufgetragen. Um die in der Milchkammer 

der Bauernschaft ĂBñ anfallenden Abwässer in den Schmutzwasserkanal der 

Gemeinde einleiten zu können, war allerdings die Errichtung eines Kanals 

notwendig, dessen Trasse über ein nicht im Eigentum des 

Beschwerdeführers stehendes Grundstück verläuft. Der Eigentümer dieses 

Grundstückes hat die Zustimmung zur Errichtung des Kanals bislang 

verweigert. Dem Beschwerdeführer war es daher rechtlich nicht möglich, die 

ihm mit Bescheid aufgetragenen Maßnahmen unverzüglich zu erfüllen. Ist die 

Erfüllung eines Wiederherstellungsauftrages nach dem WRG 1959 rechtlich 

nicht möglich, hat der Beschuldigte mangels Verschuldens keine 

Verwaltungsübertretung nach § 137 Abs 3 Z 8 WRG 1959 begangen. 

  

25.02.2019, LVwG-2018/15/1757-4; Anbieten von Wohnungen auf 

Vermittlungsplattformen als Gastgewerbe: 

Das Anbieten von Wohnungen auf Vermittlungsplattformen unterliegt den 

Bestimmungen der Gewerbeordnung, zumal von einer vom 

Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausgenommenen reinen Vermietung 

von Wohnraum nicht mehr die Rede sein kann: Bedingt durch den hohen 

Verwaltungsaufwand durch den ständigen Wechsel der Gäste, das Anbieten 

der Wohnung über das Internet an einen unbestimmten Personenkreis, die 

Vermietung nicht nur einer Wohnung sondern auch der dazugehörenden 

Ausstattung sowie der Verrechnung eines Pauschalpreises an statt einer 

Aufschlüsselung in Miet-, Betriebs-, und Energiekosten wird das Gastgewerbe 

ausgeübt. 

  

12.03.2019, LVwG-2019/40/0279; Bauanzeige; Verbesserungsauftrag; 

inhaltlicher Mangel nicht verbesserungsfähig: 

Die Stellungnahme des Bau- und Brandschutzes der belangten Behörde 

deutet auf ein Überbauen der Grundstücksgrenze hin, was zweifellos die 

Genehmigungsfähigkeit des angezeigten Projektes betrifft und keinen 

verbesserungsfähigen Mangel iSd § 13 Abs 3 AVG darstellt. Das Vorhaben 

erweist sich dieser Stellungnahme entsprechend als nach baurechtlichen 

Vorschriften unzulässig, was innerhalb der Frist des § 30 Abs 3 TBO 2018 

festzustellen wäre. 

  

12.03.2019, LVwG-2018/27/0270-1; LVwG-2018/27/0270-1; 

Sicherheitsleistung: 

§ 34 Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz, der die Möglichkeit der 

Verhängung eines Zahlungsstopps oder einer Sicherheitsleistung bei 

begründetem Verdacht von (näher bezeichneten) Verwaltungsübertretungen 

vorsieht, ist unionsrechtswidrig. Wenn eine innerstaatliche Rechtsvorschrift in 

offenkundigem Widerspruch zu unmittelbar anwendbarem Unionsrecht steht, 

hat diese unangewendet zu bleiben (Anwendungsvorrang). 
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23.04.2019, LVwG-2019/22/0732-1; Verwaltungsstrafrechtliche 

Verantwortung; Hausverwalter: 

Der Hausverwalters vertritt die Wohnungseigentümergemeinschaft allein bei 

der Verwaltung der Liegenschaft (§ 20 WEG 2002) und nicht auch in jenen 

Angelegenheiten, die im ausschließlichen Interesse eines einzelnen 

Wohnungseigentümers gelegen sind. Aus diesen Überlegungen heraus 

resultiert auch eine grundsätzliche verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung 

des Hausverwalters, die keiner eigenen gesetzlichen Verankerung in der 

Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 bedarf, spricht doch § 35 Abs 1 lit b Tiroler 

Feuerpolizeiordnung 1998 ganz allgemein davon, dass derjenige zu bestrafen 

ist, der einem Auftrag nach § 19 Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 nicht 

nachkommt (arg. Ăwer é. nicht nachkommtñ). F¿r die Beachtung 

feuerpolizeilicher Aufträge, die die ordentliche Verwaltung der Liegenschaft 

betreffen, ist der Hausverwalter verantwortlich und daher folgerichtig bei 

Nichteinhaltung strafbar. 

  

  

  

ITALIEN VERFASSUNGSGERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNG 

http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do 

 

 

Urteil Nr. 210/2018: Errichtung der neuen Gemeinde Sèn Jan di Fassa ï Sèn Jan 

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich des Artikels 1 des 

Regionalgesetzes der Region Trentino-Südtirol Nr. 8 vom 31. Oktober 2017 

(Errichtung der neuen Gemeinde Sèn Jan di Fassa ï Sèn Jan durch den 

Zusammenschluss der Gemeinden Pozza di Fassa-Poza und Vigo di Fassa-

Vich) in Hinsicht auf die Artikel 5 und 6 der Verfassung und des Artikels 99 

des Dekretes des Präsidenten der Republik vom 31. August 1976, Nr. 670, 

vorgebracht durch den Ministerpräsidenten mit dem Rekurs Nr. 20/2018. 

Die angefochtene Norm errichtet die Gemeinde Sèn Jan di Fassa ï Sèn Jan, 

indem sie die beiden Gemeinden Pozza di Fassa-Poza und Vigo di Fassa-

Viech zusammenschließt. Der Rekurssteller sieht Art. 99 des Sonderstatuts 

für die Region Trentino-Südtirol verletzt, weil der Schutz der sprachlichen 

Minderheiten ohne Verwendung der amtlichen Staatssprache erfolgt, da das 

Gesetz ausschließlich den Gebrauch des ladinischen Ortsnamens und nicht 

auch jenen italienischen, welcher ĂSan Giovanniñ wªre, vorsieht. Die Region 

entgegnet, dass die Gemeinden Pozza di Fassa-Poza und Vigo di Fassa-

Viech in beiden Versionen den Namen ĂS¯n Janñ beibehalten, dies aufgrund 

der engen historischen und identitªtsstiftenden Bedeutung von ĂPief de S¯n 

Janñ f¿r die gesamte Gemeinschaft, dem Ort, in welchem sich seit jeher die 

Mitglieder der ĂComunit¨ di Fassañ versammelten. Zudem gelte gemªÇ  Art. 

8, Abs. 1, Nr. 2 des Sonderstatuts die Pflicht zur Zweisprachigkeit in der 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20190423_LVwG_2019_22_0732_1_00
http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do


Ortsnamensgebung nur für das Gebiet der Autonomen Provinz Bozen. Die 

vom Rekurssteller vorgenommene Interpretation würde dazu führen, dass alle 

geltenden Bezeichnungen, die nicht die italienische Sprache enthalten, wie es 

für einige Gemeinden des Aostatals und des Piemonts zutrifft, unrechtmäßig 

seien. Die Generalanwaltschaft des Staates hielt dem entgegen, dass die 

einsprachigen französischen Bezeichnungen nur in Ausnahmefällen mittels 

Staatsgesetzes erlaubt worden sind, während es keine solche Norm gibt, die 

die ausschließliche Verwendung des Ladinischen erlaubt. Als letztes 

Argument bringt die Region vor, dass der Pflicht auf eine italienische 

Bezeichnung mit der Verwendung des Begriffs ĂS¯n Jan di Fassañ, Gen¿ge 

getan werde. 

Der Gerichtshof gibt dem Rekurs in Hinblick auf den Art. 99 des 

Sonderstatuts statt und erklärt die Verfassungswidrigkeit des Art. 1, Abs. 1, 2 

und 4 der angefochtenen Norm, in dem Punkt, in dem die Bezeichnung ĂS¯n 

Jan di Fassa-S¯n Janñ anstatt ĂSan Giovanni di Fassa-S¯n Janñ verwendet 

wird und konsequenter Weise auch der Artt. 2,Abs. 1, 3, Abs. 1, 6, Abs. 1, 9, 

Abs. 2 und 3, 10, Abs. 1,12, 13 und 14 der selben Norm, stets dahingehend, 

dass die Bezeichnung ĂS¯n Jan di Fassa-S¯n Janñ anstatt ĂSan Giovanni di 

Fassa-S¯n Janñ verwendet wird. 

 

  

Urteil Nr. 62/2019: Landesstabilitätsgesetz für Trient 2018 

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich des Artikels 17 des 

Landesgesetzes der Autonomen Provinz Trient Nr. 18 vom 29. Dezember 

2017 (Landesstabilitätsgesetz 2018) in Hinsicht auf die Artikel 3, 81, 117, 

Abs. 2, lit. l), bezüglich des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 165 vom 30. 

März 2001 (Generelle Normen zur Regelung im Bereich der Arbeit bezüglich 

der Bediensteten der öffentlichen Verwaltung), Art. 117, Abs. 2, lit. o), und 

Art.117, Abs. 3 der Verfassung, für die Koordinierung der öffentlichen 

Finanzen, vorgebracht durch den Ministerpräsidenten mit Rekurs Nr. 20/2018. 

Art. 17 des Landesgesetzes trägt den Titel «Eingriffe zur Reduzierung des 

Durchschnittsalters der Bediensteten der Provinz und für die Einstellung von 

Jugendlichen» Nach Auffassung des Rekursstellers führt besagter Artikel zu 

einem Anreiz für Angestellte, mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag, die 

Arbeit zu kündigen, welche dann in der Folge vor dem Renteneintrittsalter 

zurücktreten würden, was wiederum dazu führen würde, dass 

Sozialversicherungsabgaben für die vorläufige Niederlegung der Arbeit nicht 

quantifizierbar sind oder gedeckt werden können. Dies verstoße gegen Artikel 

81 der Verfassung, in Bezug auf den ausgeglichenen Haushalt und die 

fehlende Möglichkeit der Planung für passende Einkünfte, welche in der Lage 

wären, größeren Lasten entgegen zu wirken. 

Der Verfassungsgerichtshof gibt dem Rekurs in Hinblick auf den Art. 117, 

Abs. 2, lit. l) der Verfassung, mit Bezug auf das gesetzesvertretende Dekret 

Nr. 165 vom 30. März 2001 (Generelle Normen zur Regelung im Bereich der 

Arbeit bezüglich der Bediensteten der öffentlichen Verwaltung) statt. Dem 

Argument der Verteidigung, nach welchem die Ordnung der Landesämter und 



des zugeordneten Personals in die Kompetenz der Provinz fällt, wird nicht 

stattgegeben, weil man zwischen den normativen Regelungen des 

Arbeitsverhältnisses und der Ordnung der Ämter unterscheiden muss. Zudem 

entscheidet das Gericht, dass die Möglichkeit des Anreizes zur 

Arbeitsniederlegung zu einer Schlechterstellung in den 

Vertragsverhandlungen für Kollektivverträge der privatisierten öffentlichen 

Dienste führe. 

 

  

Urteil Nr. 77/2019: Haushaltsvoranschlag des Staates für das Finanzjahr 2018 

und mehrjähriger Haushalt für den Dreijahreszeitraum 2018-2020  

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich des Artikels 1, Abs. 828 des 

Gesetzes Nr. 205 vom 27. Dezember 2017 (Haushaltsvoranschlag des 

Staates für das Finanzjahr 2018 und mehrjähriger Haushalt für den 

Dreijahreszeitraum 2018-2020) in Hinsicht auf die Artikel 8, 16, 79, 80, 81, 

103, 104 e 107 des DPR vom 31. August 1972, Nr. 670 (Sonderstatut für die 

Region Trentino/Südtirol) und die Artikel 17, 18 und 19 des 

gesetzesvertretenden Dekrets vom 16. März 1992, Nr. 268 

(Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino/Südtirol in 

Bezug auf das regionale und provinziale Finanzwesen), des Artikels 2 des 

gesetzesvertretenden Dekrets vom 16. März 1992, Nr. 266 

(Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino/Südtirol 

betreffend die Beziehungen zwischen den Legislativakten des Staates und 

jener der Region und der Provinz, sowie die staatliche Ausrichtungs- und 

Koordinierungsbefugnis), dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit, 

welcher in Art. 120 Verf. festgehalten ist, dem Grundsatz der Übereinkunft im 

Bereich der Finanzbeziehungen zwischen Autonomer Provinz und Staat, 

welcher in den Artikeln 104 und 107 des Sonderstatuts und in Art. 27 des 

Gesetzes vom 5. Mai 2009, Nr. 42 (Ermächtigung an die Regierung im 

Bereich des Fiskalföderalismus, in Anwendung des Artikels 119 der 

Verfassung) festgehalten ist, sowie dem Grundsatz der Sachangemessenheit, 

von welchem Art. 3 und 81 Verf. sprechen, auch im Verhältnis mit dem 

Verfassungsgesetz Nr. 1 vom 20. April 2012 (Einführung des Grundsatzes 

des Bilanzgleichgewichts in die Verfassung) und dem Gesetz Nr. 243 vom 24. 

Dezember 2012 (Durchführungsbestimmungen zum Prinzip des 

Bilanzgleichgewichts im Sinne des Artikels 81, Abs. 6 der Verfassung), 

vorgebracht durch die Autonome Provinz, mit Rekurs Nr. 22/2018. 

Art. 1, Abs. 828 des Gesetzes Nr. 205 von 2017 hebt Absatz 483 des Art. 1 

vom Gesetz Nr. 232 vom 11. Dezember 2016 auf, welcher eine spezielle 

Schutzklausel der Kompetenzen der Autonomen Provinz mit sich brachte und 

das System der Sanktionen aus Art. 9, Abs. 4, des Gesetzes Nr. 243 von 

2012 im Falle der mangelnden Erreichung des ausgeglichenen Saldos auf 

Provinzebene verhinderte. Der Gerichtshof gibt dem Rekurs nicht statt, da 

Art. 79 des Sonderstatuts festlegt, dass das Prinzip des ausgeglichenen 

Haushalts mit Ablauf des Jahres 2018 auch für die Autonomen Provinzen 

anwendbar wird. Zudem steht es dem staatlichen Gesetzgeber zu, ein 



homogenes System von Sanktionen und Prämien auf dem Staatsgebiet und 

somit auch für die lokalen Körperschaften, zu welchen den 

Sonderautonomien gehören, zu schaffen. 

 

  

Urteil Nr. 93/2019: Gesetz zum Landeshaushalt 2018 

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich des Artikels 28, Absatz 5 des 

Landesgesetzes der Autonomen Provinz Trient Nr. 17 vom 29. Dezember 

2017 (Gesetz zum Landeshaushalt 2018) im Widerspruch zu den Artikeln 5 

und 117, Abs. 2, lit. m) und s) der Verfassung in Hinsicht auf die Artikel 7-bis, 

Abs. 8 und 27-bis des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 152 vom 3. April 

2006 «Normen im Bereich der Umwelt» (Umweltkodex), dem Grundsatz der 

loyalen Zusammenarbeit und dem Art. 97 des DPR Nr. 670 vom 31. August 

1972 (Genehmigung des vereinheitlichten Textes der Verfassungsgesetze, 

die das Sonderstatut für Trentino-Südtirol betreffen), vorgebracht durch den 

Ministerpräsidenten, mit Rekurs Nr. 19/2018. 

Der Rekurssteller sieht eine Verletzung der staatlichen Kompetenz gemäß 

Art. 117, Abs. 2, lit. s) der Verfassung gegeben, da die Autonome Provinz ihre 

Befugnisse nur im engen und genau limitierten Rahmen, entsprechend dem 

Art. 7-bis, Abs. 8, des sogenannten Umweltkodexes, ausüben dürfe. Der 

Staat verfügt zudem aufgrund der Zuständigkeit gemäß Art. 117, Abs. 2, lit. 

m) der Verfassung zu den wesentlichen Leistungen im Rahmen der 

bürgerlichen und sozialen Grundrechte, die im gesamten Staatsgebiet 

gewährleistet sein müssen, über eine weitere einschlägige 

Regelungskompetenz. Der Verfassungsgerichtshof erklärt, dass die Themen 

Umweltschutz und Wahrung des Ökosystems, sowie der 

Umweltverträglichkeitsprüfung, in vorrangiger Weise dem Staat 

zuzuschreiben seien, auch in Anwendung der Vorschriften aus dem 

Unionsrecht, um ein Schutzniveau zu erreichen, welches auf dem gesamten 

Staatsgebiet gilt, weshalb er die Verfassungsbeschwerde in Bezug auf Artikel 

117, Abs. 2, lit. s) der Verfassung als begründet seiht und die 

Verfassungswidrigkeit des Art. 28, Abs. 5 des Landesgesetzes der 

Autonomen Provinz Trient Nr. 17 vom 29. Dezember 2017 erklärt. 

 

  

Urteil 108/2019: Authentische Interpretation des Art. 10 des Regionalgesetzes 

vom 21. September 2012, Nr. 6 

Indirekte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich der Artikel 1, 2, 3 und 4 des 

Gesetzes der Autonomen Region Trentino-Südtirol vom 11. Juli 2014, Nr. 4 

«Authentische Interpretation des Art. 10 des Regionalgesetzes vom 21. 

September 2012, Nr. 6 (Vergütung und Fürsorgesystem der Mitglieder des 

Regionalrats der Autonomen Region Trentino-Südtirol) und folgende 

MaÇnahmenè, in welchen çder Begriff Ădurchschnittlicher Barwertñ 

rückwirkend eingeführt wird und somit die Pflicht zur Rückerstattung von 

Beträgen und/oder Quoten des Family-Fonds, welche bereits rechtmäßig von 

ehemaligen Regionalratsabgeordneten im Sinne des Regionalgesetzes vom 



21. September 2012 Nr. 6 wahrgenommen werden, entsteht», in Hinblick auf 

Art. 3 der Verfassung, vorgebracht durch das ordentliche Gericht von Trient, 

mit Beschluss Nr. 72 von 2017 ï Nicht begründet; Unzulässigkeit. 

Die regionalen Vorschriften geben eine authentische Interpretation vor, 

während sie in Wirklichkeit aber neue aktualisierte Kriterien rückwirkend 

einführen. Art. 11 Bestimmungen über das Gesetz im Allgemeinen verbietet 

dem Gesetzgeber nicht, rückwirkende Maßnahmen zu erlassen, wenn die 

Rückwirkung durch den Schutz von wichtigen Grundsätzen, Regeln und 

Werten adäquat gerechtfertigt wird. Diese Rechtfertigung liegt insofern vor, 

als das Gesetz darauf abzielt, die Wirkungen einer Norm zu korrigieren, 

welche insgesamt eine Erhöhung der regionalen Ausgaben zur Folge hat, 

was im Gegensatz zur generellen Notwendigkeit von Einsparungen steht. All 

jene Körperschaften, welche zu den sogenannten erweiterten Staatsfinanzen 

gehören, wurden im betreffenden Zeitraum dazu aufgerufen, zur 

Ausgeglichenheit des gesamten Systems ï wie in den Artikeln 81 und 97, 

Abs. 1 der Verfassung vorgesehen ï und der Abbau der Staatsschulden 

beizutragen, unabhängig davon, ob ihr eigener Haushalt mehr oder weniger 

ausgeglichen war. 

Daraus folgt die Unbegründetheit der Verfassungsbeschwerde der Artikel 1, 

Abs. 1, 2, 3 und 5; 2; 3, Abs. 1, 2, 3, und 4; 4, Abs. 1, 2, 3 und 5 des 

Gesetzes der Autonomen Region Trentino-Südtirol Nr. 4 von 2014. Zudem 

erklärt der Verfassungsgerichtshof die Unzulässigkeit der 

Verfassungsbeschwerde der Artikel 1, Abs. 4; 3, Abs. 5 und 6; 4, Abs. 4 des 

Gesetzes der Autonomen Region Trentino-Südtirol vom 11. Juli 2014, Nr. 4, 

weil jene Vorschriften eine andere Situation regeln und auf den Fall Ăa quoñ 

nicht anwendbar sind. 

 

  

Beschluss 111/2019: Änderung des Regionalgesetzes vom 26. Februar 1995, Nr. 2 

Indirekte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich der Artikel 2 und 3 des 

Gesetzes der Autonomen Region Trentino-Südtirol vom 11. Juli 2014, Nr. 5 

«Änderung des Regionalgesetzes vom 26. Februar 1995, Nr. 2 (Eingriffe im 

Bereich der Entschädigung und Fürsorge der Abgeordneten der Autonomen 

Region Trentino-Südtirol), abgeändert durch die Regionalgesetze vom 28. 

Oktober 2004, Nr. 4, vom 30. Juni 2008, Nr. 4, vom 16. November 2009, Nr. 

8, vom 14. Dezember 2011, Nr. 8 und vom 21. September 2012, Nr. 6, sowie 

des Regionalgesetzes vom 23. November 1979, Nr. 5 (Bestimmung der 

Entschädigung, welche den Regionalratsabgeordneten zusteht), und die 

folgenden Abänderungen zur Eindämmung der Staatsausgaben, in Bezug auf 

die Artikel 2, 3, 97 und 117, Abs. 1 der Verfassung, vorgebracht durch das 

ordentliche Gericht von Trient, mit den vier unterschiedlichen Beschlüssen Nr. 

133, 134, 135 und 176 von 2018 ï Offenkundig unzulässig. 

Die Artikel 2 und 3 der beanstandeten Norm «führen, mit rückwirkender 

Wirkung, dauerhaft und unumkehrbar das Verbot der Anhäufung von maximal 

ú 9.000,00 an Bruttomonatsgehªltern und/oder der Verminderung um 20% 

der Leibrente, erbracht von der Region an alle Anspruchsberechtigten der 



direkten oder indirekten regionalen und parlamentarischen Leibrente, ohne 

Abstufungen durchzuführen, ein». Der Verfassungsgerichtshof sieht aufgrund 

er fehlenden Ausführungen zu Interpretation und Anwendung der 

beanstandeten Norm eine unzulängliche Beschreibung des 

Rechtsrahmensund folglich eine fehlende Begründung der Erheblichkeit der 

Verfassungsbeschwerde zu diesen Normen gegeben, woraus die 

offenkundige Unzulässigkeit der Verfassungsbeschwerde folgt. 

 

 

  

JUDIKATUR DES STAATSRATES  

   

URTEIL Nr 955/2019: GÖFLANER MARMOR 

Rekurs Nr 8524/2015 der Göflaner Marmor GmbH gegen Herrn Gurschler, 

gegen die Autonome Provinz Bozen, gegen die Gemeinde Schlanders und 

gegen das Konsortium für den Nationalpark Stilfserjoch; Rekurs Nr 9181/2015 

der Gemeinde Schlanders gegen Herrn Gurschler und gegen die Autonome 

Provinz Bozen, gegen die Göflaner Marmor GmbH, gegen das Konsortium für 

den Nationalpark Stilfserjoch und der Eigenverwaltung bürgerlicher 

Nutzungsgüter Göflan; Rekurs Nr 10585/2015 der Autonomen Provinz Bozen 

gegen Herrn Gurschler und gegen die Göflaner Marmor GmbH, gegen die 

Gemeinde Schlanders, gegen das Konsortium für den Nationalpark 

Stilfserjoch und gegen die Eigenverwaltung bürgerlicher Nutzungsgüter 

Göflan für die Aufhebung des Urteils Nr 307/2015 des VerwG Bozen, 

betreffend die Umsetzung des Urteils Nr 61/2015 desselben Gerichts. 

Letztgenanntes Urteil Nr 61/2015 hatte seinerseits die Aufhebung der 

Genehmigung vom 23. Mai 2014 angeordnet, welche zu Gunsten der 

Gemeinde Schlanders für die Sommersaison 2014 erlassen wurde und diese 

zur Durchfahrt mit Lastkraftwagen auf der Zufahrtsstraße zum Göflaner 

Marmorbruch, sowie zum Transport des abgebauten Materials ermächtigt 

hatte. Im Rekurs zur Umsetzung des Urteils Nr 307/2015 hatte Herr Gurschler 

hingegen eine Nichtigkeitserklärung der neuen von Seiten des Assessors für 

Landwirtschaft und Forstwesen erlassenen Maßnahme Prot. Nr 

32.0/84.07.4/326187 vom 29 Mai 2015, wegen Verletzung und/oder 

Umgehung der aus dem Urteil Nr 61/2015 erwachsenen rechtskräftigen 

Entscheidung, gefordert. Entsprechende Maßnahme hatte die Gemeinde 

Schlanders zur Durchfahrt auf der Forststraße zum Transport der 

Marmorblöcke für die nahende Sommersaison 2015 ermächtigt, erneut ohne 

das Einverständnis des Rekursstellers einzuholen. 

Der Staatsrat gibt einigen Rekursgründen der Gemeinde Schlanders statt 

(Rekurs Nr 9181/2015) und unterstreicht diesbezüglich, dass der Gegenstand 

der rechtskräftigen Entscheidung mit Urteil Nr 61/2015, seinerseits 

Gegenstand des angefochtenen Urteils Nr 307/2015, auf die Genehmigung 

von 2014 beschränkt war und sich nicht auf etwaige zukünftige, noch nicht 
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beantragte und noch nicht entschiedene Genehmigungsverfahren beziehen 

könne. Die Genehmigung vom 29. Mai 2015 für die Saison 2015 wurde 

hingegen auf der Grundlage eines neuen Verfahrens erlassen, nicht nur auf 

Antrag der Gemeinde Schlanders sondern auch der Eigenverwaltung 

bürgerlicher Nutzungsgüter Göflan und darüber hinaus in Gegenwart des 

nulla osta von Seiten der Körperschaft des Nationalparks Stilfserjoch. Die 

vorherige Genehmigung vom 23. Mai 2014 im Hinblick auf die Saison 

Sommer/Herbst 2014, welche durch das umzusetzende Urteil Nr 61/2015 

aufgehoben wurde, wurde hingegen auf der Grundlage des alleinigen 

Antrages der Gemeinde Schlanders erlassen und ohne vorherigem nulla osta 

von Seiten des Nationalparks. Somit scheint der Unterschied zwischen den 

beiden Genehmigungen deutlich, weshalb keine Verletzung oder Umgehung 

einer rechtskräftigen Entscheidung vorliegt. Der Staatsrat ordnet somit die 

Rückweisung des Rekurses zur Erklärung der Nichtigkeit und/oder 

Unwirksamkeit wegen Verletzung und/oder Umgehung der rechtskräftigen 

Entscheidung des Urteils Nr 61/2015 an. Auch jener Rekursgrund, welcher 

auf die Erklärung der Nichtigkeit und/oder Unwirksamkeit wegen Verstoß 

gegen das rechtskräftige Urteil Nr 72/2015 desselben VerwG abzielt, wurde 

vom Staatsrat abgewiesen. 

  

 

URTEIL Nr 1618/2019: SPIELHALLEN 

In Verbindung mit zehn Rekursen wurde die Reform der entsprechenden 

zehn Urteile des VerwG Bozen gefordert, welche ihrerseits die Rekurse 

mehrerer Spielhallenbetreiber von verschiedenen Orten Südtirols 

zurückgewiesen hatten. Diese zurückgewiesenen Rekurse hatten sich gegen 

die Verfallserklärungen wegen gesetzlicher Fälligkeit der jeweiligen 

Ermächtigungen zur Führung der Spielhallen gerichtet und gegen die damit 

zusammenhängende Ablehnung der Erneuerung derselben an denselben 

Standorten. Die angefochtenen Verfallserklärungen wurden zwischen April 

und Mai 2016 von der Landesverwaltung mit der Begründung erlassen, dass 

sich die entsprechenden Spielhallen innerhalb eines Radius von 300 Metern 

von den sogenannten sensiblen Orten befanden, wie es Art 5-bis, Abs 1, 

Landesgesetz vom 13 Mai 1992, Nr 13 ï eingeführt durch Art 1, Abs 1, 

Landesgesetz vom 22 November 2010, Nr 13 vorsieht. 

Der Staatsrat weist die Rekurse als unbegründet zurück und bestätigt somit 

die angefochtenen Urteile. Dabei erklärt er auch die Rügen in Bezug auf die 

erklärte offenkundige Unbegründetheit der Frage der Verfassungsmäßigkeit 

des Art 5-bis Landesgesetz Nr 13/1992 in Hinblick auf dessen Vereinbarkeit 

mit Art 3, 41 und 117 Abs 2 lit) e, h) und m) und 118 der Verfassung für 

unbegründet. Insbesondere in Bezug auf die Vereinbarkeit mit Art 117 Abs 2 

lit) e, h) und m) und Art 118 Verfassung verweist der Staatsrat dabei auf das 

Urteil Nr 300/2011 des Verfassungsgerichtshofs, welches die Frage deren 

Verfassungsmäßigkeit bereits für unbegründet erklärt hatte und die 

Bestimmungen den Sachbereichen des Schutzes Minderjähriger und des 

Schutzes des Gebietes zugeordnet hat, Bereiche in welchen somit gemäß Art 
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8 Nr 25) und 5) des Autonomiestatuts die Autonome Provinz Bozen über 

ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse verfügt. Der Staatsrat bezieht sich 

auch auf die ständige Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte, welche 

wiederholt die Rechtmäßigkeit jener Bestimmungen auf regionaler Ebene 

oder auf Landesebene festgestellt hat, welche Einschränkungen hinsichtlich 

der Anordnung von Spielhallen oder Spielautomaten zum Schutz besonders 

gefährdeter Personen vorgesehen hatten, wie beispielsweise zum Schutz von 

Jugendlichen, oder von Personen, welche auf medizinische oder soziale 

Betreuung angewiesen sind. Auch in Hinblick auf die Vereinbarkeit mit Art 41 

Verfassung schließt der Staatsrat ein vollkommenes Verbot für die 

wirtschaftliche Tätigkeit des legalen Spiels auf Ebene der Gemeinden oder 

des Landes und eine damit verbundene Unterdrückung jenes Marktsektors 

aus. Somit sei durch die Bestimmungen auch nicht die Freiheit der 

wirtschaftlichen Initiative gemäß Art 41 Abs 1 Verfassung verletzt. 

  

  

URTEIL Nr 544/2019: GEFÄNGNIS BOZEN 

Rekurs Nr 8263/2015 vorgebracht von ĂImpresa di Costruzioni Ing. E. 

Mantovani S.p.a.ñ selbst und in Funktion als federf¿hrendes Unternehmen der 

noch zu gr¿ndenden Bietergemeinschaft (a.t.i.) mit ĂGuerrato S.p.a.ñ gegen 

die Autonome Provinz Bozen, die Agentur für die Verfahren und die Aufsicht 

im Bereich öffentliche Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträge, gegen die 

Antikorruptionsbehºrde ANAC, sowie gegen die ĂSociet¨ Italiana per 

Condotte dôAcqua S.p.a.ñ und ĂInso Sistemi per Infrastrutture Sociali S.p.a.ñ 

für die Reform des Urteils Nr 270/2015 des VerwG Bozen sowie des 

Schadensersatzes. Angefochtenes Urteil bezog sich auf den Ausschluss aus 

dem Konzessionsvergabeverfahren zur Finanzierung der endgültigen und 

ausführenden Planung, und Bau und Betrieb des neuen Gefängnisses in 

Bozen. Mantovani S.p.a. war aus dem öffentlichen Vergabeverfahren 

ausgeschlossen worden, da sie verspätet und unvollständig jene Elemente 

vorgebracht hätten, welche aufgezeigt hätten, dass sich die Firma von jenem 

Verwalter distanziert hat, welcher am 5 Dezember 2013 wegen der 

Ausstellung von Rechnungen oder anderen Dokumenten für nicht 

vorhandene Geschäfte, wegen krimineller Vereinigung und wegen 

betrügerischer Erklärungen durch die Verwendung von Rechnungen oder 

anderen Dokumenten für nicht vorhandene Geschäfte verurteilt wurde. Die 

Verurteilung wurde am 29. März 2014 rechtskräftig. Dieses Urteil wurde in 

den Erklärungen im Rahmen des Wettbewerbs, welche geäußert wurden, 

bevor das Urteil rechtskräftig wurde, nicht erwähnt, sondern lediglich in den 

Ausführungen vom 10. Juni 2014 und vom 17. Oktober 2014, nachdem die 

Wettbewerbsbehörde Erklärungen angefordert hatte. Im Rahmen eines 

Vorabentscheidungsverfahrens wurde der Gerichtshof der Europäischen 

Union zur Vereinbarkeit des Art 38 Absatz 1 lit c) des GvD Nr 163 von 2006 

mit dem Unionsrecht befragt, im Hinblick auf die Ausdehnung der 

Erklärungspflicht hinsichtlich der Abwesenheit von endgültigen Verurteilungen 

auf Entscheidungsträger der konkurrierenden Unternehmen, welche im der 

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=cds&nrg=201508263&nomeFile=201900544_11.html&subDir=Provvedimenti


Ausschreibung des Wettbewerbs vorhergehenden Jahr ihre Funktion beendet 

hatten. 

Der Staatsrat wies den Rekurs als unbegründet zurück, mit Ausnahme der die 

Spesen betreffenden Rüge. Auch der EuGH sei nämlich zum Schluss 

gekommen, dass eine nationale Regelung, welche den Ausschluss des 

Unternehmens vom Zuschlagsverfahren vorsieht, nicht im Widerspruch mit 

den unionsrechtlichen Bestimmungen stünde, auch wenn sie vorsieht, dass 

eine strafrechtliche, obgleich noch nicht rechtskräftige, Verurteilung 

berücksichtigt wird, wenn diese eine Straftat betrifft, welche sich negativ auf 

die berufliche Zuverlässigkeit des Unternehmens auswirken könnte, und auch 

wenn der betreffende Verwalter die Ausübung seiner Tätigkeiten für das 

Unternehmen im der Veröffentlichung der Ausschreibungsbekanntmachung 

vorhergehenden Jahr beendet hat und welche somit den Ausschluss des 

Unternehmens damit begründet, dass sich das Unternehmen durch die 

Unterlassung der Mitteilung hinsichtlich des noch nicht rechtskräftigen Urteils 

nicht vollständig vom Verhalten des beauftragen Verwalters distanziert hat. 

Somit wird der Ausschluss der Mantovani S.p.a. für rechtmäßig befunden. 

  

 

URTEIL Nr 2485/2019: SCHUTZ DER SPRACHLICHEN MINDERHEITEN 

Rekurse Nr 8974/2018 und Nr 8976/2018 vorgebracht vom Ministerium für 

Inneres ï Abteilung öffentliche Sicherheit gegen mehrere Berufungsgegner, 

alle Assistenten und Polizisten der Staatspolizei, sowie gegen die Autonome 

Provinz Bozen für die Reform des Urteils Nr 100/2018 des VerwG Bozen, 

betreffend den Antrag auf Aufhebung, sowie andere Akte und für die Reform 

des Urteils Nr 101/2018 des VerwG Bozen, ebenfalls betreffend einen 

Aufhebungsantrag und andere Akte. Mit den angefochtenen Urteilen hatte 

das VerwG Bozen den Rekursen der erwähnten Assistenten und Polizisten 

der Staatspolizei, welche vier Jahre Dienstzeit und einen 

Zweisprachigkeitsnachweis Niveau C aufweisen konnten, stattgegeben. 

Dadurch wurden diverse Verwaltungsakte, darunter mehrere Dekrete des 

ĂDirettore Centrale per le Risorse Umaneñ (Direktor f¿r Personal) aufgehoben, 

welche den Bewerbern für ordentliche Stellen jene Posten zugeteilt hatten, 

die der Autonomen Provinz Bozen vorbehalten waren und aufgrund von 

Verzichtserklärungen oder Mangel an geeigneten Kandidaten, welche den 

notwendigen Zweisprachigkeitsnachweis aufweisen konnten, in den Jahren 

2008 und 2010 (Urteil Nr 100/2018) und in den Jahren 2011 und 2012 (Urteil 

Nr 101/2018) unbesetzt waren. Dies wurde darauf zurückgeführt, dass somit 

die Bestimmungen hinsichtlich des Gebrauchs der Sprache gegenüber der 

Öffentlichen Verwaltung, welche in Art 99 und Art 100 des Autonomiestatuts, 

sowie in den Durchführungsbestimmungen dazu mit Art 33 DPR Nr 574/1988 

und Art 4 DPR Nr 752/1976 verankert sind, untergraben werden. 

Der Staatsrat weist die Rekurse zurück und bestätigt somit die angefochtenen 

Urteile. Er unterstreicht dabei die Notwendigkeit, die Bestimmungen im Lichte 

der Verfassung auszulegen, insbesondere mit Rücksicht auf den Schutz der 

sprachlichen Minderheiten gemäß Art 6 der Verfassung und den Artikeln 99 
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und 100 des Autonomiestatuts, welche eine Gleichstellung der deutschen 

Sprache gegenüber der italienischen Sprache in der Region Trentino ï 

Südtirol vorsehen, sowie das Recht für die BürgerInnen deutscher 

Muttersprache, ihre Sprache im Verkehr mit den Gerichtsämtern und den 

Organen der Öffentlichen Verwaltung zu verwenden. Der Staatsrat bezieht 

sich dabei explizit auf Art 33 des DPR Nr 574 vom 15. Juli 1988, welcher 

darauf abziele, die Achtung der Zweisprachigkeit der Polizeikräfte zu 

garantieren und dahingehend festlegt, dass basierend auf dem Bedarf an 

Personal, ein Anteil an Stellen für jene Kandidaten vorbehalten werden muss, 

welche angemessene Kenntnisse der italienischen und der deutschen 

Sprache aufweisen. Die Grundlage für diesen Vorbehalt bei der Anstellung 

des Polizeipersonals zu Gunsten der Inhaber des entsprechenden 

Sprachnachweises kann somit in den verfassungsrechtlichen und para-

verfassungsrechtlichen Bestimmungen gefunden werden. 

  

  

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROL Landesgesetzgebung 

Landesgesetz Nr. 22 vom 3. Dezember 2018 

ĂDirekte Demokratie, Partizipation und politische Bildungñ. 

Das Landesgesetz enthält die Neuregelung der Instrumente direkter und 

partizipatorischer Demokratie und hebt mit dem Landesgesetz Nr. 11 vom 18. 

November 2005 die bisher geltende Regelung auf. Die wichtigsten 

Regelungsinhalte sind: Volksabstimmungen können von 8.000 Wählerinnen 

und Wählern beantragt werden. Zu unterscheiden sind: die aufhebende 

Volksabstimmung, mit welcher die Möglichkeit besteht, ein bereits 

bestehendes Gesetz abzuschaffen; die einführende Volksabstimmung, die 

über die Einführung eines von den Bürgerinnen und Bürgern selbst 

ausgearbeitetes Gesetz; die bestätigende Volksabstimmung, mithilfe derer 

entschieden wird, ob ein im Landtag beschlossenes Gesetz in Kraft tritt oder 

nicht, wobei innerhalb von 20 Tagen ab Verabschiedung im Landtag der 

Antrag auf die Volksabstimmung von mindestens 300 Promotorinnen und 

Promotoren einzubringen ist, ausgenommen von der bestätigenden 

Volksabstimmung sind nur Gesetzesbeschlüsse mit Zweidrittelmehrheit; die 

beratende Volksabstimmung zu Vorlagen, die in die Zuständigkeit des 

Landtages oder der Landesregierung fallen: sie ist als einzige in jedem Fall 

gültig, auch wenn nicht die für die anderen Volksabstimmungen verbindlichen 

25 Prozent der Abstimmungsberechtigten teilgenommen haben, wobei alle 

Personen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, abstimmungsberechtigt 

sind. Ebenfalls geregelt sind das Volksbegehren, die Möglichkeit zur 

Schaffung von Bürgerräten mit dem Ziel, die Kompetenzen und die Erfahrung 

von Bürgerinnen und Bürgern bei gemeinwohlrelevanten Fragestellungen in 

den politischen Prozess einzubringen, wobei Bürgerräte Anregungen und 

Empfehlungen aussprechen. Eingerichtet wird auch ein Büro für Politische 

Bildung und Bürgerbeteiligung, das unter anderem darauf abzielt, die 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/214799/landesgesetz_vom_3_dezember_2018_nr_22.aspx?q=&a=2018&n=&in=24&na=


politische Bildung in der Bevölkerung zu stärken, Bürgerräte einzusetzen und 

über den Gegenstand von Volksabstimmungen zu informieren. 

  

  

Landesgesetz Nr. 1 vom 23 April 2019 

ĂAufhebung des Landesgesetzes vom 20. September 2012, Nr. 15, 

(Errichtung des Verzeichnisses der Ortsnamen des Landes und des 

Landesbeirates f¿r Kartographie) und andere Bestimmungenñ. 

Das Landesgesetz erhält in Art. 1 die Aufhebung des Landesgesetzes Nr. 15 

vom 20.09.2012, womit auf die Einstellung des vor dem 

Verfassungsgerichtshof anhängigen Normenkontrollverfahrens, eingebracht 

durch den Ministerpräsidenten mit Rekurs Nr. 182 vom 04.12.2012, abgezielt 

wird. Damit fehlt weiterhin eine gesetzliche Regelung der Ortsnamensgebung 

im Sinne von Art. 8 Ziffer 2 DPR Nr. 670/1972 (Autonomiestatut). 

Art. 2 fügt im Landesgesetz Nr. 26 vom 12. Juni 1975 Art. 4-bis ein, welcher 

bestimmt, dass öffentliche Orte nicht nach Personen benannt werden dürfen, 

die vor weniger als zehn Jahren verstorben sind. Ausnahmen können nach 

Anhören des Direktors der Landesabteilung Denkmalpflege für Personen mit 

besonderen Verdiensten für die Gemeinschaft getätigt werden. 

  

  

Landesgesetz Nr. 2 vom 29. April 2019 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für 

die Finanzjahre 2019, 2020 und 2021 und andere Bestimmungenñ 

  

  

Verwaltungsgerichtliche RechtsprechungDie Entscheidungen können unter 

https://www.giustizia-amministrativa.it/ abgerufen werden. 

 

 

Urteil VerwG Bozen Nr. 82/2019: Skizone Karerpass 

 

Rekurs Nr. 124/2018 des Dachverbandes für Natur- und Umweltschutz in 

Südtirol, des Alpenvereins Südtirol und des Alpenvereins Südtirol Sektion 

Bozen gegen die Autonome Provinz Bozen, gegen die Gemeinden Tiers und 

Welschnofen, sowie gegen die Tierser Seilbahn AG für die Aufhebung 

diverser Beschlüsse, Machbarkeitsstudien, Protokolle und Gutachten, 

darunter des Beschlusses der Landesregierung Nr. 159/2018 samt Anhängen 

mit Betreff ĂErgªnzender Eingriff in der Skizone āKarerpassó in den 

Gemeinden Tiers und Welschnofen für die Realisierung der 

seilbahntechnischen Verbindung Tiers/St. Zyprian-Frommer Alm. 

Genehmigungñ. 

Das Verwaltungsgericht weist dabei die Anfechtung jener Akte zurück, wie 

etwa der Machbarkeitsstudie, welche keinen Maßnahmencharakter aufweisen 

und somit keine anfechtbaren Verwaltungsmaßnahmen darstellen. Dies 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/216179/landesgesetz_vom_23_april_2019_nr_1.aspx?q=&a=2019&n=&in=24&na=
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/216199/landesgesetz_vom_29_april_2019_nr_2.aspx?q=&a=2019&n=&in=24&na=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201800124&nomeFile=201900082_01.html&subDir=Provvedimenti


betrifft auch rein interne Gutachten, welche keine Wirkungen nach außen 

aufweisen oder keine verfahrensabschließenden Maßnahmen sind. Der 

Rekurs von Seiten des Gesamtvereins Alpenverein Südtirol und der Sektion 

Bozen wird als unzulässig erklärt, da deren territorialer Bezug zum Vorhaben 

fehlt und sich die AVS Sektion Welschnofen zum Vorhaben nicht geäußert 

hat und die AVS-Ortsstelle Tiers sich schriftlich vom eingebrachten Rekurs 

distanzierte. 

Das Verwaltungsgericht gibt allerdings der Aufhebungsklage des 

Dachverbandes für Natur- und Umweltschutz in Südtirol in Hinblick auf den 

Anfechtungsgrund des Begründungsmangels statt und hebt das Gutachten 

Nr. 1/2018 des Umweltbeirates, sowie den Beschluss der Landesregierung 

Nr. 159/2018 auf. ĂDie Verletzung der Bestimmung ¿ber die allgemeine 

Begründungspflicht und auch jener, die ausdrücklich vorschreibt, dass die 

Entscheidung des Umweltbeirates analytisch ausgedrückt gehört, ist somit 

offensichtlich.ñ Ebenfalls fehle die entsprechende Begr¿ndung hinsichtlich der 

ĂKooptierung weiterer Mitglieder mit Stimmrecht in den Umweltbeirat für 

besondere Projekte [é]ñ. ĂEine derartige Begr¿ndung kann im genannten 

Protokoll weder in Bezug auf das Vorhaben, noch in Bezug auf die 

spezifische Fachausbildung der hinzugezogenen Sachverständigen ausfindig 

gemacht werden.ñ 

  

 

Urteil Nr. 62/2019: subjektives Recht und rechtmäßiges Interesse bei 

Beiträgen 

Rekurs Nr. 141/2018 des Vereins ĂDie Kinderwelt Onlusñ gegen die 

Autonome Provinz Bozen für die Aufhebung nach Aussetzung der 

Vollstreckbarkeit mehrerer Dekrete der Ressortdirektorin der Familienagentur 

der Autonomen Provinz Bozen, mit welchen diverse ĂBeitrªge an private und 

öffentliche Körperschaften für ergänzende und außerschulische Betreuungs- 

und Begleitungsangebote f¿r Kinder und Jugendlicheñ widerrufen wurden. 

Der Rekurs wird vom Verwaltungsgericht als unzulªssig erklªrt, Ăda die 

Streitsache nicht in die Gerichtsbarkeit des Verwaltungsgerichtes, sondern in 

die Gerichtsbarkeit des ordentlichen Gerichts fªlltñ. Diesbez¿glich erklªrt das 

Verwaltungsgericht, mit Verweis auf die gefestigte Rechtsprechung des 

Gerichts, dass bei Beitrªgen Ădie Phase der Erteilung der Vergünstigung und 

die Phase der Beibehaltung derselben zu unterscheidenñ sind. ĂIn der ersten 

Phase ist der Private immer Träger eines rechtmäßigen Interesses, in der 

zweiten Phase hingegen ist der Private in vielen Fällen Träger eines 

subjektiven Rechtes, so vornehmlich in jenen Fällen, in denen die Beiträge 

wegen nicht erfolgter Einhaltung der mit ihrer Vergabe verbundenen 

Verpflichtungen von der Verwaltung widerrufen werden.ñ Der Widerruf im 

Anlassfall w¿rde sich Ăauf die Nichteinhaltung der Bestimmungen der 

Rechnungslegung gemªÇ Art. 12 des Richtlinienbeschlussesñ beziehen und 

betreffe somit ein subjektives Recht des Beitragsempfängers, weshalb die 

Zuständigkeit des ordentlichen Richters vorliege. 

  

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201800141&nomeFile=201900062_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201800141&nomeFile=201900062_01.html&subDir=Provvedimenti


 

Urteil Nr. 15/2019: Marinzen GmbH 

Rekurs Nr. 183/2018 der Marinzen GmbH gegen die Autonome Provinz 

Bozen und gegen die Gemeinde Kastelruth im Erzwingungsverfahren gemäß 

Art 112 ff VwPO Ăf¿r die Umsetzung des Urteils Nr. 365 vom 22.12.2017 

dieses Verwaltungsgerichts Bozen, sowie für die Ernennung eines ad acta 

Kommissärs, der anstelle der säumigen Landesregierung, gemäß Art. 9-bis, 

Absatz 3, D.LH. 3/2012 über die Machbarkeitsstudie der Marinzen GmbH 

entscheide.ñ Weiters forderten die Rekurssteller Ădie Aufhebung des 

Landesregierungsbeschlusses Nr. 1079 vom 16.10.2018 mit dem der Antrag 

der Marinzen GmbH auf Anbindung des Skigebiets Marinzen an das 

Skigebiet Seiser Alm erneut abgelehnt wurdeñ, sowie weiterer damit 

verbundener Maßnahmen. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und erklärt in Folge den 

Landesregierungsbeschluss Nr. 1079 vom 16.10.2018 und dessen 

Folgemaßnahmen für nichtig. Dabei wird unter anderem festgestellt, dass die 

Landesverwaltung bei der erneuten Behandlung der Angelegenheit 

ĂBestimmungen zur Anwendung bringt, die nach der Zustellung des Urteils 

eingef¿hrt worden sindñ. Der Rechtsprechung zufolge sind allerdings die 

Ereignisse, welche nach Zustellung des Urteils eingetreten sind, Ăf¿r die 

erneut vorzunehmende Bewertung der Angelegenheit irrelevantñ. Somit gilt 

für die Umsetzung und den Abschluss des streitgegenständlichen Verfahrens 

die allgemeine Abschlussfrist von 30 Tagen und nicht jene von 150 Tagen, 

welche durch den Landesregierungsbeschluss Nr. 169 vom 27.02.2018 

eingef¿hrt wurde, Ăda das umzusetzende Urteil bereits vor Inkrafttreten des 

Beschlusses in Rechtskraft erwachsen warñ. Auch das Vorlegen von 

alternativen Lösungsvorschlägen hinsichtlich des Vorhabens von Seiten der 

Marinzen GmbH kann nicht als Ă nderung des Vorhabensñ qualifiziert 

werden, Ăwelche eine Neuauflage desselben bedingen w¿rdeñ, Ăsondern als 

eine transparente und loyale Zusammenarbeit, um der Verwaltung alle 

notwendigen Informationen für die vorzunehmende Interessensabwägung 

bereitzustellenñ. Das VerwG Bozen stellt somit erneut die Verpflichtung der 

Landesverwaltung fest, das Verfahren zur ĂBewertung der Machbarkeitsstudie 

vom Jahre 2015, sowie der diesbezüglich bereits angebotenen Varianten, in 

Befolgung der zum Zeitpunkt des 26.02.2018 in Kraft stehenden 

Bestimmungen und Normen fortzuführen und ordnet der Verwaltung an, 

Ăinnerhalb von dreiÇig Tagen, ab Zustellung oder Mitteilung dieses Urteils, 

das Gutachten des Umweltbeirates über die Umweltverträglichkeit des 

Vorhabens, inbegriffen der angebotenen Varianten, zu erlassenñ, sowie 

Ăinnerhalb der folgenden dreiÇig Tage, die endg¿ltige und 

verfahrensabschließende MaÇnahme zu erlassenñ. 

  

 

Urteil Nr. 23/2019: SAD 

Rekurs Nr. 279/2017 vom Konsortium der Linienkonzessionsinhaber der 

Autonomen Provinz Bozen Südtirol ï LIBUS selbst und als Auftraggeber der 

https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201800183&nomeFile=201900015_01.html&subDir=Provvedimenti
https://www.giustizia-amministrativa.it/portale/pages/istituzionale/visualizza/?nodeRef=&schema=tar_bz&nrg=201700280&nomeFile=201900023_01.html&subDir=Provvedimenti


zukünftigen Bietergemeinschaft mit SAD Nahverkehr AG gegen die 

Autonome Provinz Bozen und gegen die AOV - Agentur für die Verfahren und 

die Aufsicht im Bereich öffentliche Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträge 

für die Aufhebung des Beschlusses der Landesregierung der Autonomen 

Provinz Bozen Nr. 1147 vom 24.10.2017 mit Gegenstand ĂVorschlag f¿r ein 

project financing für Dienstleistungen betreffend die Konzessionsvergabe 

eines homogenen Einzugsgebietes in Südtirol der Verkehrsdienste mit 

Autobussen und auf fest installierten Anlagenñ, mit welchem der vorgelegte 

project financing-Vorschlag für nicht zulässig erklärt wurde, sowie der 

anderen Akte und Maßnahmen. Ebenfalls behandelt wird der Rekurs Nr. 

280/2017 von SAD Nahverkehr AG und LIBUS gegen die Autonome Provinz 

Bozen und der AOV für die Aufhebung desselben Beschlusses Nr. 1147 vom 

24.10.2017 und anderer Akte und Maßnahmen. 

Das VerwG Bozen weist die Rekurse zurück, da in Teilen unzulässig und im 

Übrigen unbegründet. 

Im Hinblick auf die erste Reihe von Anfechtungsgründen, welche sich auf eine 

angebliche Unvereinbarkeit des Instituts des project financing mit der 

Konzessionsvergabe von öffentlichen Nahverkehrsdiensten begründet, stellt 

das VerwG fest, dass die Rüge unbegründet ist, da die Verweigerung der 

Landesverwaltung, den Vorschlag des project financing auf dessen 

Machbarkeit und Übereinstimmung mit dem öffentlichen Interesse zu 

überprüfen, gerechtfertigt war. Gemäß dem Beschluss Nr. 566 vom 

31.05.2017 der staatlichen Antikorruptionsbehörde ANAC, sei das 

Rechtsinstitut des project financing nicht anwendbar, wenn es um reine 

Dienstleistungskonzessionen gehe, in denen keine Durchführung von 

Infrastrukturarbeiten vorgesehen ist ï was üblicherweise in den öffentlichen 

Nahverkehrsdiensten mit Autobussen der Fall ist. Aus den Ausführungen der 

ANAC könne außerdem eine zweite Begründung gegen die Zulässigkeit des 

project financing gefunden werden, immer dann wenn diese darauf abzielt, 

Initiativen zu erleichtern, welche sich durch erhebliche öffentliche 

Zuwendungen auszeichnen. Die Anwendung der Rechtsinstitute der 

Öffentlich-privaten Partnerschaft in Verbindung mit der Erbringung von 

Dienstleistungen, welche durch eine erhebliche öffentliche finanzielle 

Deckung ausgezeichnet sind, würde der Ratio genannter Rechtsinstitute 

widersprechen, welche auf die Anziehung von privaten Finanzressourcen für 

die Ausführung und Verwaltung von öffentlichen Bauten und Dienstleistungen 

abzielen. In diesen Fällen fällt auch die Rechtfertigung weg, dem 

Antragssteller Wettbewerbsvorteile einzuräumen, welche als Ausgleich zum 

verlangten finanziellen Risiko dienen sollten. 

Ein weiterer Anfechtungsgrund bezieht sich auf die Vereinbarkeit einer 

rechtlichen Verpflichtung, welche die notwendige Aufteilung des 

Landesgebietes in mehrere homogene räumliche Einzugsgebiete vorsieht, 

oder die Möglichkeit ausschließt, die Verwaltung der Nahverkehrsdienste 

basierend auf einem einzigen das Landesgebiet umfassenden Einzugsgebiet 

auszuschreiben und somit mittels einem Los. Das VerwG gibt dieser Rüge 

ebenfalls nicht statt und unterstreicht dabei, dass das Land die 



Regulierungskörperschaft darstellt, was auch durch die Aufteilung der 

Gesetzgebungskompetenzen in diesem Bereich widergespiegelt wird, in 

welchem das Autonomiestatut der Autonomen Provinz in Art 8 Abs 1 Nr. 18 

DPR Nr. 670/1972 die Kompetenz zuteilt. Auch die staatlichen Bestimmungen 

(Art. 48 GD Nr 50/2017 und Art. 3-bis des GD Nr. 138/2011), welche Kriterien 

für die Regionen mit Normalstatut hinsichtlich der Mindestgröße von 

Einzugsgebieten vorsehen, stellen keine grundlegenden Bestimmungen 

wirtschaftlich-sozialer Reformen der Republik dar und können somit durch die 

entsprechenden Landesbestimmungen derogiert werden. Letztere 

berücksichtigen außerdem die örtlichen Besonderheiten des Landes und der 

Sonderautonomie und überwiegen gegenüber den staatlichen, abweichenden 

Bestimmungen auch im Sinne der Anpassungsmechanismen, welche in den 

Durchführungsbestimmungen mit Art. 2 des GvD Nr 266/1992 verankert sind. 

Hinzu kommt, dass auch den kleinen und mittleren Betrieben bei der 

Verwaltung der öffentlichen Dienste mit wirtschaftlicher Bedeutung Rechnung 

getragen werden müsse, was sich im Grundsatz der normalen Unterteilung in 

Lose oder in der Begründungspflicht im Falle der fehlenden Unterteilung 

äußert. Auch die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte hat sich zu 

Gunsten einer Unterteilung in mehrere Lose ausgesprochen um ein 

wirkungsvolles Element für den Wettbewerb zur Konzessionsvergabe und zur 

Öffnung der Märkte zu garantieren. Somit bestätigt das VerwG Bozen die 

Befugnis der Öffentlichen Verwaltung, keine inhaltliche Bewertung eines 

Projekts zur Öffentlich-privaten Partnerschaft vorzunehmen, wenn dieses 

nicht die Mindestvoraussetzungen der öffentlichen Körperschaft einhält, wie 

beispielsweise den Ausschluss eines einzigen Loses oder auch den 

geringeren Anteil öffentlicher Zuwendungen. 

  

  

AUTONOME PROVINZ TRIENT  

Landesgesetzgebung 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-

provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx  

 

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 3-4/Leg vom 20.2.2019  

Verordnung betreffend ñDritte Verordnung zur Umsetzung von Art. 38 Abs. 4 

des Landsesgesetzes Nr. 3 vom 16.6.2006 (Vorschriften zur Regierungsform 

der Autonomie des Trentino, betreffend die Reglung der Kollegialorgane)ò 

Regolamento concernente "Terzo regolamento stralcio di attuazione 

dell'articolo 38, comma 4, della legge provinciale 16 giugno 2006, n. 3 (Norme 

in materia di governo dell'autonomia del Trentino), concernente la disciplina 

degli organi collegiali" 

 

Landesgesetz Nr. 1 vom 12.2. 2019 

Variationen am Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Trento für die 

Haushaltsjahre 2019-2021 (Variazione al bilancio di previsione della Provincia 

autonoma di Trento per gli esercizi finanziari 2019 - 2021) 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=33227
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=33170


 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

Genauer link (zu TAR Trento): https://www.giustizia-

amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?n=1&_afrWindowM

ode=0&attivita=tar_tn&_afrLoop=19775596622196&_adf.ctrl-

state=l0zak1tnx_4  

  

Hier findet sich die Leitsätzesammlung (in italienischer Sprache): Raccolta 

delle massime delle sentenze amministrative pubblicate nel corso del 2018 

dal TRGA di Trento. 

  

Urteil Nr. 57 vom 4.4. 2019 

Begründetheit des Antrags auf Annullierung des Rechtsaktes der 

Proklamation von zum Trentiner Landtag Gewählten und des 

Landeshauptmanns von Trient aus Gründen der rechtswidrigen  Zuteilung 

von Stimmen 

  

Urteil Nr. 31 vom 11.2.2019 

Der Umstand, dass die Beendigung des Vertrages als freier Mitarbeiter 

seitens des Arztes auf der verständlichen Option einer anderen, gegenüber 

der möglichen Beschäftigung beim Landesgesundheitsdienst äußerst 

günstigen Beschäftigungsmöglichkeit beruht, ist in keinem Fall ausreichender 

Grund für den Auschluss oder für die Auferlegung einer Vertragsstrafe. Ziel 

der Regelung des Landesgesetzes Nr. 4/1991 ist eine Zusammenarbeit von 

mindestens zwei Jahren im Bereich beruflicher Kenntnisse, welche im 

Landesgesundheitsdienst fehlen und für die öffentliche Gelder ausgegeben 

wurden. Dies hat zur Folge, dass die Tatsache, dass der Arzt eine 

Beschäftigung im Gesundheitswesen der Region Veneto angenommen hat, 

vollkommen irrelevant ist. Daher wird die auf den Arzt anwendbare 

Vertragsstrafe infolge der vorzeitigen Beendigung der freien Mitarbeit für den 

Landesgesundheitsdienst anteilmäßig im Verhältnis der Dauer der 

Beschäftigung gekürzt. 

  

Urteil Nr. 28 vom 29.1.2019 

Die Berufung auf die Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ist 

gegenüber der Verweigerung einer verpflichtenden Heilung einer fehlerhaften 

Rechtshandlung nicht möglich. In diesem Fall findet weder die geltend 

gemachte Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes noch die 

behauptete manifeste Ungerechtigkeit des fehlerhaften Rechtsaktes 

Anwendung. 

Für landwirtschaftliche Flächen ist lediglich die Realisierung von Bauwerken 

begrenzter Größe gestattet, welche der Bodenbewirtschaftung dienen und 

nicht Wohnzwecken; gemäß Art. 3 Abs. 4 LH Dekret TN Nr. 84/2010. 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
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Die ausdrückliche Bezugnahme im Text von Art. 61 des N.T.A. des geltenden 

Bebauungsplanes, welcher Bebauung und Erweiterung bestehender 

Gebäude für Flächen des Landschaftsschutzes verbietet, in denen sich dasd 

gegenständliche Gebäude befindet, ist für sich allein bereits ausreichend für 

die Verweigerung einer nachträglichen Heilung für die widerrechtlich 

errichteten Bauwerke. 

  

Urteil Nr. 17 vom 17.1.2019 

Das LG Nr. 5/2006 (mit nachfolgenden Änderungen) überträgt ausdrücklich 

der Landesregierung die Bestimmung der zu wertenden Titel für die Bildung 

der Ranglisten des Instituts. Diese Regelung, welche unangefochten ist und 

dauerhaft im Landesgebiet angewandt wird, bestimmt keine Bindungen 

bezüglich der zu wertenden Titel. Das Ministerialdekret Nr. 374 vom 1.6.2017, 

dessen Anwendung bezüglich einer Wertung von Lehrtätigkeit ohne Besitz 

der dafür vorgeschriebenen Titel verlangt wird, bekräftigt in Art. 6 Abs. 5 die 

Gültigkeit spezifischer Regelungen und autonomer Maßnahmen in der 

Provinz Trient und schließt die Anwendbarkeit des im Dekret vorgesehenen 

Verfahrens aus. Die von der Klägerin geltend gemachte Ungleichbehandlung 

und eine manifeste Ungerechtigkeit aufgrund der für die Provinz Trient 

geltenden Sonderregelungen liegen daher wegen ihrer Rechtfertigung durch 

das besondere Autonomiestatut nicht vor. 

  

Urteil Nr. 12 vom 17.1.2019 

Das LG TN Nr. 15/2015 (Art. 49 Abs. 2) überträgt ausschließlich dem 

Durchführungsplan eine eventuelle Ausweitung der Volumen, mit der 

ausdrücklichen Ausnahme der Realisierung von Vorhaben zur Eliminierung 

baulicher Hindernisse und zur Garantie des Zugangs, der Anpassung und der 

Besuchsmöglichkeit privater und öffentlicher Gebäude; für diese ist eine 

Überschreitung der Volumen gestattet. 

Nach den  N.T.A. des Bebauungsplanes von Trient ist das urbanistische 

Volumen gleich der Summ e der Produkte der Nettooberflächen der einzelnen 

Stockwerke für die jeweilige interne Nettohöhe und der Souterraingeschosse, 

falls diese eine Nettohöge von weniger als 3 Metern haben, wobei nur die 

Höhe über Grund gerechnet wird. Das Bauvolumen ist dagegen das unter- 

und überirdische Gesamtvolumen existierender Bauwerke oder das des 

Planes. 

Eine Verbesserung der Funktionalität (von Art. 77 Abs. 1 lit. d) LG Nr. 

15/2015) betrifft in jedem Fall Maßnahmen zur Anpassung der Bausubstanz, 

welche mit einer konservativen Sanierung vereinbar sind und nur so zulässig 

sind. Die Umwandlung des vorher bestehenden Gebäides, insbesondere die 

Veränderung der Nutzhöhe im Innern (sowie des Volumens) aufgrund einer 

Absenkung des begehbaren Fußbodens kann nicht als konservative 

Renovierung in Bezug auf die gegenständlichen Maßnahmen qualifiziert 

werden, auch nicht vor dem Hintergrund der herrschenden Rechtssprechung. 

  

Urteil Nr. 1 vom 3.1.2019 



Die Lokalisierung von Telefonanlagen nach Art. 78 LG TN Nr. 15/2015 und 

der Bauverordnung unterliegen nicht dem landschaftschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren. 

  

Urteil Nr. 272 vom 6.12.2018 

Die Fälschung oder Veränderung einer Aufenthaltserlaubnis oder eines 

Einreisevisums oder eines Aufenthaltsausweises führt zur Zurückweisung des 

Erlaubnisantrages, ohne jegliches Ermessen für die Verwaltung. Die 

Erlaubnis wird widerrufen, wenn sie unter Vorspiegelung falscher Tatsachen 

erworben wurde ()Art. 9 Abs. 7 lit. a) D.Lgs. Nr. 286/1998). Daher ist es der 

Verwaltung bei Nichtvorlage eines gültigen Passes nicht gestattet den 

beantragten Aufenthaltstitel zu erlassen und die Verwendung eines 

gefälschten Passes bedingt die Zurückweisung des Antrages, da eine 

unverzichtbare Voraussetzung für die Ausstellung fehlt und die Verwendung 

eines falschen Dokuments ein Indiz für soziale Gefährlichkeit sowie 

Rechtfertigung für cdie Annullierung oder Verweigerung eines 

Aufenthaltstitels ist. 

  

Urteil Nr. 271 vom 4.12.2019 

Art. 5 Abs. 5, 2. Teil, des D.Lgs. Nr. 286/1998 verlangt, dass existierende 

Familienbande des Ausländers effektiv sein müssen; diese bilden weder 

einen vorrangigen Grund, noch einen Schutzschild oder eine absolute 

Garantie der Immunität gegen das Risiko einer Ablehnung oder einer 

Rücknahme der Aufenthaltserlaubnis. 

Verurteilungen wegen der in Art. 4 des Einheitstextes zur Einwanderung 

vorgesehenen Vergehen (und darunter die in Art. 380 Abs. 1-2 itStPO) 

werden automatisch als Hindernis für die Erteilung oder die Erneuerung der 

Aufenthaltserlaubnis angesehen, ohne dass eine besondere Wertung der 

Gefährlichkeit des Verurteilten seitens der Verwaltung notwendig ist. Dies 

aufgrund der präventiven und unmittelbar vom Gesetzgeber vorgenommenen 

Wertung wegen des schweren Unwerts und des besonderen sozialen Alarms. 

Die entsprechende Verurteilung bildet für den Ausländer einen 

Hinderungsgrund für die Erteilung und die Erneuerung der Erlaubnis; 

außerdem ist für diese Vergehen bei Begehung in flagranti regelmäßig Haft 

vorgesehen. Die Vorschriften des Einheitstextes stellen die hindernde 

Wirkung einer strafrechtlichen Verurteilung wegen der Vergehen in Art. 380 

Abs. 1-2  itStPO wieder her, ohne dass zwischen Verurteilten unterschieden 

wird, welche  bei Begehung der Tat in flagranti angetroffen werden oder nicht, 

d.h. unabhängig von der Verhängung des Arrestes. 

 

  

NEWS 

Die international besetzte Fachjury der siebten Ausgabe des Federal Scholar in 

Residence Programms von Eurac Research hat von allen eingereichten 



wissenschaftlichen Arbeiten jene von Andrew J. Harding an erste Stelle 

gewählt. Harding ist Professor an der Rechtsfakultät der National University of 

Singapore und sein Forschungsschwerpunkt liegt in den Bereichen des 

vergleichenden Verfassungsrechts und der asiatischen Rechtsstudien. 

Während seines Forschungsaufenthaltes an Eurac Research wird er sein 

Papier ĂThe Constitutional Dimensions of Decentralisation and Local Self-

Government in Asiañ diskutieren und weitere Forschungsarbeiten und -

schwerpunkte vorstellen. 

Die Bewerbungsfrist für das Federal Scholar in Residence Programm 2020 

endet wie üblich am 1. Juli 2019. Weiterführende Informationen unter 

www.eurac.edu/federalscholar. 

  

Im Rahmen des Projekts GaYA ς Governance and Youth in the Alps, an dem das 

Institut für Vergleichende Föderalismusforschung mit weiteren Partnern aus 

dem Alpenraum beteiligt war, wurden Instrumente und Anregungen für 

Beamte und Entscheidungsträger erarbeitet, um die Jugendbeteiligung zu 

fºrdern. Als Starthilfe wurde eine online verf¿gbare ĂToolboxñ entwickelt, die 

Methoden und Beispiele vorstellt und damit aufzeigt, wie man häufig 

auftretende Hindernisse aus dem Weg räumen kann. Die Toolbox ist online 

verfügbar unter: http://www.alpine-space.eu/projects/gaya/en/project-

results/participation-toolbox. Exemplare in physischer Form können beim 

Institut für Vergleichende Föderalismusforschung von Eurac Research 

angefragt werden.  

 

  

EVENTS 

Tagung "1919 - Länderkonferenzen und Landesverfassungen", 27.6.2019, 

14:00 - 18:00 Uhr, Universität Innsbruck, Innrain 52, Hauptgebäude, HS F 

 

14. Juni 2019: Modelle der Verwaltung natürlicher Ressourcen: Wasser in 

Berggebieten. Wirtschafts- und Rechtsfragen. Tagung des Dipartimento di 

Economia e Management (Wirtschaftsfakultät) der Universität Trient, u.a. mit 

Beteiligung von Anac und Agcom 

 

  

LITERATURTIPPS  

 

Peter Bußjäger/Esther Happacher/Walter Obwexer (Hg), 
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2019. 
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Anna Gamper, Koordination vs. Durchgriff: Aktuelle Herausforderungen des 

österreichischen Bundesstaats, in: Eppler/Maurer (Hg), Europapolitische 

Koordination in Österreich. Inter- und intrainstitutionelle Regelwerke, 

Funktionen und Dynamiken, 2019, 77 ff. 

 

Esther Happacher/Roberto Toniatti  (Hg), Gli ordinamenti dellôEuregio. Una 

comparazione, 2018. 

 

Günther Pallaver/Theo Hug, Right to vote for robots? Considerations on legal 

and political consequences of granting citizenship to social humanoid robots. 

Paper presented at the International Conference: Media in Transition 10: 

Democracy and Digital Media, May 17-18, 2019. Massachusetts Institute of 

Technology, Cambridge, MA. 

http://media-in-transition-10.mit.edu/ 
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Rechtsextremismus in S¿dtirol/Ubriacatura identitaria. Lôestrema destra in 

Alto Adige,  2019. 
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NEWS  

  

EVENTS  

  

LITERATURTIPPS 

ÖSTERREICH 

VERFASSUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

VfGH 15.06.2018, G 77/2018; Recht intersexueller Menschen auf adäquate 

Bezeichnung im Personenstandsregister ï ĂDrittes Geschlechtñ: 

Der VfGH hat im Wege einer verfassungskonformen Interpretation des 

Personenstandsgesetzes 2013 festgestellt, dass intersexuelle Menschen, 

deren biologisches Geschlecht nicht eindeutig Ămªnnlichñ oder Ăweiblichñ ist, 

ein Recht auf eine ihrer Geschlechtlichkeit entsprechenden Eintragung im 

Personenstandsregister oder in Urkunden haben. 

  

VfGH 14.09.2018, UA 1/2018; Verpflichtung des Bundesministers für Inneres 

zur Vorlage weiterer Aktenteile aus dem ĂKabinettsaktñ:  

Im Zuge des Untersuchungsausschusses zur möglichen politischen 

Einflussnahme auf das Bundesamt für Verfassungsschutz- und 

Terrorismusbekämpfung (BVT) hatte der VfGH auf Antrag von mehr als 

einem Viertel der Mitglieder des BVT-Untersuchungsausschusses zu klären, 

ob die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Vorlage bestimmter Akten und 

Unterlagen an den Untersuchungsausschuss, gerechtfertigt war. Laut VfGH 

komme es dabei entscheidend auf die abstrakte Relevanz der für den 

Untersuchungsgegenstand in Frage kommenden Aktenteile an. 

  

VfGH 27.09.2018, G 149/2018; Abfallwirtschaft; Altlastensanierung:  

Die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 hat die administrativen 

Instanzenzüge grundsätzlich beseitigt. Die einfachgesetzliche Einräumung 

eines administrativen Rechtsmittelzugs gegen verwaltungsbehördliche 

Bescheide vor der Möglichkeit zur Erhebung einer Bescheidbeschwerde an 

das zuständige Verwaltungsgericht wäre daher ï abgesehen von der in Art. 

118 Abs. 4 (Art. 132 Abs. 6) B-VG vorgesehenen Ausnahme ï 

verfassungswidrig. § 10 Abs. 2 AltlastensanierungsG (AlSAG) begründet 

jedoch keinen administrativen Instanzenzug in diesem Sinn, sondern ein 

neben dem Rechtsmittelzug bestehendes, amtswegig auszuübendes 

Aufsichtsrecht. Solche Aufsichtsrechte sind auch nach Inkrafttreten der 

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 noch zulässig. 

  

VfGH 27.09.2018, W I 2/2018; Anfechtung der Innsbrucker 

Gemeinderatswahl: 

Der VfGH entschied im gegenständlichen Verfahren, dass die Innsbrucker 

Gemeinderatswahl vom 22.04.2018 nicht wiederholt werden muss. Begründet 

wird die Entscheidung damit, dass die von den Bürgerinitiativen als 

Begründung der Anfechtung genannten fehlerhaften Anschläge in den 

Wahlzellen allenfalls die gleichzeitig stattfindende Wahl des Bürgermeisters 

betroffen haben, nicht aber die Gemeinderatswahl. Außerdem kommt der in 

der Wahlzelle anzuschlagenden oder aufzulegenden Ausfertigung der 

Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters keine solche Bedeutung zu, 

dass dadurch eine irrtümliche oder fehlerhafte Stimmabgabe bei der 
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Gemeinderatswahl bewirkt werden könne. 

  

VfGH 09.10.2018, G 9/2018 ua, Teilweise Aufhebung von Bestimmungen 

über Bankomatgebühren: 

Auf Antrag von rund 500 österreichischen Geldinstituten hatte sich der VfGH 

mit Bestimmungen des Verbraucherzahlungskontogesetzes (VZKG) zu 

befassen. Der VfGH erachtete es dabei als verfassungskonform, dass die 

Banken allfªllige Entgelte mit den Kunden Ăim Einzelnenñ auszuhandeln 

haben. Allerdings verletzt § 4a Abs. 2 VZKG die Geldinstitute im Grundrecht 

auf Unverletzlichkeit des Eigentums, weil unabhängige Drittanbieter auf 

Grund dieser Bestimmung Entgelte für Bargeldabhebungen frei festsetzen 

können und dies ein nicht zu rechtfertigendes Kostenrisiko für die betroffenen 

Zahlungsdienstleister bedeuten würde. 

  

VfGH 10.10.2018, E 229/2018; Pflegeregress: Zugriff auf Vermögen nach 

dem 01.01.2018 jedenfalls unzulässig: 

Der VfGH hat im gegenständlichen Verfahren eine generelle Klarstellung zum 

Verbot des Pflegeregresses, geregelt in § 330a ASVG, bei Unterbringung von 

Personen in stationären Einrichtungen getroffen: Ein Zugriff auf Vermögen 

von Betroffenen, deren Angehörigen, deren Erben oder von Beschenkten ist 

Ăjedenfalls unzulªssigñ, und zwar auch dann, wenn ein derartiger Zugriff vor 

dem 01.01.2018 bereits rechtskräftig entschieden wurde. 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen Landesgesetzblättern 

und konsolidierten Fassungen siehe http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die 

Begutachtungsentwürfe samt Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen 

samt Erläuternden Bemerkungen sind auf der Homepage des Tiroler 

Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) unter Parlamentarische Materialien 

abrufbar. 

  

Anpassung der Tiroler Landesrechtsordnung an die RL 2016/801/EU, LGBl. 

Nr. 58/2018: 

Mit dem vorliegenden Gesetz wurde der Richtlinie 2016/801/EU Rechnung 

getragen und diverse Landesgesetze im berufs- und sozialrechtlichen Bereich 

(zB das Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz ï Art. 1; das 

Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsgesetz ï Art. 2 usw.) angepasst. 

Die Richtlinie sieht Gleichstellungsverpflichtungen über die Bedingungen für 

die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- 

oder Studienzwecken vor. 

  

Tiroler Straßengesetz (Novelle), LGBl. Nr. 59/2018: 

Mit der vorliegenden Novelle soll primär die Richtlinie 2015/996/EU über die 

Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm umgesetzt werden. 

Aufbauend auf den sogenannten Ăstrategischen Umgebungslªrmkartenñ 

sollen Aktionspläne zur Eindämpfung dieses Lärms ausgearbeitet werden. 

  

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=212a6394-d100-4a52-9da7-b6ee39b8d455&Position=1&Abfrage=Vfgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=G+9%2f2018&VonDatum=&BisDatum=05.11.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JFR_20181009_18G00009_01
http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=5f8da4e8-66e1-4289-83ac-7fed50b5ebdc&Position=1&Abfrage=Vfgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=E+229%2f2018&VonDatum=&BisDatum=05.11.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JFR_20181010_18E00229_01
http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/
http://www.tirol.gv.at/landtag/
http://www.tirol.gv.at/


Tiroler Datenschutzgesetz 2018, LGBl. Nr. 87/2018: 

Anlass für die vorliegende Novelle sind erforderliche Anpassungen im 

Landesrecht aufgrund der nun in Geltung befindlichen, unmittelbar 

anwendbaren VO (EU) 2016/679 (sog. ĂDatenschutz-Grundverordnungñ). 

Damit soll der Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten umfassender gewährleistet werden, nicht zuletzt 

auch dadurch, dass bei Verstößen gegen die Datenschutz-Grundverordnung 

empfindlich hohe Verwaltungsstrafen verhängt werden können. 

  

Gesetz über den Präsidenten der Bildungsdirektion für Tirol, LGBl. Nr. 

91/2018: 

Mit 1. Jänner 2019 werden bestehende Landesschulräte sowie die 

ĂSchulabteilungenñ der Lªnder durch die Schaffung neuer Behºrden, die 

sogenannten Bildungsdirektionen, abgelöst. Es handelt sich dabei um eine 

gemeinsame Behºrde des Bundes und des Landes (ĂMischbehºrdeñ). GemªÇ 

Art. 113 Abs. 8 B-VG kann durch Landesgesetz vorgesehen werden, dass der 

Landeshauptmann der Bildungsdirektion als Präsident vorsteht. Von dieser 

Möglichkeit wurde in Tirol nun Gebrauch gemacht. 

  

Tiroler Bildungsdirektions-Zuweisungsgesetz, LGBl. Nr. 92/2018: 

Mit diesem Gesetz wird dem bundesverfassungsrechtlichen Auftrag 

entsprochen, gemäß Art. 113 Abs. 9 B-VG der Bildungsdirektion die zur 

Besorgung ihrer Aufgaben erforderliche Zahl an Bediensteten des Landes 

zuzuweisen. 

  

Tiroler Vergabenachprüfungsgesetz 2018, LGBl. Nr. 94/2018: 

Umsetzung der neuen Vergaberichtlinien mit neuen Regelungen für Bau- und 

Dienstleistungskonzessionen. 

  

Tiroler Bildungsreformgesetz, LGBl. Nr. 96/2018: 

Anpassungen im Tiroler Schulorganisationsgesetz 1991, im Tiroler 

Berufsschulorganisationsgesetz 1994 und im Tiroler Lehrer-

Diensthoheitsgesetz 2014 aufgrund der Einrichtung der Bildungsdirektion. 

  

Tiroler Elektrizitätsgesetz 2012 (Novelle), LGBl. Nr. 117/2018: 

Im Zuge der Novellierung wurden mehrere grundsatzgesetzliche 

Bestimmungen des einfachen Bundesgesetzgebers ins Landesrecht 

umgesetzt. Außerdem erfolgte eine Anpassung an unionsrechtliche 

Verpflichtungen zur Energieeffizienz. In Teilbereichen ï etwa in Hinblick auf 

Bewilligungsfreistellungen von Leitungsanlagen im Zusammenhang mit 

Bauprovisorien ï wurde schließlich das Ziel einer Deregulierung verfolgt. 

 

  

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNGVerwaltungsgerichtshof 

VwGH 22.03.2018, Ra 2018/01/0045; Verlust der österreichischen 

Staatsbürgerschaft auf Grund freiwilligen Erwerbes der türkischen 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=c960654c-1377-4846-99a4-a8a9e52401cd&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=False&GZ=Ra+2018%2f01%2f0045&VonDatum=&BisDatum=08.11.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWR_2018010045_20180322L02


Staatsbürgerschaft: 

Im gegenständlichen Fall verlor die Revisionswerberin die österreichische 

Staatsbürgerschaft aufgrund des freiwilligen Erwerbes der türkischen 

Staatsbürgerschaft. Der VwGH wies unter anderem darauf hin, dass ein 

Irrtum über die Auswirkungen eines gewollten Erwerbes einer fremden 

Staatsbürgerschaft ï selbst wenn er unverschuldet wäre ï die 

Rechtswirksamkeit eines auf den Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit 

gerichteten Antrags nicht zu beseitigen vermag. Auf eine förmliche Verleihung 

der fremden Staatsbürgerschaft kommt es allerdings nicht an. 

  

VwGH 10.07.2018, Ra 2018/01/0094; Zum Beweiswert des türkischen 

Personenstandsregisters: 

Der VwGH stellte in diesem Verfahren fest, dass Eintragungen im türkischen 

Personenstandsregister den Charakter einer öffentlichen Urkunde haben. Sie 

sind zwar einem Gegenbeweis zugänglich, ihnen kommt aber ein erheblicher 

Beweiswert zu. Im Ergebnis müssen Betroffene im Rahmen ihrer 

Mitwirkungspflicht deshalb aktiv den Gegenbeweis antreten, wenn die 

Richtigkeit eines Auszuges aus dem türkischen Personenstandsregisters 

angezweifelt wird. 

  

VwGH 24.04.2018, Ra 2018/05/0056; H¿hnerstall mit Widmung ĂWohngebietñ 

unvereinbar: 

In diesem Verfahren hatte der VwGH zu beurteilen, ob bestimmte Tiere auf 

einer Liegenschaft mit der Widmung ĂWohngebietñ gehalten und ob darauf 

bauliche Anlagen zum Zweck der Haltung solcher Tiere errichtet werden 

dürfen. Die Beantwortung dieser Frage hing entscheidend davon ab, ob 

solche Tiere typischerweise in einem Haushalt im Wohngebiet gehalten 

werden. Der VwGH teilte die Rechtsansicht des zuständigen 

Verwaltungsgerichts, wonach Hühner nicht typischerweise im Haushalt 

gehalten und bauliche Anlagen zur Haltung von Hühnern von der 

Wohnbevölkerung nicht üblicherweise errichtet werden dürfen. 

  

VwGH 19.06.2018, Ra 2017/02/0102; Keine Einstellung des 

Verwaltungsstrafverfahrens wegen Geringfügigkeit bei Nichtbeachtung eines 

Stoppschildes: 

In diesem Verfahren gelangte der VwGH zum Schluss, dass die 

Nichtbeachtung eines Stoppschildes nicht zur Einstellung des Verfahrens 

gemäß § 45 Abs. 1 Z 4 VStG berechtigte. Vielmehr zählt die Beachtung eines 

Stoppschildes zu den wichtigsten Grundregeln im Straßenverkehr und ist 

diese von allen Verkehrsteilnehmern unter allen Umständen und mit 

besonderer Sorgfalt zu beachten. 

  

VwGH 08.08.2018, Ra 2017/10/0103; Zur Zulässigkeit der Errichtung einer 

Apotheke, wenn dadurch das Mindestversorgungspotential einer 

bestehenden Apotheke unterschritten wird: 

Der VwGH hatte in diesem Verfahren die Frage zu klären, unter welchen 
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Voraussetzungen die Konzession zur Errichtung einer neuen Apotheke 

infolge Vorliegens Ăbesonderer ºrtlicher Verhªltnisseñ nach Ä 10 Abs. 6a 

Apothekengesetz zu erteilen ist, obwohl das gesetzlich festgelegte 

Mindestversorgungspotential von 5.500 zu versorgenden Personen einer 

bestehenden Apotheke unterschritten wird. Das Vorliegen Ăbesonderer 

ºrtlicher Verhªltnisseñ sei im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu beurteilen. 

Eine Konzession sei idZ. nur dann zu erteilen, wenn neben demographischen 

Besonderheiten (zB eine abgelegene Region) ohne Errichtung einer neuen 

Apotheke ein Mangel in der Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln 

eintreten würde und eine neue Apotheke insgesamt für eine Versorgung der 

betroffenen Bevölkerung mit Arzneimitteln erforderlich ist. Im Anlassfall sind 

die genannten Voraussetzungen nicht vollständig vorgelegen, weshalb der 

VwGH die Revision abwies. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

26.06.2018, LVwG-2018/40/0929-3; Bestandteil der Straße: 

Nach § 1 Abs. 3 lit d Tiroler Bauordnung 2018 sind öffentliche Straßen 

einschließlich ihrer Bestandteile vom Geltungsbereich ausgenommen. 

Bestandteile der Straße sind gemäß § 3 Abs. 1 lit. b Tiroler Straßengesetz 

u.a. Dämme, Böschungen, Brücken, Stützmauern und dgl. Die im Anlassfall 

in Rede stehende Steinschlichtungsmauer in Form einer Böschung ist daher 

ebenso als Bestandteil der Straße zu werten. 

  

09.07.2018, LVwG-2017/12/1997-6; Verlässlichkeit; souveräne Bewegung; 

Waffengesetz: 

Zumal der Beschwerdeführer durch diese Geisteshaltung (souveräne 

Bewegung), die sich bereits in einem außenwirksamen Handeln dokumentiert 

hat, die Legitimation des Staates und seiner Einrichtungen abstreitet und 

erklärtermaßen die bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen nicht zur 

Gänze für sich als verbindlich anerkennt, gibt er dadurch Anlass zur 

Befürchtung, dass er auch die Regelungen des Waffengesetzes und seiner 

Durchführungsverordnungen nicht strikt befolgt. Damit ist aber nicht 

gewährleistet, dass der Beschwerdeführer von Waffen keinen 

missbräuchlichen oder leichtfertigen Gebrauch machen wird. Die vom 

Waffengesetz geforderte Verlässlichkeit des Beschwerdeführers nach § 8 

WaffG ist sohin nicht gewährleistet. 

  

17.07.2018, LVwG-2018/32/1382-2; Wohnungseigentum; 

Zustimmungserfordernis: 

Aufgrund des ausdrücklichen Wortlautes des § 29 Abs. 2 lit. a Tiroler 

Bauordnung 2018 ergibt sich zweifelsfrei, dass es bei einer beantragten 

Bauführung im Falle eines Neu- und Zubaus an einer Liegenschaft, an der 

Wohnungseigentum besteht, nur dann des Nachweises des Miteigentums an 

der Liegenschaft bzw. der Zustimmungserklärung des betreffenden 

Miteigentümers bedarf, wenn der Bauwerber nicht Miteigentümer ist. Bei 
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Baumaßnahmen, die nicht als Neubau bzw. als Zubau iSd Legaldefinition des 

§ 2 Abs. 7 und 8 TBO 2018 zu qualifizieren sind, bedarf es dieses 

Nachweises nicht. 

  

20.07.2018, LVwG-2017/20/1858-1; Freizeitwohnsitzpauschale: 

§ 6 Abs. 6 Tiroler Aufenthaltsabgabegesetz normiert unter Heranziehung der 

darin enthaltenen Kriterien eine Pauschalierung der Aufenthaltsabgabe für 

Freizeitwohnsitze, welche eine Bezugnahme auf tatsächliche Nächtigungen 

bzw. auch auf das Vorliegen etwaiger Befreiungen im Sinne des § 4 leg. cit., 

somit eine Bezugnahme auf einzelne Nächtigungen bzw. einzelne Personen, 

ausschließt. 

  

30.07.2018, LVwG-2018/25/1640-1; Entziehung Konzession: 

§ 27 Z 3 SeilbG sieht für den Konzessionsentzug ausschließlich Bedenken 

hinsichtlich einer sicheren Betriebsführung nach vorangegangener 

Ermahnung, nicht jedoch Bedenken hinsichtlich der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Konzessionsinhabers vor. 

  

02.08.2018, LVwG-2016/44/0948-15; Wasserrecht; künstliche Beschneiung:  

Eine wasserrechtliche Bewilligung kann nicht allein deshalb versagt werden, 

weil mit einem allfälligen Imageschaden zu rechnen ist oder die öffentliche 

Meinung dem Bewilligungsprojekt negativ gegenübersteht. 

  

08.08.2018, LVwG-2017/12/2824-2; Anstandsverletzung; Facebook; örtliche 

Sicherheitspolizei:  

Unter Berücksichtigung der eingeschränkten Zuständigkeit des 

Landesgesetzgebers lediglich für die örtliche Sicherheitspolizei kann nur ein 

Verhalten im Tiroler Landes-Polizeigesetz geregelt werden, das in einer 

Ă¥ffentlichkeitñ stattfindet, die in einer Ăºrtlichen Gemeinschaftñ gelegen ist. 

Wenn nun dem Beschwerdef¿hrer ĂPostingsñ auf einer deutschsprachigen 

Facebook-Seite vorgeworfen werden, gelangen diese Äußerungen nach 

Ansicht des Landesverwaltungsgerichts zwar an die Ă¥ffentlichkeitñ, doch ist 

eine Facebook-Gruppe mit 12.176 Personen, die durch einfachen Knopfdruck 

Mitglied wurden, nicht mehr auf eine örtliche Gemeinschaft beschränkt bzw. 

liegt der Inhalt der Postings nicht im ausschließlichen oder überwiegenden 

Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft. Daher ist 

die Hintanhaltung einer solchen Anstandsverletzung letztlich auch nicht 

geeignet, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt 

zu werden. 

  

27.08.2018, LVwG-2018/37/1355-3; Bringungsrecht; Bringungsanlage: 

Entsprechend den §§ 1, 14 und 15 Güter- und Seilwege-Landesgesetz 1970 

bestehen Bringungsrechte zugunsten von Grundstücken. Die Mitgliedschaft 

an einer Bringungsgemeinschaft ist mit dem Eigentum an genau definierten 

Grundstücken verbunden. Welcher Einlagezahl die berechtigten und/oder 

belasteten Grundstücke zuzuordnen sind, ist für die Einräumung eines 
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Bringungsrechtes, aber auch für die Mitgliedschaft an einer 

Bringungsgemeinschaft, rechtlich nicht relevant. 

  

07.09.2018, LvWG-2018/37/1917-1; subjektiver Abfallbegriff; objektiver 

Abfallbegriff; Abfallbesitzer; Lagerung: 

Das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 unterwirft jede Lagerung von Abfällen den 

Vorschriften des § 15 Abs. 3 AWG 2002, auch die Lagerung von Abfällen 

über kurze Zeiträume. Eine Ausnahmebestimmung f¿r Ăbesonders 

kurzfristigeñ Lagerungen von Abfªllen ist dem AWG 2002 nicht zu entnehmen. 

Ein Ort ist jedenfalls dann geeignet iSd § 15 Abs. 3 Z 2 AWG 2002, wenn 

durch die Sammlung, Lagerung oder Behandlung keine Schutzgüter iSd § 1 

Abs. 3 AWG 2002 beeinträchtigt werden können und nicht gegen andere 

bundes-, landes- oder unionsrechtliche Vorschriften verstoßen wird. Als für 

die Sammlung oder Behandlung geeignete Orte gelten etwa Abfallbehälter im 

Haushalt oder auf der Straße oder Müllsammelinseln. 

  

19.09.2018, LVwG-2018/26/058-17; Hundehaltung: 

Es kann nicht den Obsorgepflichten nach § 6a Abs. 1 Tiroler-

Landespolizeigesetz entsprechen, wenn ein Hundehalter keinerlei 

Einwirkungsmöglichkeit mehr auf seinen Hund hat, da er sich dieser begeben 

hat, sodass er das Verhalten des Hundes im Begegnungsfall mit Menschen 

und Tieren nicht mehr kontrollieren kann. Das von der Beschwerdeführerin zu 

verantwortende ĂHerumstreunen-Lassenñ des Hundes ĂFidelñ ohne jedwede 

Aufsicht über den Hund widerspricht zweifelsohne den gesetzlichen 

Obsorgepflichten nach § 6a Abs. 1 Tiroler Landes-Polizeigesetz. 

  

08.10.2018, LVwG-2014/44/0738-17; Interessenabwägung; Artenschutz; 

Hochleger; Almweg; Landschaftsbild: 

Die Verbotstatbestände des § 23 TNSchG 2005 iVm §§ 2 und 3 TNSchVO 

2006 zum Schutz des Standortes geschützter Pflanzen bzw. 

Pflanzengesellschaften sind bereits dann verwirklicht, wenn der Standort 

einzelner Exemplare der geschützten Art betroffen ist. Die Verbote bestehen 

also unabhängig davon, ob im Nahbereich des Vorhabens weitere Exemplare 

der geschützten Art wachsen. 

  

11.10.2018, LVwG-2018/20/0967-3; Wahlanfechtung TVB Osttirol: 

Ein Abgehen von den festgelegten Wahlzeiten und vom festgelegten Ort der 

Stimmabgabe ist als qualifizierter Mangel zu werten, sodass alleine diese 

Gesetzesverletzung zur Aufhebung des Abstimmungsverfahrens führen 

musste. 

  

ITALIEN VERFASSUNGSGERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNG 

http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do 
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Urteil Nr. 122/2018: Landesgesetze im Bereich Bildung  

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich der Artikel 1 Abs 2, Art 3 Abs 2 

und Art 4 Abs 4 des Landesgesetzes der Autonomen Provinz Bozen Nr 14 

vom 20. Juni 2016 (Änderungen zu Landesgesetzen im Bereich Bildung), 

vorgebracht vom Ministerpräsidenten mit Rekurs Nr. 50/2016. Art 1 Abs 2 

hatte im Landesgesetz Nr. 12 vom 29. Juni 2000, betreffend die Autonomie 

der Schulen, den Art 13-bis eingeführt, welcher die Bewertung der Arbeit der 

Schulführungskräfte behandelt. Art 3 und 4 betreffen hingegen ein 

Bewertungskonzept, welches bis zum Ende des zweiten Bienniums der 

Oberstufe angewandt werden könnte, sowie besondere Auswahl- und 

Aufnahmekriterien des Lehrpersonals. Während das Verfahren in Hinblick auf 

letztere Bestimmungen aufgrund der Aufhebung der entsprechenden 

Bestimmungen durch Landesgesetz Nr. 80 vom 6. Juli 2017 erlosch, 

bewertete der Verfassungsgerichtshof die Verfassungsmäßigkeit von Art 1 

Abs 2 des Landesgesetzes in Hinblick auf die Vereinbarkeit mit den Artikeln 

4, 5 und 9 Abs 1 Nr. 2) des Autonomiestatuts und der 

Durchführungsbestimmungen, sowie mit Art 3 und Art 117 Abs 3 der 

Verfassung. Nach Meinung der Regierung habe das Land Südtirol damit ein 

neues System der Bewertung der Arbeit der Schulführungskräfte eingeführt, 

da von dem in Staatsgesetze vorgesehenen System abweicht und im 

Widerspruch mit den darin enthaltenen grundlegenden Prinzipien steht, 

welche eine andere Zusammensetzung des für die Bewertung der 

Führungskräfte zuständigen Organs vorsehen sowie unterschiedliche 

Kriterien und Modalitäten für die Bewertung. Mit dem Einführen 

unterschiedlicher Bewertungsmodalitäten der Schulführungskräfte im 

Vergleich zu jenen im restlichen Staatsgebiet geltenden habe das Land auch 

den Grundsatz der Gleichheit und der Gleichbehandlung verletzt. 

Der Verfassungsgerichtshof schließt eine Verfassungswidrigkeit der 

Landesbestimmungen in Hinblick auf die sekundären, von Seiten des 

Rekursstellers angeführten, staatlichen Bestimmungen aus, da diese nicht 

dazu geeignet sind, Grundsätze der staatlichen Gesetzgebung zu begründen 

und damit als zwischengeschaltete Norm zu fungieren. Als begründet wird 

hingegen die Frage der Verfassungsmäßigkeit in Hinblick auf den neu in das 

Gesetz Nr 12/2000 eingeführten Absatz 3 des Art 13-bis angesehen, 

beschränkt auf den fallweisen Ausschluss der kollegialen Zusammensetzung 

des für die Bewertung und die Ausarbeitung des Bewertungsvorschlags 

zuständigen Organs. Dieses Verfahren zur Bewertung dient der Erhebung 

von nützlichen Informationen zur Beurteilung der Effizienz der schulischen 

Einrichtungen auf dem gesamten Staatsgebiet und ist somit maßgeblich zur 

Ausrichtung zukünftiger Entscheidungen, was  die Notwendigkeit einer 

einheitlichen Methode und eines einheitlichen Verfahrens mit sich bringt, mit 

Hilfe derer die zu Grunde liegenden Informationen gesammelt werden. 

  

  



Urteil Nr. 124/2018: Landesstabilitätsgesetz 2017 für Trient 

Direkte Verfassungsbeschwerde hinsichtlich Art 10 Abs 2 lit) d des Gesetzes 

Nr. 20 vom 29. Dezember 2016 der Autonomen Provinz Trient 

(Landesstabilitätsgesetz 2017) in Hinblick auf Art 117 Abs 3 der Verfassung 

und der Koordinierung der öffentlichen Finanzen, Art 1 Abs 475 und 476 des 

Gesetzes Nr 232 des 11. Dezember 2016 (Haushaltsvoranschlag des Staates 

für das Finanzjahr 2017 und mehrjähriger Haushalt für das Triennium 2017-

2019) und in Hinblick auf Art 79 Abs 3 und 4 des DPR Nr 670 vom 31. August 

1972 (Genehmigung des vereinheitlichten Textes der Verfassungsgesetze, 

die das Sonderstatut für Trentino-Südtirol betreffen), vorgebracht durch den 

Ministerpräsidenten mit Rekurs Nr. 30/2017. Nach Auffassung der Regierung 

würde die angefochtene Bestimmung ein umfassendes und divergierendes 

System von Sanktionen vorsehen, welche im Falle der Nichteinhaltung eines 

ausgeglichenen Saldos wie dem  in Art 1 Abs 466 desselben Gesetzes 

vorgesehen angewandt werden würden. 

Der Verfassungsgerichtshof gibt dem Rekurs in Hinblick auf die 

Verfassungswidrigkeit des Art 10 Abs 2 lit d) des Landesstabilitätsgesetzes 

2017 für Trient in Bezug auf Art 79 Abs 3 des Autonomiestatuts und Art 117 

Abs 3 der Verfassung und der Koordinierung der öffentlichen Finanzen auch 

in Verbindung mit Art 1 Abs 475 des Gesetzes Nr. 232/2016 statt. Mit Verweis 

auf das Urteil des Verfassungsgerichtshofs Nr. 101/2018 erklärt der 

Gerichtshof, dass der Bereich der öffentlichen Finanzen der Autonomen 

Provinzen Trient und Bozen vom Grundsatz des Übereinkommens geleitet ist. 

Außerdem setzen die Zwänge im Bereich der öffentlichen Haushalte ein 

einheitliches und in Hinblick auf die Vergehen proportionales 

Sanktionssystem voraus, das unabhängig von Sonderregelungen, welchen 

die Gebietskörperschaften der Sonderautonomien in der Erreichung 

makroökonomischer Ziele unterworfen sind, garantiert werden muss. In 

Hinblick auf das Sanktionssystem sind die öffentlichen Finanzen der 

Regionen mit Sonderstatut Teil der erweiterten öffentlichen Finanzen, bei 

welchen der Staat allgemein Regelungs-  und Koordinationsbefugnisse inne 

hat in deren Ausübung er auch die Sonderautonomien dazu anhalten kann, 

sich bei der Erreichung der allgemeinen Ziele der öffentlichen Finanzen zu 

beteiligen (Urteil Nr. 425/2004). 

  

  

Urteil Nr. 198/2018: Umweltverträglichkeitsprüfung 

Direkte Verfassungsbeschwerde mehrerer Bestimmungen des GvD Nr. 104 

vom 16. Juni 2017 (Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU des Parlaments 

und des Rats der EU vom 16. April 2014, welche die Richtlinie 2011/92/EU 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 

privaten Projekten abändert), vorgebracht unter anderem von den beiden 

Autonomen Provinzen Bozen und Trient. Das angefochtene Dekret wurde 

basierend auf dem Ermächtigungsgesetz Nr. 114 vom 9. Juli 2015, Artikel 1 

und 14 erlassen, um obengenannte Richtlinie umzusetzen. Ausgehend vom 

Ermächtigungsgesetz enthält das GvD Nr. 104/2017 eine weitgehende 



Reform der Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und zur 

Prüfung der Anwendbarkeit der UVP, wie es im Umweltkodex (GvD Nr. 

152/2006 vom 3 April 2006) geregelt war. Die Beschwerden der 

Beschwerdeführer sehen darin eine durch die Reform hervorgerufene 

unrechtmäßige Zentralisierung der Kompetenzen, sowohl legislativer als auch 

administrativer Natur. 

Der Verfassungsgerichtshof weist den größten Teil der Beschwerden als 

unzulässig oder unbegründet zurück, nimmt jedoch den durch die Autonomen 

Provinzen Bozen und Trient eingebrachten Rekurs betreffend Art 23 des GvD 

Nr. 104/2017 an. Die Autonomen Provinzen hatten einen Widerspruch der 

angefochtenen Bestimmung mit dem in Art 2 GvD Nr 266/1992 vorgesehenen 

Mechanismus der Anpassung der Landesgesetzgebung geltend gemacht. Die 

angefochtene Norm hatte nämlich eine Frist von 120 Tagen für die 

Anpassung vorgesehen, während die Durchführungsbestimmung zum 

Autonomiestatut Nr. 266/1992 sechs Monate vorsieht. Der 

Verfassungsgerichtshof sieht eine Pflicht zur Anpassung der autonomen 

Gesetzgebung gegeben, die im Falle der Autonomen Provinzen Bozen und 

Trient allerdings nur nach den in Art 2 des GvD Nr. 266/1992 festgelegten 

Modalitäten erfolgt. Die angefochtene Bestimmung steht somit in Bezug auf 

die  Autonomen Provinzen Bozen und Trient hinsichtlich der  Anpassungsfrist 

von 120 Tagen nach Inkrafttreten des GvD Nr. 104/2017 im Widerspruch mit 

der Durchführungsbestimmung zum Autonomiestatut und ist folglich in 

diesem Punkt verfassungswidrig. 

  

  

Urteil Nr. 201/2018: Forstgesetz 

Direkte Verfassungsbeschwerde der Artikel 8 Abs 4 und Art 12 Abs 2 des 

Landesgesetzes der Provinz Bozen Nr. 10 vom 23. Oktober 2014 

(Änderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen Raumordnung, 

Landschaftsschutz, Forstwirtschaft, öffentliche Gewässer, Energie, Luft, 

Zivilschutz und Landwirtschaft), vorgebracht durch den Ministerpräsidenten 

mit Rekurs Nr 1/2015. 

In Bezug auf Art 8 des LG Nr. 10/2014 erklärt der Verfassungsgerichtshof das 

Erlöschen des Verfahrens aufgrund des Verzichts von Seiten des 

Ministerpräsidenten. 

In Hinblick auf die Vereinbarkeit von Art 12 des LG Nr. 10/2014 mit Art 117 

Abs 2 lit s) der Verfassung und in Verbindung mit den Artikeln 142 Abs 1 lit g) 

und Art 146 des Kodex der Kultur- und Landschaftsgüter (GvD Nr 42 vom 22. 

Jänner 2004) weist der Verfassungsgerichtshof die Beschwerde aufgrund der 

fehlerhaften Auslegung der angefochtenen Bestimmung als unbegründet 

zurück. Eine korrekte und systematische Interpretation der angefochtenen 

Bestimmung hätte jeglichen Widerspruch zwischen der Landesgesetzgebung 

und den Bestimmungen aus dem Kodex der Kultur- und Landschaftsgüter als 

zwischengeschaltete Norm ausgeschlossen. 

Die angefochtene Bestimmung regelt die Schlägerung von Holz, welche als 

ordentliche forstwirtschaftliche Tätigkeit durch eine Entscheidung der 



Forstbehörde ermächtigt wird. Alle Handlungen, die darüber hinausgehen und 

zu einer Veränderung des Waldes führen, bedürfen hingegen einer 

Landschaftsschutzermächtigung. Diese Unterscheidung findet sich auch in 

der staatlichen Gesetzgebung wieder, da Art 149 des Kodex der Kultur- und 

Landschaftsgüter die Notwendigkeit einer Landschaftsschutzermächtigung 

dann ausschließt, wenn es sich unter anderem um das Fällen von Kulturen 

handelt oder der Aufforstung oder Wiederaufforstung [é] (Abs 1 lit c). Somit 

steht die angefochtene Norm nicht im vom Rekurssteller behaupteten 

Widerspruch mit den staatlichen Vorgaben. Das Landesgesetz sieht für die 

ordentliche Holzschlägerung eine Zustimmung durch die Forstbehörde vor, 

nicht aber eine Landschaftsschutzermächtigung, was somit den staatlichen 

Bestimmungen entspricht. 

 

  

JUDIKATUR DES STAATSRATES  

   

URTEIL Nr. 2994/2018: Göflaner Marmor  

Rekurs Nr. 4788/2016 vorgebracht von Göflaner Marmor GmbH gegen 

Gurschler J.S., der Autonomen Provinz Bozen und gegen die Gemeinde 

Schlanders für die Reform des Urteils des Regionalen Verwaltungsgerichts ï 

Autonome Sektion Bozen, Nr. 111/2016, mit welchem das Gericht den 

Drittwiderspruch ex Art 108 VwPO von Seiten des Rekursstellers für 

unzulässig erklärt hatte. Der Drittwiderspruch seinerseits betraf das Urteil Nr 

61 vom 26. Februar 2015 des Verwaltungsgerichts Bozen, in welchem dieses 

den Rekurs Nr. 258/2014, eingereicht von Gurschler J.S. gegen die 

Autonome Provinz Bozen und die Gemeinde Schlanders zur Anfechtung der 

Maßnahme Prot. Nr. 314081 vom 23. Mai 2014 des Landesrats für Land- und 

Forstwirtschaft, angenommen und die Maßnahme aufgehoben hatte. Diese 

Maßnahme des Landesrats hatte die Gemeinde Schlanders im Zeitraum vom 

26. Mai 2014 bis zum 31. Dezember 2014 ermächtigt, auf der Forststraße 

zwischen Göflan und Schlanders mit Hilfe von LKWs Marmorblöcke zu Tale 

zu transportieren, ohne allerdings dafür die Zustimmung von Gurschler 

eingeholt zu haben. 

Der Staatsrat weist den Rekurs zurück und bestätigt das angefochtene Urteil 

Nr. 111/2016. Der Rekurssteller sei nicht Inhaber einer autonomen 

Rechtsposition, welche durch das Urteil und somit der Aufhebung der zu 

Gunsten der Gemeinde Schlanders erlassenen Ermächtigung unmittelbar 

beeinträchtigt worden wäre. Durch die Konzessionsvergabe des 

Marmorbruchs hatte sich die Gemeinde Schlanders dazu verpflichtet, dem 

Konzessionsinhaber den Transport der Marmorblöcke zu Tale auf Kosten der 

Gemeindeverwaltung zu garantieren, ohne dabei allerdings zu spezifizieren, 

auf welche Art und Weise dieser abgewickelt werden sollte, weshalb auch 

alternative Transportwege zur Forststraße möglich wären. Der Rekurssteller 

ist somit lediglich Inhaber einer abgeleiteten und nicht autonomen 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=L3E6DFJLEOYSCPMU6BNDFDS56M&q=Bolzano


Rechtsposition und folglich nicht berechtigt, einen Drittwiderspruch ex Art 108 

Abs 1 VwPO einzulegen. 

  

  

URTEIL Nr. 4066/2018: Schloss Maretsch 

Rekurs Nr. 2909/2012 vorgebracht von der Gemeinde Bozen gegen Herrn 

A.P. für die Reform des Urteils Nr. 14/2012 des Regionalen 

Verwaltungsgerichts - Autonome Sektion Bozen. Letzteres Urteil hatte die 

Maßnahmen der Gemeinde, mit denen der Antrag der Schloss Maretsch KG 

des A.P. auf eine Baukonzession im Sanierungswege zur Befestigung des 

Untergrunds und die anschließende Anbringung eines Plastikgitters abgelehnt 

worden war, aufgehoben. Das Verwaltungsgericht rügte den 

Ablehnungsbescheid der Gemeinde als nicht ausreichend begründet und 

stufte die Arbeiten am Grundst¿ck als ĂBagatelleingriffeñ ein, welche direkt 

durch den Bürgermeister genehmigt werden können. 

Der Staatsrat gibt dem Rekurs der Gemeinde hingegen statt, ordnet die 

Reform des Urteils Nr. 14/2012 des Verwaltungsgerichts Bozen an und weist 

somit den Rekurs aus erster Instanz zurück. Laut Staatsrat handelt es sich 

bei den Eingriffen nicht um Bagatelleingriffe, sondern um eine maßgebliche 

Umwandlung des Grundstückes, welche nicht nur einer Bauermächtigung (mit 

der entsprechenden Bewertung in urbanistischer Hinsicht) bedarf, sondern 

auch einer entsprechenden Landschaftsschutzermächtigung vom 

zuständigen Amt der Provinz. Außerdem handle es sich um 

Ălandwirtschaftliches Gr¿nñ, welches speziellen Regelungen unterworfen ist 

und auch eine geschichtlich-historische Bindung zugunsten des Ensembles 

Toggenburg-Gerstburg aufweist. 

  

  

URTEIL Nr. 4012/2018: Ablehnung des Antrags auf Versetzung in den Wartestand 

Rekurs Nr. 5704/2017 des Rekursstellers gegen das 

Verteidigungsministerium und gegen das Ministerium für Wirtschaft und 

Finanzen für die Reform des Urteils Nr. 171/2017 des Regionalen 

Verwaltungsgerichts ï Autonome Sektion Bozen und betreffend die 

Ablehnung des Antrags auf Versetzung in den Wartestand. Mit diesem Urteil 

wies das Verwaltungsgericht Bozen den Rekurs des Rekursstellers, 

Maresciallo Carabiniere und Gewinner des öffentlichen Auswahlverfahrens für 

eine zeitlich befristete Führungsposition als Kommandant der 

Gemeindepolizei Brixen, zurück, mit welchem der Rekurssteller gegen die 

Ablehnung seines Antrages auf Versetzung in den Wartestand für die Dauer 

der Übernahme der Führungsposition in Brixen vom 22. August 2016 bis zum 

31. Mai 2020 vorgehen wollte. 

Der Staatsrat gibt dem Rekurs statt und ordnet die teilweise Reform des 

angefochtenen Urteils an. Bei den angefochtenen Maßnahmen sei das 

Ermessen ohne korrekten Ausgleich zwischen den unterschiedlichen 

Interessen gemäß Art 19 Abs 6 GvD Nr 165/2001 und Art 26, G Nr. 183/2010 

ausgeübt worden, weshalb auch die in erster Instanz angefochtenen 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=NGDHLLLIDCM6PMDWCR2CLHJQMY&q=Bolzano
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=7WACCR45XYUWUOURF7SALTTYGI&q=Bolzano


Maßnahmen aufgehoben werden müssen. Die Begründung für die Ablehnung 

des Antrags des Rekursstellers berief sich nämlich unter anderem auf einen 

Mangel an Personal mit deutschen Sprachkenntnissen in jener 

Verwaltungsorganisation, der der Rekurssteller angehörte. Dies wiederum 

hätte laut Begründung einem Ersatz des Rekursstellers innerhalb kurzer Zeit 

in seiner aktuellen Funktion als Maresciallo der Carabinieri in Freienfeld 

entgegengestanden, was allerdings laut Staatsrat dem Rekurssteller somit 

jegliche Aufstiegs- und Karrieremöglichkeit vorenthalten würde. 

  

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROL Landesgesetzgebung 

Landesgesetz vom 11. Mai 2018, Nr. 6  

Änderung des Landesgesetzes vom 19. September 2017, Nr. 14, 

ĂBestimmungen ¿ber die Wahl des Landtages, des Landeshauptmannes und 

¿ber die Zusammensetzung und Wahl der Landesregierungñ 

Das Gesetz enthält unter anderem diverse Bestimmungen hinsichtlich der 

Kandidatenlisten, deren Vorlegung, der Anführung der Kandidatennamen, die 

Anzahl der Kandidaten auf den Listen, sowie Bestimmungen hinsichtlich der 

Geschlechterverhältnisse. 

  

Landesgesetz vom 15. Mai 2018, Nr. 7 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen f¿r 

die Finanzjahre 2018, 2019 und 2020 und andere Bestimmungenñ 

  

Landesgesetz vom 22. Juni 2018, Nr. 8  

ñSoziale Landwirtschaftñ 

Das Gesetz zielt darauf ab, die soziale Landwirtschaft und den Verbleib der 

Landwirte im ländlichen Raum zu fördern, sowie die Diversifizierung der 

Landwirtschaft im Einklang mit den Programmen für die ländliche Entwicklung 

der Europäischen Union voranzutreiben. 

Es wird ein Landesverzeichnis der Anbieter im Bereich der sozialen 

Landwirtschaft errichtet, welche etwa Tätigkeiten im Bereich der sozialen 

Landwirtschaft ausüben und somit zur sozialen Arbeitseingliederung von 

Personen oder zur Unterstützung schwächerer, psychisch oder physisch 

erkrankter Personen beitragen, mit dem Ziel, das soziale, körperliche, geistige 

und/oder pädagogische Wohlergehen von Menschen zu unterstützen oder zu 

verbessern. 

  

Landesgesetz vom 10. Juli 2018, Nr. 9 ï Wiederveröffentlichung 

mit  Anmerkungen 

ĂRaum und Landschaftñ 

Das Gesetz regelt den Schutz und die Aufwertung der Landschaft, die 

Raumentwicklung und die Einschränkung des Bodenverbrauchs. 

  

Landesgesetz vom 11. Juli 2018, Nr. 10 

http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/20/S4/S4201801184049.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/21/S2/S2211801184075.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/27/S2/S2271801184349.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/28/S3/S3281801184399.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/28/S3/S3281801184399.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/28/S3/S3281801184418.pdf


Ă nderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen  mterordnung und 

Personal, Bildung, Berufsbildung, Sport, Kultur, örtliche Körperschaften, 

öffentliche Dienste, Landschafts- und 

Umweltschutz, Energie, Gewässernutzung, Jagd und Fischerei, Feuerwehr- 

und Bevölkerungsschutz, Raumordnung, Hygiene und Gesundheit, Soziales, 

Familie, Schulbauten, 

Transportwesen, Wohnbauförderung, Arbeit, Wirtschaft, Steinbrüche und 

Gruben sowie Torfstiche, Einnahmen, Handel, Fremdenverkehr und 

Gastgewerbe, Schutzh¿tten, Handwerk, Finanzen und Forschungñ 

  

Landesgesetz vom 16. Juli 2018, Nr. 11 

ĂVorsorge- und Entnahmemaßnahmen bei Großraubwild. Umsetzung von 

Artikel 16 der Richtlinie 92/43/EWGñ 

Umsetzung von Artikel 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 

1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen ï Präventions- und Interventionsmaßnahmen zum Schutz 

der Almwirtschaft vor großen Raubtieren 

Der Landeshauptmann kann, nach Einholen des Gutachtens der Höheren 

Anstalt für Umweltschutz und Forschung (ISPRA), beschränkt auf die 

Tierarten Ursus arctos und Canis lupus zur Entnahme, zum Fangen oder zum 

Töten von Exemplaren dieser Arten ermächtigen, falls dies mangels anderer 

Lösungen für notwendig erachtet wird und vorausgesetzt, dass der Bestand 

der Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 

dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

  

Landesgesetz vom 16. Juli 2018, Nr. 12 

ĂFºrderung der Sachwalterschaftñ 

Das Gesetz regelt die Förderung und Aufwertung des Rechtsinstituts der 

Sachwalterschaft als wertvolles Mittel zur Unterstützung und zum Schutz von 

Personen, die nicht oder nur teilweise selbständig oder nicht imstande sind, 

die eigenen Interessen zu vertreten. 

Dies wird unter anderem etwa durch den Ausbau und die Koordination eines 

landesweiten und lokalen Netzwerks zwischen den öffentlichen und privaten 

Rechtssubjekten, die an der Förderung des Rechtsinstituts der 

Sachwalterschaft beteiligt sind, als auch allgemein durch Information, 

Beratung und Unterstützung angestrebt. 

  

Landesgesetz vom 1. August 2018, Nr. 13 

ĂAuÇeretatmªÇige Verbindlichkeitñ 

Es wird die Rechtmäßigkeit der außeretatmäßigen Verbindlichkeiten der 

Autonomen Provinz Bozen anerkannt, die sich aus dem Erwerb von Gütern 

und Dienstleistungen ohne vorherige Ausgabenzweckbindung ergeben. 

  

Landesgesetz vom 7. August 2018, Nr. 14 

ĂAllgemeine Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen f¿r das 

Haushaltsjahr 2017ñ 

http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/29/S4/S4291801184475.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/29/S4/S4291801184478.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/31/N1/N1311801184587.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/31/N4/N4311801184619.pdf


  

Landesgesetz vom 7. August 2018, Nr. 15 

ĂAllgemeine konsolidierte Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen 

f¿r das Haushaltsjahr 2017ñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2018, Nr. 16 

ĂBestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt des Landes 

Südtirol für das Finanzjahr 2018 und für den Dreijahreszeitraum 2018-2020ñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2018, Nr. 17 

ĂNachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2018 und für den 

Dreijahreszeitraum 2018-2020ñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2018, Nr. 18 

Ă nderung des Landesgesetzes vom 1. Juli 1993, Nr. 11, āRegelung der 

ehrenamtlichen Tªtigkeit und der Fºrderung des Gemeinwesensóñ 

Unter Einhaltung der allgemeinen Transparenzbestimmungen kann die 

Autonome Provinz Bozen das Dienstleistungszentrum für das Ehrenamt mit 

der Erbringung von Tätigkeiten und Dienstleistungen zur Förderung des 

Dritten Sektors betrauen, wie beispielsweise mit Weiterbildungsinitiativen, 

Verbreitung von Informationen über die ehrenamtliche Tätigkeit, Planung und 

Umsetzung von Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamtes oder der 

Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur Förderung der freiwilligen 

Dienste. 

  

Landesgesetz vom 18. September 2018, Nr. 19 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für 

die Finanzjahre 2018, 2019 und 2020ñ 

  

Landesgesetz vom 21. September 2018, Nr. 20 

ĂLandesstabilitªtsgesetz f¿r das Jahr 2019ñ 

  

Landesgesetz vom 21. September 2018, Nr. 21 

ĂHaushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen 2019-2021ñ 

  

Verwaltungsgerichtliche RechtsprechungDie Entscheidungen können unter 

https://www.giustizia-amministrativa.it/ abgerufen werden. 

 

 

Urteil Nr. 222/2018: EU-Förderungen 

Rekurs Nr. 304/2015 des Rekursstellers gegen die Autonome Provinz Bozen 

für die Aufhebung diverser Verwaltungsakte und ïmaßnahmen, mit welchen 

Ădie in den Jahren 2008 ï 2011 im Rahmen des europäischen 

Landwirtschaftsfonds f¿r die Entwicklung des lªndlichen Raums (āELERó) an 

den Rekurswerber ausbezahlten Ausgleichszulagen und Umweltprämien, in 

http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/31/N5/N5311801184620.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/31/N6/N6311801184621.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/31/N7/N7311801184622.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/32/S5/S5321801184623.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/38/S2/S2381801184883.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/39/S5/S5391801184931.pdf
http://www.regione.taa.it/bur/pdf/I-II/2018/39/S4/S4391801184926.pdf
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=P7NDIA7XMXVKENBZR23AMZABUY&q=


Höhe von Euro 37.067,00 zuzüglich Zinsen, widerrufen [é]ñ und weitere 

Kürzungen angekündigt wurden. Als Grund für die Widerrufung wurde der 

fehlende gültige Rechtstitel für die Bewirtschaftung einiger der im 

Beitragsgesuch angeführten Grünlandflächen genannt. 

Das Gericht gibt dem Rekurs statt und hebt die angefochtenen Maßnahmen 

auf, da die gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen nicht vorschreiben, dass 

die entsprechenden Beihilfen einen gültigen Rechtstitel voraussetzen und 

auch in den angefochtenen MaÇnahmen lediglich Ăein ªuÇerst allgemein 

gehaltener Verweis auf die geltenden nationalen Bestimmungen enthalten 

[ist], welche derartiges vorsehen w¿rdenñ. Da dies nicht nªher ausgef¿hrt 

wird, sieht das Gericht die Rüge des Begründungsmangels als stichhaltig an. 

Des Weiteren wird auf ein Dekret  des Agrarministeriums (Nr. 1922 vom 

20.03.2015) verwiesen, welches vorsieht, dass Ăbezogen auf die Jahre 2006 

ï 2013, sofern der rechtmäßige Eigentümer der Grünlandflächen, welcher 

von der zuständigen Zahlstelle ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist, 

dass die Flächen in seinem Eigentum zur Beitragsgewährung im Gesuch 

eines Dritten angeführt worden sind, dagegen keinen Widerspruch einbringt, 

die diesbezüglichen ausbezahlten Beiträge als rechtmäßig ausbezahlt 

angesehen werden.ñ Ein entsprechender Widerspruch von Seiten der 

Militärverwaltung als Eigentümer bzw. zuständige Verwaltung der 

streitgegenständlichen Grünlandflächen wurde jedoch nicht geäußert, 

weshalb die Ă[é] im Sinne der oben genannten Bestimmung des Dekretes 

des Agrarministeriums [é] den Zeitraum 2008 ï 2011 betreffenden 

ausbezahlten Beiträge als rechtmäßig ausbezahlt angesehen werden 

m¿ssen.ñ 

  

  

Urteil Nr. 221/2018: Zulassung zum mündlichen Teil der Befähigungsprüfung 

zum hauptberuflichen Jagdaufseher 

Rekurs Nr. 277/2017 eingebracht vom Rekurssteller gegen die Autonome 

Provinz Bozen f¿r die Aufhebung des ĂProtokoll[s] über die Prüfung für 

hauptberufliche Jagdaufseher vom 4. bis 8. September 2017ñ des Amtes f¿r 

Jagd und Fischerei vom 11.9.2017, sowie der damit verbundenen 

Nichtzulassung zur mündlichen Prüfung und des Protokolls über die negative 

Bewertung der schriftlichen Prüfung. 

Dem Rekurs wird stattgegeben und die angefochtenen Maßnahmen werden 

aufgehoben. Der Rekurswerber hat in der entsprechenden schriftlichen 

Prüfung die in Art 34 der Durchführungsverordnung DLH vom 6. April 2000, 

Nr 18 vorgeschriebenen sechs Zehntel erreicht und muss somit positiv 

bewertet werden. Die Begründung der Prüfungskommission, der 

Rekurswerber hätte die von ihnen selbst vorgeschriebene Mindestpunktezahl 

von 19 Punkten nicht erreicht, ist nicht haltbar, da diese Beurteilung den 

Grundsätzen von Öffentlichkeit und Transparenz und damit verbunden auch 

dem Grundsatz, Ădass Kriterien und Bewertungsmodalitªten einer 

Prüfungsarbeit vor Durchführung der Bewertung festgesetzt werden 

m¿ssen[é]ñ, widerspricht. Auch eine Punktevergabe aufgeteilt auf einzelne 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=6SKHMSIEQFCBKJVX3IUX7RT7KU&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=6SKHMSIEQFCBKJVX3IUX7RT7KU&q=


Sachbereiche oder Prüfungsfächer kann nicht unterstützt werden, da eine 

vorhergehende, objektive und transparente Zuteilung der Fragen zu den 

einzelnen Sachbereichen fehlen würde. 

  

  

Urteil Nr. 268/2018: Telecom Italia AG gegen die Gemeinde Eppan 

Rekurs Nr. 140/2017 der Telecom Italia AG gegen die Gemeinde Eppan unter 

anderem für die Aufhebung der Ablehnung vierer von Seiten der Telecom 

eingebrachten Anträge zur Genehmigung von Bauarbeiten, Grabungen und 

Besetzung von öffentlichem Grund im Stadtgebiet zur Realisierung eines 

Glasfasernetzes. 

Das Verwaltungsgericht gibt dem Rekurs statt und bemängelt bei der 

Ablehnung von Seiten der Gemeinde einen absoluten Begründungsmangel, 

sowie eine Unvereinbarkeit mit den Zielen der Verbreitung, Liberalisierung 

und gemeinsamen Nutzung von Telekommunikationsnetzen. Das Gericht 

stellt eine Verletzung des Grundsatzes der Beteiligung am 

Verwaltungsverfahren fest und begründet dies mit der unterlassenen 

Mitteilung der Gründe, die einer Annahme des Antrages entgegenstehen (Art 

10bis des Gesetzes Nr 241 vom 7 August 1990). Nach Meinung des Gerichts 

muss die Ankündigung der Ablehnung auch alle Umstände wiedergeben, auf 

die sich die abschließende Maßnahme berufen wird. Außerdem ist die 

Begründung der Gemeinde, sie selbst habe bereits dort Grabungen 

vorgenommen oder werde zukünftig dort Grabungen durchführen, keine 

geeignete Begründung für eine Ablehnung der angeforderten Ermächtigung. 

  

 

Urteil Nr. 213/2018: ĂR¿ckkehr der Talenteñ 

Rekurs Nr. 171/2017 des Rekursstellers als Professor an der Freien 

Universität Bozen gegen dieselbe Universität für die Feststellung und den 

Ersatz des durch die fehlende Anwendung der Steuererleichterungen und 

anderer durch das Gesetz Ărientro dei cervelliñ (R¿ckkehr der Talenteñ) 

vorgesehenen Vorteile erlittenen wirtschaftlichen Schadens, sowie des durch 

eine Verletzung der Würde und des beruflichen Ansehens entstandenen 

immateriellen Schadens. 

Das Gericht weist den Rekurs als unbegründet zurück und unterstreicht 

dabei, dass das der Öffentlichen Verwaltung zustehende technische 

Ermessen bei der Bewertung der einzelnen Befähigungsnachweise und 

Publikationen sich auch im konkreten Fall auf die Bewertung der einzelnen 

Nachweise zur Anerkennung der von der Freien Universität Bozen 

vorgesehenen Zulage erstreckt. Es obliegt somit nicht dem 

Verwaltungsgericht, eine Beurteilung in der Sache selbst vorzunehmen, 

sondern die gerichtliche Prüfung beschränkt sich auf die Abwesenheit von 

groben und augenscheinlichen Mängeln, wie etwa dem Fehlen der 

Sachverhaltsermittlung oder der Begründung, oder einer 

Befugnisüberschreitung, insbesondere typischer Mängel, wie der 

offenkundigen Unangemessenheit, der Unverhältnismäßigkeit in der 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=MZZ2A3VYP2H64G3XTLMSK5Y24Q&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=KCQG4WJTEZ3JPPJZUFDMXT2REU&q=


Bewertung oder der Tatsachenverkennung. Die Prüfung des 

Verwaltungsrichters ist in diesen Fällen auf logische Mängel, Tatsachenirrtum 

und auf Widersprüche, welche ictu oculi erkennbar sind, beschränkt. Dies ist 

im Anlassfall jedoch nicht feststellbar. 

 

 

AUTONOME PROVINZ TRIENT  

Landesgesetzgebung(Deutsche Übersetzung leider nicht verfügbar) 

 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-

provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx  

 

Legge provinciale 11 luglio 2018, n. 9 

Attuazione dell'articolo 16 della direttiva 92/43/CEE del Consiglio, del 21 

maggio 1992, relativa alla conservazione degli habitat naturali e seminaturali 

e della flora e della fauna selvatiche: tutela del sistema alpicolturale 

 

Legge provinciale 11 luglio 2018, n. 12  

Modificazioni della legge provinciale sulla pesca 1978 

 

Legge provinciale 11 luglio 2018, n. 10  

Integrazione dell'articolo 2 della legge provinciale 15 novembre 2007, n. 19 

(Norme di semplificazione in materia di igiene, medicina del lavoro e sanità 

pubblica), sull'obbligatorietà di certificazioni sanitarie in ambito scolastico 

 

Legge provinciale 13 giugno 2018, n. 8  

Modificazioni della legge provinciale sull'handicap 2003, della legge 

provinciale sulle politiche sociali 2007, della legge provinciale 24 luglio 2012, 

n. 15 (Tutela delle persone non autosufficienti e delle loro famiglie e 

modificazioni delle leggi provinciali 3 agosto 2010, n. 19, e 29 agosto 1983, n. 

29, in materia sanitaria), della legge provinciale sulla tutela della salute 2010 

e della legge provinciale di recepimento delle direttive europee in materia di 

contratti pubblici 2016 

 

Legge provinciale 28 maggio 2018, n. 7 

Integrazione dell'articolo 48 della legge sul personale della Provincia 1997 

relativa allôistituzione delle ferie solidali, e modificazioni di altre disposizioni 

provinciali in materia di graduatorie e di spesa per il personale 

 

Legge provinciale 28 maggio 2018, n. 6.  

Modificazioni della legge provinciale sui giovani 2007, della legge provinciale 

sul benessere familiare 2011, della legge provinciale 28 maggio 2009, n. 7 

(Istituzione del consiglio provinciale dei giovani) e della legge provinciale 28 

maggio 2009, n. 6 (Norme per la promozione e la regolazione dei soggiorni 

socio-educativi e modificazione dell'articolo 41 della legge provinciale 28 

marzo 2009, n. 2, relativo al commercio)  

https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/ricerca-codice-provinciale.aspx
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=32036
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=32031
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=32025
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=31993
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=31942
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=31941
https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=31941


 

Decreto del presidente della provincia 21 settembre 2018, n. 13-88/Leg.  

Modificazioni del decreto del Presidente della Provincia 11 maggio 2012, n. 9-

84/Leg (Regolamento di attuazione della legge provinciale 10 settembre 

1993, n. 26 concernente "Norme in materia di lavori pubblici di interesse 

provinciale e per la trasparenza negli appalti" e di altre norme provinciali in 

materia di lavori pubblici) 

 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung(Deutsche Übersetzung leider nicht 

verfügbar) 

 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

Genauer link (zu TAR Trento): https://www.giustizia-

amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?n=1&_afrWindowM

ode=0&attivita=tar_tn&_afrLoop=19775596622196&_adf.ctrl-

state=l0zak1tnx_4  

  

Trga Trento 31 maggio 2018, n. 120: Limiti allôapertura di grandi strutture di 

vendita nella Provincia di Trento. 

 

Trga Trento, ord., 9 ottobre 2018, n. 211: Alla Corte costituzionale la 

cittadinanza allo straniero discendente di persone nate e già residenti nei 

territori che sono appartenuti allôImpero austro-ungarico prima del 16 luglio 

1920, emigrate allôestero. 

 

Trga Trento 19 ottobre 2018, n. 228: Acquisizione patrimoniale dei beni 

immobili necessari alla realizzazione degli impianti di reti di comunicazione 

elettronica ad uso pubblico  

È legittimo il provvedimento teso all'espropriazione ex art. 90, d.lgs. 1° agosto 

2003, n. 259 per l'acquisizione in proprietà di un'area già in possesso della 

società di telefonia mobile, anche nel caso in cui l'impianto sia già stato 

realizzato e il contratto di locazione sia in corso, dato che l'interesse 

presidiato dalla norma consiste nella garanzia di stabilità dell'impianto stesso 

e nella certezza e produttività dell'investimento necessario alla sua 

realizzazione. 

 

Trga Trento 21 novembre 2018, n. 259: Appalto di fornitura di dispositivi 

medici   

E'  illegittima l'esclusione da una procedura d'appalto di fornitura di dispositivi 

medici disposta  per mancata dichiarazione di requisiti che si devono 

presumere certificati dalla marchiatura CE. 

 

Trga Trento 21 novembre 2018, n. 256: Ricorso proposto da genitori per 

sottrarsi all'obbligo di vaccinare i figli minorenni 

https://www.consiglio.provincia.tn.it/_layouts/15/dispatcher/doc_dispatcher.aspx?app=clex&at_id=31941
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/wcm/idc/groups/public/documents/document/mday/nzc5/~edisp/iv56j6g55de7jwglcq7r7ytzbm.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/limiti-all-apertura-di-grandi-strutture-di-vendita-nella-provincia-di-trento
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/limiti-all-apertura-di-grandi-strutture-di-vendita-nella-provincia-di-trento
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=K4ZPUKG4H2XWG243CHCO7SV2YE&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=K4ZPUKG4H2XWG243CHCO7SV2YE&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=K4ZPUKG4H2XWG243CHCO7SV2YE&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=K4ZPUKG4H2XWG243CHCO7SV2YE&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/AmministrazionePortale/DocumentViewer/index.html?ddocname=7HXZ7IGR6SFQN7H4U76EIRKI3E&q=
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/acquisizione-patrimoniale-dei-beni-immobili-necessari-alla-realizzazione-degli-impianti-di-reti-di-comunicazione-elettronica-ad-uso-pubblico
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/acquisizione-patrimoniale-dei-beni-immobili-necessari-alla-realizzazione-degli-impianti-di-reti-di-comunicazione-elettronica-ad-uso-pubblico
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/acquisizione-patrimoniale-dei-beni-immobili-necessari-alla-realizzazione-degli-impianti-di-reti-di-comunicazione-elettronica-ad-uso-pubblico
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/wcm/idc/groups/public/documents/document/mday/otaz/~edisp/mjunl5skyxte6kwixfzevl2pja.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/appalto-di-fornitura-di-dispositivi-medici
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/appalto-di-fornitura-di-dispositivi-medici
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/wcm/idc/groups/public/documents/document/mday/otay/~edisp/54cj5oikhl63ztlydw5f66ywya.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/ricorso-proposto-da-genitori-per-sottrarsi-all-obbligo-di-vaccinare-i-figli-minorenni
https://www.giustizia-amministrativa.it/web/guest/-/ricorso-proposto-da-genitori-per-sottrarsi-all-obbligo-di-vaccinare-i-figli-minorenni


E' inammissibile il ricorso proposto da alcuni genitori e volto a  sottrarsi 

liberamente all'obbligo di sottoporre in figli minorenni all'obbligo vaccinale 

imposto dal d.l. 7 giugno 2013, n. 73, convertito nella l. 31 luglio 2017, n. 119. 

NEWS 

Die international besetzte Fachjury der siebten Ausgabe des Federal Scholar in 

Residence Programms von Eurac Research hat von allen eingereichten 

wissenschaftlichen Arbeiten jene von Andrew J. Harding an erste Stelle 

gewählt. Harding ist Professor an der Rechtsfakultät der National University of 

Singapore und sein Forschungsschwerpunkt liegt in den Bereichen des 

vergleichenden Verfassungsrechts und der asiatischen Rechtsstudien. 

Während seines Forschungsaufenthaltes an Eurac Research wird er sein 

Papier ĂThe Constitutional Dimensions of Decentralisation and Local Self-

Government in Asiañ diskutieren und weitere Forschungsarbeiten und -

schwerpunkte vorstellen. 

Die Bewerbungsfrist für das Federal Scholar in Residence Programm 2020 

endet wie üblich am 1. Juli 2019. Weiterführende Informationen unter 

www.eurac.edu/federalscholar. 

  

Im Rahmen des Projekts GaYA ς Governance and Youth in the Alps, an dem das 

Institut für Vergleichende Föderalismusforschung mit weiteren Partnern aus 

dem Alpenraum beteiligt war, wurden Instrumente und Anregungen für 

Beamte und Entscheidungsträger erarbeitet, um die Jugendbeteiligung zu 

fºrdern. Als Starthilfe wurde eine online verf¿gbare ĂToolboxñ entwickelt, die 

Methoden und Beispiele vorstellt und damit aufzeigt, wie man häufig 

auftretende Hindernisse aus dem Weg räumen kann. Die Toolbox ist online 

verfügbar unter: http://www.alpine-space.eu/projects/gaya/en/project-

results/participation-toolbox. Exemplare in physischer Form können beim 

Institut für Vergleichende Föderalismusforschung von Eurac Research 

angefragt werden.  

 

  

EVENTS 

Seminar zum Thema ĂBeteiligung der B¿rger an 

Entscheidungsfindungsprozessen: Mögliche Antworten auf die Krise der 

Demokratie oder Anreiz für populistische Entgleisungen?ñ im Rahmen der 

Kooperation zwischen der Friedrich Ebert-Stiftung und dem Institut für 

Vergleichende Föderalismusforschung am 10. Dezember 2018 von 14.00 bis 

18.30 Uhr an Eurac Research in Bozen. Die Veranstaltung wird simultan 

gedolmetscht (dt-it). 

  

Winter School on Federalism and Governance: Vom 4. bis zum 15. Februar 2019 

http://www.eurac.edu/federalscholar
http://www.alpine-space.eu/projects/gaya/en/project-results/participation-toolbox
http://www.alpine-space.eu/projects/gaya/en/project-results/participation-toolbox


findet die 10. Winter School on Federalism and Governance statt. Die 

Ausgabe 2019 befasst sich mit dem Thema ĂFederalism and the Rule of 

Lawñ. Die erste Woche wird an der Universität Innsbruck ausgetragen, die 

zweite Woche an Eurac Research. Für nähere Informationen: 

http://winterschool.eurac.edu/ 

  

!ōǎŎƘƭǳǎǎǾŜǊŀƴǎǘŀƭǘǳƴƎ ŘŜǎ tǊƻƧŜƪǘǎ α¢ǊŀƴǎƴŀǘƛƻƴŀƭŜ ŀƭǇƛƴŜ DƻǾŜǊƴŀƴŎŜ ǳƴŘ 

Bürgernähe: Die Rolle von Gemeinden in der Europaregion Tirol-Südtirol-

¢ǊŜƴǘƛƴƻά, durchgeführt von der Eurac Research Governance Group in 

Zusammenarbeit mit der Europaregion Tirol-Südtirol-Trentino, am 27. Februar 

2019 von 15.00 bis 18.00 Uhr in der Conference Hall, Eurac Research. 

 

Tagung: "Incontri pubblici di diritto costituzionale. La qualità della democrazia: 

rappresentativa, diretta, partecipativa?", am 7. Dezember 2018. 
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Der VfGH prüfte im gegenständlichen Verfahren die im Gesetz über die 

Rechtspersönlichkeit von religiösen Bekenntnisgemeinschaften normierte 

Zuständigkeit des Bundesministers in erster und letzter Instanz für 

Anerkennungsverfahren, bei denen es sich um Angelegenheiten handelte, die 

nach Art. 102 B-VG in unmittelbarer Bundesverwaltung zu vollziehen sind. 

Dabei stellte er fest, dass bereits 1920 im Zeitpunkt des Inkrafttretens des B-

VG die Zuständigkeit des Ministers bestanden hatte, weshalb der VfGH 

davon ausging, dass der Verfassungsgesetzgeber bei der Erlassung des Art. 

102 B-VG in Kauf genommen hatte, dass Entscheidungen über die 

Anerkennung von Kirchen und Religionsgesellschaften weiterhin vom Minister 

getroffen werden durften. Zudem sei es nicht ausgeschlossen, im Bereich der 

mittelbaren Bundesverwaltung in einem bestimmten Ausmaß und unter 

Einhaltung sonstiger verfassungsrechtlicher Vorgaben dem Bundesminister 

Agenden zur Besorgung in erster und letzter Instanz zu übertragen. 

  

VfGH 24.11.2017, G 278/2017 ua.; Zurückweisung der Anfechtung der 

Volksbefragung Olympia 2026: 

Eine Anfechtungsschrift hat ua ein bestimmtes Begehren (den begründeten 

Antrag auf Nichtigerklärung des Wahlverfahrens oder eines bestimmten 

Teiles davon) zu enthalten. Fehlt ein solches Begehren, leidet die Anfechtung 

an einem nicht verbesserungsfähigen inhaltlichen Mangel. Im 

gegenständlichen Verfahren enthielt die Anfechtung zwar ein 

Feststellungsbegehren betreffend die Gesetzwidrigkeit der Fragestellung, 

jedoch keinen Antrag auf Nichtigerklärung oder Aufhebung des 

Abstimmungsverfahren (oder eines Teiles davon). 

  

VfGH 13.12.2017, G 408/2016 ua.; Abgrenzung des gerichtlichen und des 

Verwaltungsstrafrechts ï Judikaturänderung: 

Der VfGH wies Anträge des BVwG auf Aufhebung von Bestimmungen des 

Bankwesengesetzes aufgrund von der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) 

verhängter hoher Geldstrafen ab. Der im Bankwesengesetz vorgesehene 

Strafrahmen von bis zu mehreren Millionen Euro reichte nach Ansicht des 

BVwG in den sogenannten Kernbereich der Strafgerichtsbarkeit und sei 

verfassungswidrig. Der VfGH folgte diesen Bedenken nicht und änderte damit 

ausdrücklich seine Judikatur. Die bisherige Grenzziehung zwischen dem 

gerichtlichen Strafrecht und dem Verwaltungsstrafrecht nach Maßgabe der 

Strafhöhe werde der Vielfalt an möglichen Sachverhalten nicht (mehr) 

gerecht. Die Höhe der angedrohten Sanktion erweise sich im Ergebnis als 

kein taugliches Mittel für die Abgrenzung. Im Übrigen sei auch zu 

berücksichtigen, dass seit der Einführung der zweistufigen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit Verwaltungsstraferkenntnisse einer umfassenden 

verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterliegen. 

  

VfGH 06.03.2018, G 129/2017; Verfassungskonformität einer Regelung der 

Bauordnung für Wien betreffend Sonderbestimmungen für vorübergehende 

Flüchtlingsunterkünfte: 
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§ 71c der Bauordnung für Wien sieht Erleichterungen für die Einrichtung und 

Nutzung von Flüchtlingsunterkünften vor. Der VfGH erkannte die 

angefochtene Regelung als ausreichend determiniert und angesichts des 

eingeschränkten Anwendungsbereiches, der zeitlichen Befristung der 

Sonderbewilligung und der nach Dauer der Befristung abgestuften 

Anforderungen sachlich gerechtfertigt. 

  

VfGH 07.03.2018, G 136/2017 ua.; Aufhebung des Nö 

Mindestsicherungsgesetzes: 

Im gegenständlichen Verfahren entschied der VfGH, eine von der Dauer des 

Aufenthalts in Österreich abhängige Wartefrist für die Mindestsicherung in 

voller Höhe und eine starre Deckelung der Bezugshöhe bei Haushalten mit 

mehreren Personen sei verfassungswidrig. Das System nehme keine 

Durchschnittsbetrachtung vor, sondern verhindere vielmehr die 

Berücksichtigung des konkreten Bedarfs von in Haushaltsgemeinschaft 

lebenden Personen. Der eigentliche Zweck (die Vermeidung und Bekämpfung 

von sozialen Notlagen bei hilfsbedürftigen Personen) werde dadurch verfehlt. 

 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen Landesgesetzblättern 

und konsolidierten Fassungen siehe http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die 

Begutachtungsentwürfe samt Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen 

samt Erläuternden Bemerkungen sind auf der Homepage des Tiroler 

Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) unter Parlamentarische Materialien 

abrufbar. 

  

Tiroler Archivgesetz 2017, LGBl. Nr. 128/2017: 

Das neue Tiroler Archivgesetz soll gewährleisten, dass öffentliches Archivgut 

für die Zukunft gesichert und erhalten bleibt sowie für die Nutzung unter 

Wahrung des Datenschutzes zur Verfügung steht. Um die Gemeinden bei 

dieser Aufgabe zu unterstützen wurde für den Fall des Vorliegens 

berücksichtigungswürdiger Umstände eine Möglichkeit geschaffen, deren 

Archivgut dem Tiroler Landesarchiv zu übertragen. 

  

Tiroler Bauordnung (Novelle), LGBl. Nr. 129/2017: 

Durch die Novelle wird die Verpflichtung zur Schaffung von Kinderspielplätzen 

auf weitere Arten von Bauvorhaben von Wohnanlagen ausgedehnt. Für jene 

Ausnahmefälle, in denen keine Verpflichtung besteht, wird eine 

bescheidmäßige Befreiung vorgesehen. 

  

Tiroler Waldordnung (Novelle), LGBl. Nr. 133/2017: 

Durch die Novelle wird die Umlage, welche die Gemeinden von den 

Waldeigentümern eines Waldbetreuungsgebietes erheben können, gänzlich 

neu geregelt. 

  

Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetz 2011 (Novelle), LGBl. Nr. 
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https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/133/20171228?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/134/20171228?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
http://www.tirol.gv.at/


134/2017: 

Durch die genannte Novelle erfolgen Klarstellungen in Bezug auf 

Erschließungsbeiträge nach dem TVAG 2011. Zudem wird eine 

Ausgleichsabgabe für Spielplätze eingeführt. 

  

Tiroler Krankenanstaltengesetz (Novelle), LGBl. Nr. 7/2018: 

Die vorliegende Novelle dient der Ausführung grundsatzgesetzlicher 

Vorgaben aus dem Vereinbarungsumsetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/2017, 

dem Gesundheitsreformumsetzungsgesetzes 2017, BGBl I Nr. 131/2017 und 

dem 2. Erwachsenenschutz-Gesetz, BGBl. I Nr. 59/2017. 

  

Tiroler Gas-, Heizungs- und Klimaanlagengesetz 2013 (Novelle), LGBl. Nr. 

8/2018: 

Die genannte Novelle dient der Umsetzung der Richtlinie 2015/2193/EU im 

Zusammenhang mit Heizungsanlagen. 

  

Gemeindesanitätsdienstgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 13/2018: 

Mit der vorliegenden Novelle zum Gemeindesanitätsdienstgesetz wird dem 

dringenden Anliegen einer Verbesserung der sprengelärztlichen Versorgung 

Rechnung getragen. Nach der bisher geltenden Rechtslage konnten nur zur 

selbstständigen Berufsausübung berechtigte Ärzte für Allgemeinmedizin als 

Vertragssprengelarzt bestellt werden. Um künftig die Ausübung der 

sprengelärztlichen Tätigkeit auch Fachärzten zu ermöglichen, wird das 

bestehende System geändert und die Einschränkung auf Ärzte für 

Allgemeinmedizin entfällt. 

  

Gesetz über den Tiroler Landesvolksanwalt (Novelle), LGBl. Nr. 17/2018: 

Unter Berücksichtigung der UN-Behindertenrechtskonvention wird nunmehr 

hervorgehoben, dass der Landesvolksanwalt bei der Erfüllung seiner 

Aufgaben auch auf die Anliegen von Menschen mit Behinderungen Bedacht 

zu nehmen hat. Begleitend dazu wird die seit dem Jahr 2000 eingerichtete 

Stelle eines Behindertenansprechpartners ï nunmehr unter der Bezeichnung 

Behindertenanwalt beim Landesvolksanwalt ï auch im Gesetz über den 

Tiroler Landesvolksanwalt verankert. 

  

Tiroler Mindestsicherungsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 18/2018: 

In der Mindestsicherung wurde vor der genannten Novelle das Pflegegeld 

beim Pflegegeldbezieher selbst nicht als Einkommen angerechnet (§ 15 Abs. 

2 lit. f TMSG). Demgegenüber kam es zu einer Einkommensanrechnung, 

wenn der Hilfesuchende aus dem Pflegegeld jener Person, für die er 

Pflegeleistungen erbrachte, Zuwendungen erhielt. Mit der nunmehrigen 

Novelle wird das Pflegegeld der pflegebedürftigen Person bei der 

Bestimmung des Ausmaßes der Mindestsicherung für den pflegenden nahen 

Angehörigen nicht mehr als Einkommen angerechnet. 

  

Tiroler Bauordnung 2018 ï TBO 2018 (Wiederverlautbarung), LGBl. Nr. 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/134/20171228?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/7/20180116?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/8/20180116?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/8/20180116?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/13/20180126?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/17/20180129?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/18/20180129?ResultFunctionToken=7f43a2f2-baec-432c-b7b5-d0b9e5da2d10&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/28/20180208?ResultFunctionToken=23544bb8-de65-436a-8465-bf86f3cc59f5&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=bauordnung&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2014&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=


28/2018: 

Die wiederverlautbarte Rechtsvorschrift ist ab dem 1. März 2018 

anzuwenden. 

  

Tiroler Gesundheitsfondsgesetz (Novelle), LGBl. Nr. 31/2018: 

Mit der zwischen dem Bund und den Ländern abgeschlossenen Vereinbarung 

gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung-Gesundheit, LGBl. Nr. 68/2017, wird das 

bestehende partnerschaftliche Zielsteuerungssystem zur Steuerung von 

Struktur, Organisation und Finanzierung der österreichischen 

Gesundheitsversorgung fortgeführt. Mit der gegenständlichen Novelle wird 

das Tiroler Gesundheitsfondsgesetz den staatsrechtlichen Vereinbarungen 

angepasst. 

  

Tiroler Teilhabegesetz ï THG, LGBl. Nr. 32/2018: 

Mit dem genannten Gesetz wird der bisher im Tiroler Rehabilitationsgesetz 

geregelte Bereich der Unterstützung für Menschen mit Behinderungen in 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention einer vollständigen 

Neuorientierung unterzogen. Das Gesetz bringt wesentliche Neuerungen in 

weiten Bereichen der Förderung von Menschen mit Behinderungen, wie 

insbesondere ein Katalog mit einer Beschreibung der Leistungen und 

Qualitätsstandards sowie die Möglichkeit der Gewährung eines persönlichen 

Budgets zur Erreichung eines selbstbestimmten Lebens und die 

Schwerpunktsetzung im Ausbau der mobilen Unterstützungsleistungen von 

Menschen mit Behinderungen. Darüber hinaus werden Voraussetzungen für 

verbesserte Möglichkeiten der beruflichen Integration für Menschen mit 

Behinderungen geschaffen. Weiters wird eine Nutzerinnenvertretung 

geschaffen, die in Verwirklichung des Grundsatzes der Partizipation in 

direkter Mitwirkung der Menschen mit Behinderungen bei der 

Weiterentwicklung, Veränderung oder Anpassung von Leistungen und 

Zuschüssen in unterschiedlichen Arbeitsgruppen bzw. Gremien wirkt. Das 

Gesetz tritt mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

  

Tiroler Stiftungs- und Fondsgesetz 2008 (Novelle), LGBl. Nr. 33/2018: 

Anlass für die vorliegende Novelle ist die erforderliche Umsetzung der 

Richtlinie 2015/849/EU (sog. ĂGeldwªsche-Richtlinieñ). 

 

  

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNGVerwaltungsgerichtshof 

VwGH 22.11.2017, Ro 2017/03/0012; Fischerei ist ein Privatrecht: 

Die Ausübung der Fischerei darf im allgemeinen Interesse der 

Fischereiwirtschaft und der Fischereipolizei durch die Landesgesetzgebung 

geregelt und damit auch eingeschränkt werden. 

  

  

VwGH 22.11.2017, Ra 2017/03/0059; Verantwortlichkeit für die Einhaltung 

von Verwaltungsvorschriften: 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/28/20180208?ResultFunctionToken=23544bb8-de65-436a-8465-bf86f3cc59f5&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=bauordnung&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2014&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/31/20180216?ResultFunctionToken=cf9d479c-fbfc-4af9-8eb7-522ee7ad0f02&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/32/20180216?ResultFunctionToken=cf9d479c-fbfc-4af9-8eb7-522ee7ad0f02&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2018/33/20180216?ResultFunctionToken=cf9d479c-fbfc-4af9-8eb7-522ee7ad0f02&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&SucheNachGesetzen=True&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&VonDatum=01.01.2017&BisDatum=08.05.2018&BundeslandFilter=Tirol&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&ImRisSeitVonDatum=01.01.2017&ImRisSeitBisDatum=08.05.2018&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=4dd9f902-2741-41ea-a1f0-7ee0bb3fb826&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=ro+2017%2f03%2f0012&VonDatum=&BisDatum=08.05.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2017030012_20171122J00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=c5db9641-d948-4dc0-ad23-8abbaaa2c115&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=ra+2017%2f03%2f0059&VonDatum=&BisDatum=08.05.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2017030059_20171122L00


Die Geschäftsverteilung der Tiroler Landesregierung sieht für bestimmte 

Angelegenheiten der Privatwirtschaftsverwaltung die Zuständigkeit eines 

einzelnen Mitglieds der Landesregierung vor. Im vorliegenden Verfahren 

wurde dem vertretungsbefugten Organ eine Übertretung nach dem 

Medienkooperations- und ïförderungs-Transparenzgesetz zur Last gelegt 

und eine Ermahnung erteilt. Der VwGH entschied in diesem Zusammenhang, 

dass es sich bei der Geschäftsverteilung nicht nur um eine interne Regelung 

unter den (weiterhin) kollektivvertretungsbefugten Mitgliedern der 

Landesregierung, sondern um die alleinige Zuständigkeit der jeweiligen 

Mitglieder handle, weshalb das jeweilige Mitglied in seinem 

Zuständigkeitsbereich verwaltungsstrafrechtlich verantwortlich war. 

  

VwGH 28.03.2017, Ra 2015/07/0055 und Ra 2015/07/0152; Parteistellung 

und Beschwerdelegitimation von anerkannten Umweltorganisationen im 

wasserrechtlichen Verfahren: 

Beide genannten Verfahren beziehen sich auf das Urteil des EuGH vom 

20.12.2017, Rs C-664/15, Protect. Einer nach den Voraussetzungen des 

nationalen Rechts ordnungsgemäß gegründeten und tätigen 

Umweltorganisation müsse die Möglichkeit zustehen, einen Bescheid, mit 

dem möglicherweise gegen eine Verpflichtung aus der Wasserrahmen-

Richtlinie verstoßen werde, vor den LVwG anzufechten. Der VwGH hob im 

erstgenannten Verfahren das Erkenntnis des LVwG Niederösterreich auf, weil 

der Beschwerde der anerkannten Umweltorganisation zu Unrecht der Verlust 

der Parteistellung nach § 42 AVG entgegen gehalten worden war. Die 

Umweltorganisation konnte nämlich nicht davon ausgehen, in diesem 

Verfahren als Verfahrenspartei behandelt zu werden. Im zweitgenannten 

Verfahren hob der VwGH das Erkenntnis des LVwG Steiermark auf, weil 

einer Umweltorganisation ï gestützt auf das Urteil des EuGH ï Parteistellung 

vor der Behörde zuzuerkennen gewesen wäre. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

04.04.2018, LVwG-2018/37/0537-2; subjektiver Abfallbegriff, Lagern, 

Ablagern, Leistungsbescheid, Bestimmtheit: 

Bezieht sich ein auf § 73 Abs 1 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 gestützter 

Entfernungsauftrag auf ĂAbfªlleñ und Ăals Sperrm¿ll zu qualifizierende 

Gegenstªndeñ, ohne aber konkret Gegenstªnde/bewegliche Sachen 

anzuführen, entspricht ein solcher Leistungsbescheid nicht dem 

Bestimmtheitsgebot des § 59 Abs 1 AVG. 

  

03.04.2018, LVwG-2017/17/2738-4; Fürsorgeabkommen; 

Daueraufenthaltsrecht ex lege: 

Gemäß § 81 Abs 4 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz gilt für jene EWR-

Bürger und Schweizer Bürger, die bereits vor dem Inkrafttreten dieses 

Bundesgesetzes rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen und nach dem 

Meldegesetz 1991 gemeldet sind, die aufrechte Meldung nach dem 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=e437132e-69ff-466d-a791-a46446207171&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=Ra+2015%2f07%2f0055&VonDatum=&BisDatum=08.05.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2015070055_20180328L00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=45528e8c-d18f-4d78-90d6-c7a2368b3f54&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=Ra+2015%2f07%2f0152&VonDatum=&BisDatum=08.05.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2015070152_20180328L00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180404_LVwG_2018_37_0537_2_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180403_LVwG_2017_17_2738_4_00


Meldegesetz 1991 als Anmeldebescheinigung. Laut den Erläuterungen zu § 

81 Abs 4 NAG zur Stammfassung des erwähnten Gesetzes richtet sich diese 

Bestimmung an bereits niedergelassene und gemeldete EWR-Bürger. Dazu 

ist auch darauf hinzuweisen, dass gemäß den Erläuterungen zur 15a-

Vereinbarung über eine bundesweite bedarfsorientierte Mindestsicherung 

(BGBl I Nr 96/2010) auch Personen mit aufrechtem Aufenthaltstitel nach § 81 

NAG oder gleichzuhaltenden Aufenthaltsberechtigungen zum berechtigen 

Person im Kreis nach Art 4 Abs 3 der Vereinbarung gehören. 

  

22.03.2018, LVwG-2016/27/0631-4; EWR-Gleichhaltung; 

Immobilienverwalter; Einschränkung auf Eigentumswohnungen; 

Eignungsprüfung: 

Die Kenntnis des Mietrechtsgesetzes ist für Immobilienverwalter notwendig, 

sodass eine diesbezügliche Befreiung von der Prüfung nicht möglich ist. 

  

05.03.2018, LVwG-2017/20/2039-2; Wasseranschlussgebühr; zwangsweiser 

Anschluss; eigene Trinkwasserversorgung: 

Indem die Liegenschaft des Beschwerdeführers an die 

Wasserversorgungsanlage der Gemeinde angeschlossen wurde, ist der 

Abgabenanspruch entstanden. Für die Entstehung des Gebührenanspruches 

ist nicht entscheidend, ob der Anschluss an die Wasserversorgungsanlage 

aus eigenem Betreiben oder auf Grund einer bescheidmäßigen Verpflichtung 

erfolgte. Ebenso wenig ist im gegebenen Zusammenhang entscheidend, 

inwieweit der Beschwerdeführer über eine eigene Trinkwasserversorgung 

verfügt bzw. hiefür Investitionen getätigt hat oder auf Grund der 

eigenständigen Versorgung die gemeindeeigene Wasserversorgung nach 

dem Anschluss nicht mehr benutzt. 

  

05.03.2018, LVwG-2018/26/0316-1; Grundstücksveränderung; einheitliche 

Widmung; Versagungsgrund: 

Nach § 2 Abs 1 Liegenschaftsteilungsgesetz darf eine Vermessungsurkunde 

im Sinne des Liegenschaftsteilungsgesetzes nur zur Gänze grundbücherlich 

durchgeführt werden, in einem Grundbuchsantrag darf also nur die 

Durchführung eines Plans begehrt werden. Durch diese gesetzliche Vorgabe 

des Liegenschaftsteilungsgesetzes ist unzweifelhaft klargestellt, dass die 

verfahrensgegenständliche Vermessungsurkunde als Einheit zu betrachten 

ist, was zur Folge hat, dass die Baubehörde in einem Bewilligungsverfahren 

nach § 16 TBO 2018 über die nach § 14 Abs 1 TBO 2018 

genehmigungsbedürftigen Grundstücksveränderungen in einer (einheitlichen) 

Vermessungsurkunde entweder nur zur Gänze bewilligend oder zur Gänze 

versagend entscheiden kann. 

  

20.02.2018, LVwG-2018/38/0172-2; Stützmauer; Miteigentum; 

baupolizeilicher Auftrag: 

Bei Miteigentum an einer Stützmauer (bauliche Anlage) ist der 

Beseitigungsauftrag an alle Miteigentümer zu erteilen. Wesentlich ist im 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180322_LVwG_2016_27_0631_4_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180305_LVwG_2017_20_2039_2_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180305_LVwG_2018_26_0316_1_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180220_LVwG_2018_38_0172_2_00


gegenständlichen Fall die Frage, ob auch jemand Miteigentümer einer 

baulichen Anlage geworden ist, obwohl dieser weder der Bauführer war noch 

als Grundeigentümer der Errichtung der Mauer zugestimmt hat. Die 

Bestimmung des § 418 ABGB ist nur auf Bauwerke von selbständiger 

Bedeutung anzuwenden. Bei einer Stützmauer kommt somit § 418 ABGB zur 

Anwendung. Bei einem unredlichen Bauführer ist mit dem Bau auf fremden 

Grund eine Form der Geschäftsführung ohne Auftrag entstanden, sodass 

tatsächlich Miteigentum an der gegenständlichen Steinschlichtungsmauer 

entstanden ist. Der Auftrag erfolgte somit zu Recht über die gesamte Mauer 

an beide Beschwerdeführer. 

  

19.02.2018, LVwG-2017/20/2739-4; Straße mit öffentlichem Verkehr; 

Almweg; Abschrankung: 

Da Forststraßen und Waldwege von jedem Fußgänger zu den gleichen 

Bedingungen ben¿tzt werden d¿rfen, sind sie ĂStraÇen mit ºffentlichem 

Verkehrñ. ForststraÇe und Waldwege sind lediglich dann keine StraÇe mit 

öffentlichem Verkehr, wenn sie forstrechtlich oder nach anderen gesetzlichen 

Bestimmungen gegen allgemeines Begehen effektiv gesperrt und somit auch 

nicht für den Fußgängerverkehr offen sind. 

  

ITALIEN VERFASSUNGSGERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNGhttp://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.d

o 

 

URTEIL Nr. 247/2017 

Direkte Normenkontrolle Art 1 Abs 1 b) und e)  Gesetz 164/2016 (Abänderung 

des Gesetzes 24. Dezember 2012, Nr. 243, zum ausgeglichenen Haushalt 

der Regionen und örtlichen Gebietskörperschaften) vorgebracht durch die 

Autonomen Provinzen Bozen und Trient und die Autonomen Regionen 

Trentino-Südtirol und Friaul-Julisch-Venetien und die Region Veneto. 

Die Autonome Provinz Bozen bringt vor, dass mehrere Bestimmungen des 

Gesetzes 164/2016 im Widerspruch zur statutarischen Regelung zum 

ausgeglichenen Haushalt und zum Beitrag zur Nachhaltigkeit der öffentlichen 

Verschuldung durch die Autonome Region Trentino-Südtirol und die 

Autonomen Provinzen Trient und Bozen stünden und darüber hinaus 

spezifische Kompetenzen der klagenden Provinz verletzen würden, sowie die 

Finanzautonomie, welche ihr kraft des Sonderstatutes und der 

entsprechenden Durchführungsbestimmungen zusteht, beschränken würden; 

auch in Hinblick auf das sogenannte ĂMailªnder Abkommenñ und den 

ĂStabilitªtspaktñ; sie w¿rden ebenso gegen die Verfassungsgesetze 3/2001 

(Abänderung des 5. Titels des 2. Teils der Verfassung) und 1/2012 sowie 

gegen die Grundsätze der Art 3, 81, 97 Abs 2, 117 Abs 3, 5, 6, 119 und 120 

Verf., und das ĂVerhandlungsprinzipñ und die loyale Zusammenarbeit 

verstoßen. Die Einführung von Einschränkungen des Zugriffs auf den 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20180219_LVwG_2017_20_2739_4_00
http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do
http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do


zweckgebundenen Mehrjahresfonds (ein Mittel, um nachfolgenden 

Tätigkeiten schon getätigte aber noch nicht fällige Ausgaben 

zuzuweisen)  würde eine Verletzung der Grundsätze der Finanz-und 

Haushaltsautonomie laut Titel VI des Sonderstatutes bewirken, im 

besonderen des Grundsatzes der Finanzautonomie auf Ausgabenseite. ï 

Ablehnung 

Der Verfassungsgerichtshof argumentiert, dass die betreffenden 

Bestimmungen dahingehend zu interpretieren seien, dass sie eine bloße 

Spezifizierung von wirtschaftlichen und haushaltspolitischen Rahmendaten 

darstellen, ohne jeglichen Vorschriftscharakter für den betreffenden 

Regelungsbereich, und dass sich keiner der beklagten Nachteile für die 

Gebietskörperschaften daraus ergäbe. Letztere behalten nämlich die volle 

Gestaltungsfreiheit in Bezug auf den zweckgebundenen Mehrjahresfonds, 

gemäß Art 42 des GvD 118/2011, unabhängig von dessen Einfügung in die 

genannten Haushaltskapitel. Dem Gerichtshof zufolge Ăsteht der im Zuge der 

gesetzlichen Vorgangsweise festgestellte Überschuss in der Verwaltung der 

entsprechenden Kºrperschaft zur Verf¿gungñ. Es wird deutlich gemacht, dass 

die finanziellen Mittel der Regionen nicht von vorn herein an die Ziele des 

öffentlichen Haushalts gebunden sein dürfen. 

 

URTEIL Nr. 252/2017 

Direkte Normenkontrolle Art 2 Abs 1 a) und c) Gesetz 164/2016 (Abänderung 

des Gesetzes 243/2012 zum ausgeglichenen Haushalt der Regionen und 

örtlichen Gebietskörperschaften) vorgebracht durch die Autonomen Provinzen 

Bozen und Trient, die Autonomen Regionen Trentino-Südtirol und Friaul-

Julisch-Venetien und die Regionen Venetien, Lombardei und Ligurien. 

Die Autonome Provinz Bozen beklagt die Einführung von 

Durchführungsmodalitäten zur Ersatzgewalt und die Aufhebung der 

Festlegung des technischen Charakters der Durchführungsregelungen.  Es 

bestünde eine Verletzung von Art 5 Abs 2 b) des Verfassungsgesetzes 

1/2012 (Einführung des Grundsatzes des ausgeglichenen Haushalts in die 

Verfassung) sowie die Verletzung einer Entscheidung des 

Verfassungsgerichtshofes , da im Grunde ein bereits für verfassungswidrig 

erklärtes Gesetz wiederhergestellt worden sei. Der VfGH erklärt die Klage in 

Bezug auf die Verletzung einer vorherigen Entscheidung für unbegründet. ï 

Ablehnung 

Gemäß Art 2 und 4 GvD Nr 266/1992 sind sekundäre Rechtsquellen nicht 

bindend für die Autonomen Provinzen, zudem ist die Ausübung von 

staatlichen Verwaltungsfunktionen im Kompetenzbereich der Provinz 

ausgeschlossen. Insgesamt wird eine Verletzung von Artikel 120 Abs 2 Verf 

im Besonderen des letzten Teils, und von Artikel 117 Abs 3, 5 und 6 Verf. 

aufgeworfen, da die Rechtsnorm auf keine der verfassungsmäßigen 

Voraussetzungen zur Rechtfertigung der Ersatzgewalt Bezug nimmt. Der 

VfGH legt dar, dass die Fälle, in denen die Ersatzgewalt des Staates 

gegenüber den Regionen und Autonomen Provinzen ausgeübt werden darf 



und die Regelung ihrer Ausübung  in einem Akt mit Gesetzeskraft vorgesehen 

werden müssen. ï Annahme 

Ein weiterer Punkt betrifft das Problem, ob der Regelungsbereich in die 

ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Staates fällt, was gemäß Art 

117 Abs 6 Verf. Voraussetzung der Verordnungsgewalt ist und die Frage des 

notwendigerweise technischen Charakters der staatlichen Bestimmungen. ï 

Annahme 

Art 10 Abs 5 Gesetz Nr 243/2012 wird in jenem Teil für verfassungswidrig 

befunden, in welchem er nicht den Begriff Ătechnischñ nach den Worten 

ĂKriterien und Modalitªten der Aus¿bungñ  und vor den Worten Ădes 

vorliegenden Artikelsñ vorsieht. 

 

URTEIL Nr. 270/2017 

Direktes Normenkontrollverfahren Art 7 GD 193/2016 (Dringende 

Maßnahmen im Steuerbereich und zur Finanzierung  von unaufschiebbaren 

Erfordernissen), mit Abänderungen in Gesetz umgewandelt durch Gesetz 

225/2016 und von Artikel 1 Abs 633 bis 636 und 2 Gesetz Nr. 232/2016 

(Haushaltsplan des Staates für das Haushaltsjahr 2017 und den mehrjährigen 

Haushalt für den Dreijahreszeitraum 2017-2019), vorgebracht durch die 

Autonome Provinz Trient und die Autonome Provinz Bozen, da im 

Widerspruch zu den Artikel 5 und 6 der Durchführungsbestimmung 268/1992 

und des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit (Art. 120 Verf.).  Die 

Provinzen bringen vor, dass in Folge der angefochtenen Bestimmungen den 

Provinzen der Ertrag entzogen wird, den sie über das neue Verfahren der 

freiwilligen Zusammenarbeit eingenommen haben, und dass die Vorschriften 

somit im Widerspruch zu den Bestimmungen der Finanzordnung des 

Sonderstatutes stünden, welche eine Verteilung nach Quoten vorsehen. Der 

VfGH argumentiert jedoch, dass die Einfügung der Summe, die in 

Anwendung des neuen Verfahrens der freiwilligen Zusammenarbeit zustande 

kommt, in das vom Haushaltsgesetz für 2017 vorgesehene Haushaltkapitel 

sich nicht auf die nachfolgende Aufteilung gemäß den statutarischen 

Bestimmungen und den dazugehörigen Durchführungsbestimmungen 

auswirkt. Die angefochtenen Normen w¿rden Ăkeinen staatlichen 

Steuervorbehalt im technischen Sinneñ darstellen. ï für nicht zulässig erklärt 

bzw. abgelehnt. 

 

URTEIL Nr. 9/2018 

Inzidentes Normenkontrollverfahren Art 44, 44-bis und 44-ter Abs 3 

Landesgesetz der Autonomen Provinz Bozen 13/1997 

(Landesraumordnungsgesetz), ersterer wie durch Art 8 Abs. 4 des 

Landesgesetzes 10/2014 (Änderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen 

Raumordnung, Landschaftsschutz, Forstwirtschaft, öffentliche Gewässer, 

Energie, Luft, Zivilschutz und Landwirtschaft) novelliert und letzterer wie vom 

Art 3 des Landesgesetzes 3/2013 (Änderung des Landesgesetzes vom 19. 



Februar 2001, Nr. 5, "Ordnung der Skischulen und des Skilehrerberufs" und 

anderer Landesgesetze) novelliert, vorgebracht vom Regionalen 

Verwaltungsgericht, Autonome Sektion Bozen im Verfahren von Aspiag 

Service GmbH gegen die Autonome Provinz Bozen und andere. 

Aspiag GmbH, Methab GmbH und Podini Holding AG wollten ein 

Einkaufszentrum in Bozen errichten, aber da Art 44-bis des Landesgesetzes 

13/1997 lediglich die Einrichtung eines einzigen Einkaufszentrums mit 

Landesreichweite in einer der Gewerbezonen des Gemeindegebietes von 

Bozen erlaubt (mit vorheriger Umwandlung des Gebietes in ein 

Gewerbegebiet mit besonderer Zweckbestimmung), hat die Landesregierung 

infolge eines Verfahrens, in welchem die Örtlichkeiten verglichen wurden, das 

Gebiet im Eigentum der Podini Holding AG ausgewählt. Vor dem 

Verwaltungsgericht wurden die Baugenehmigung sowie die dazugehörigen 

Maßnahmen  angefochten wegen Unvereinbarkeit mit den Grundsätzen der 

Liberalisierung auf europäischer Ebene (vgl. Richtlinie 2006/123/CE). Im 

nächsten Schritt hatte der Klagende die Aufhebung der Akte gefordert, 

aufgrund der angewandten  Auswahlmethode, da keine angemessene 

vorherige Veröffentlichung, sowie Festlegung der Auswahlkriterien und eine 

Teilnahme der Konkurrenten zu gleichen Bedingungen stattgefunden hätten. 

Das Gericht erhebt die Frage der Verfassungsmäßigkeit, in dem es anführt, 

dass die Bestimmungen der Art 44 und 44-bis, welche den Zweck hätten, die 

Eröffnung von neuen Einkaufszentren zu beschränken, zuallererst Art 117 

Abs 2 e) Verf. verletzen: Anstatt sich darauf zu beschränken, die 

ausgeschlossenen Gebiete entsprechend den ausdrücklich in Art 31 Abs 2 

des GD 201/2011, mit Änderungen in Gesetz umgewandelt durch G. 

214/2011, vorgesehenen Gründen zu bestimmen, hätte die Autonome 

Provinz in umfassender Weise den Detailhandel in Gewerbezonen geregelt, 

indem sie Einschränkungen mit anderen als im Gesetz vorgesehenen 

Begründungen eingeführt hätte. Die Bestimmungen würden zudem auch Art 

41 Verf verletzen, da sie die freie Wirtschaftstätigkeit einschränken. Allein Art 

44-bis Landesgesetz Nr 13/1997 würde Art 3 Verf verletzen, da die Zulassung 

eines einzigen Einkaufszentrums mit Landesreichweite in den Gewerbezonen 

in Widerspruch mit dem Verbot der Ungleichbehandlung (rückführbar auf den 

Gleichheitsgrundsatz) stehen würde. Eine dritte und letzte Frage wird in 

Bezug auf Art 44-bis Abs 3 des Landesgesetzes 13/1997, wie von Art 3 des 

Landesgesetzes 3/2013 ersetzt, erhoben, welcher ï bis zum Erlass von 

Richtlinien und bindenden Kriterien zur Bewertung von Gebieten in 

Gewerbezonen hinsichtlich ihrer Eignung für den Detailhandel ï das 

vorherrschende Verbot des Detailhandels in Gewerbezonen bekräftigt, mit 

Ausnahme des Einkaufszentrums mit Landesreichweite und der Arbeit mit 

sperrigen Waren. 

Die erste und dritte Frage wurden gemeinsam betrachtet aufgrund 

mangelnder Relevanz und zweifelhaften Aufbaus für unzulässig erklärt.  Die 

zweite Frage der Verfassungsmäßigkeit ist unzulässig, da ihre nicht 

offenkundige Unbegründetheit nicht hinreichend dargelegt wurde. 



 

BESCHLUSS Nr. 26/2018 

Direktes Normenkontrollverfahren Art 7 Landesgesetz der Autonomen 

Provinz Trient 14/2016 (Regelung des Haushaltsplans der Autonomen 

Provinz Trient für die finanziellen Tätigkeiten 2016-2018) vorgebracht durch 

den Präsidenten des Ministerrates in Bezug auf Art 81, 117 Abs 3 und 119 

Abs 2 Verf sowie in Bezug auf Art 79 des Sonderstatutes. Nach Ansicht der 

Rekursführer stünde die angefochtene Bestimmung im Widerspruch zu Art 9 

des G. 243/2012 (Bestimmungen für die Umsetzung des Prinzips des 

ausgeglichenen Haushalts gemäß Art 81 Abs 6 Verf), in der Fassung vor den 

Änderungen durch das G. 164/2016 (Abänderung des Gesetzes 24. 

Dezember 2012, Nr. 243, zum ausgeglichenen Haushalt der Regionen und 

örtlichen Gebietskörperschaften). 

Angesichts der Änderungen der betreffenden Bestimmung durch Art 5 des 

Landesgesetzes 20/2016 (Landesgesetz zur Stabilität 2017) hat der Präsident 

des Ministerrates jedoch nach entsprechendem Beschluss des Ministerrates 

erklärt, auf die Anfechtung zu verzichten; mit Beschluss der Landesregierung 

der Autonomen Provinz Trient hat die Rekursführerin die Annahme des 

Verzichts erklärt. In den Verfahren zur direkten Normenkontrolle bewirkt der 

Verzicht auf den Rekurs, der durch die Gegenseite angenommen wird, die 

Beendigung des Verfahrens. 

 

BESCHLUSS Nr. 76/2018 

Inzidentes Normenkontrollverfahren Art 17 Abs 2 Landesgesetz der Provinz 

Trient 9/2014 (Neuordnung der statistischen Tätigkeit und der Regelung des 

Landesstatistiksystems. Änderungen des Landesgesetzes 13/2009, im 

Bereich der Förderung von Landwirtschaftsprodukten mit besserer 

Umweltverträglichkeit und des Landesgesetzes zu öffentlichen Arbeiten 

1993), vorgebracht durch das regionale Verwaltungsgericht Trient im 

Verfahren zwischen dem Unternehmen Mazzotti Romualdo GmbH und der 

autonomen Provinz Trient und anderen. Die Autonome Provinz Trient hatte 7 

Unternehmen zu einem Wettbewerb  um die Zuweisung von 

Straßenverbesserungsarbeiten aufgefordert. Nach der Vergabe hatte die 

Landesverwaltung festgestellt, dass ein gesetzlicher Vertreter der 

Gesellschaft, der die Aufträge zugesprochen worden waren, von einem 

strafrechtlichen Urteil in Bezug auf eine Straftat im Umweltbereich 

belastet  war. In der Folge wurde die Vergabe annulliert, und der Auftrag dem 

zweitplatzierten Unternehmen zugesprochen. Das überstellende Gericht 

zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit des genannten Art 17 Abs 2, der den 

Fall der Unvollständigkeit oder Unregelmäßigkeit der Inhalte und der 

Erklärungen, die von den Bewerbern in der Ausschreibung  erbracht werden 

müssen, regelt. Der VfGH erklärt die indirekte Verfassungsbeschwerde 

aufgrund fehlerhafter Annahmen bei der Interpretation in den betreffenden 

Fragen für offenkundig unzulässig. 



 

URTEIL Nr. 94/2018 

Direktes Normenkontrollverfahren Art 1 Abs 709, 711, 723 a), 730, Gesetz 

208/2015 (Bestimmungen für die Aufstellung des Jahres- und 

Mehrjahreshaushaltes des Staates ï Stabilitätsgesetz 2016), eingeleitet durch 

die Autonome Provinz Bozen, die Autonome Region Sardinien und die 

Autonome Region Trient. Die Autonome Provinz Bozen bringt vor, dass sich 

ein Widerspruch mit Art 117 Abs 3 und 119 Verf, dem Grundsatz der loyalen 

Zusammenarbeit sowie den Artikeln 79, 80, 81 und 107 des Sonderstatutes 

und den Artikeln 17, 18, 19 des GvD 268/1992 ergibt. Die Klägerin erinnert 

daran, dass die Autonome Provinz Bozen aufgrund des 6. Titels des 

Sonderstatutes eine besondere Finanzautonomie genießt, welche auch durch 

die Vorsehung eines besonderen Mechanismus zur Abänderung der 

Bestimmungen des betreffenden Titels gestärkt wird (Staatlicher Eingriff nur 

nach vorherigem Einvernehmen mit der Region und den Autonomen 

Provinzen, Art 104 St). 

Die Provinz beruft sich auf das sog. Mailänder Abkommen (2009), in welchem 

die Region Trentino-Südtirol und die Autonomen Provinzen Bozen und Trient 

eine Neuerung der finanziellen Beziehungen mit dem Staat vereinbart haben, 

und auf den Stabilitätspakt (2014), immer zwischen dem Staat und den 

Autonomen Region Trentino-Südtirol und den Autonomen Provinzen Bozen 

und Trient (weitere Änderungen des 6. Titels des Sonderstatutes  gemäß dem 

verstärkten Verfahren). Es ist ausdrücklich vorgesehen, dass gegenüber der 

Region und den Provinzen jene staatlichen Bestimmungen keine Anwendung 

finden, welche Verpflichtungen oder Vorbehalte für den Staatshaushalt oder 

wie auch immer bezeichnete Beteiligungen vorsehen, welche von jenen des 

6. Titels des Sonderstatutes abweichen und dass die Region und die 

Autonomen Provinzen zuständig sind, die Koordinierung der öffentlichen 

Finanzen vorzunehmen und die eigene Gesetzgebung gemäß Art 2 GvD N. 

266/1992 an die im Autonomiestatut für die jeweiligen Bereiche 

vorgesehenen Schranken anzupassen sowie eigene Maßnahmen zur 

Rationalisierung der Ausgaben vorzusehen. Die Provinz beklagt, dass alle 

Bestimmungen in den Absätzen 707 bis 734 durch den Absatz 709 zu 

ĂGrundsªtzen der Koordinierung der ºffentlichen Finanzenñ erklªrt werden im 

Sinne von Art 117 Abs 3 Verf und wirft ein, dass die Bezeichnung und 

Charakterisierung bestimmter Normen als ĂGrundsªtzeñ durch den staatlichen 

Gesetzgeber nicht bindend sei, sofern ihr konkreter Inhalt nicht damit 

übereinstimmt. Die Provinz Trient bringt ähnliche Verletzungen vor und 

unterstreicht außerdem, dass die durch das Stabilitätsgesetz vorgesehenen 

Einschränkungen sich nicht mit dem Grundsatz der guten Führung der 

öffentlichen Verwaltung gemäß Art 97 Abs 2 Verf vereinbaren ließen. 

Die Verteidigung der Staates führt hingegen aus, dass sich die 

angefochtenen Bestimmungen nicht auf die autonomen Körperschaften 

anwenden, wie ausdr¿cklich in folgender Schutzklausel festgelegt wird: ĂDie 

Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes sind auf die Regionen mit 

Sonderstatut und die Autonomen Provinzen Bozen und Trient in 



Übereinstimmung mit den Bestimmungen der betreffenden Sonderstatute und 

den dazugehörigen Durchführungsbestimmungen, auch in Bezug auf das 

Verfassungsgesetz 3/2005 anwendbarñ -  der VfGH nimmt diese Ausführung 

in seine Argumentation auf. Der VfGH legt erneut dar, dass die durch den 

Gesetzgeber vorgenommene Eigenbezeichnung keine bindenden 

Auswirkungen hat, sondern lediglich die genaue Betrachtung des 

Norminhaltes und des Zweckes der einzelnen Rechtsnorm. Abschließend 

argumentiert der VfGH, dass die Klagen nicht begründet seien, da die 

besagte Bestimmung in keiner Weise die Vorrechte der Kläger verletzt, 

solange sie korrekt und verfassungsgemäß interpretiert wird und er erinnert 

an das bereits mehrfach bestätigte allgemeine Prinzip, wonach der erweiterte 

Schutz der ausgeglichenen Staatsfinanzen auch die Regionen und 

Autonomen Provinzen betreffe, da auch ihre Finanzausstattung zweifelsohne 

Teil der Ăerweiterten Staatsfinanzenñ sei. 

  

URTEIL NR. 101/2018 

Staatliche Vorschriften, die für die autonomen Provinzen bedeuten, dass sie 

nicht über Überschüsse in der Verwaltung verfügen können und an die 

Beschränkungen der Anrechnung auf den bindenden Mehrjahresfonds 

gebunden sind, was den Entzug von Ressourcen bedeutet. ï Diese stehen im 

Widerspruch zu Verfassungsprinzipien, da nicht vorgesehen ist, dass diese 

Ressourcen in ihrer Wirkung auf die Bestimmung des 

Haushaltsgleichgewichts neutral sind und daher zur Nichtbeachtung der 

Verpflichtungen zwingen bzw. dazu, neue Deckungen für bereits 

übernommene und garantierte Verpflichtungen zu suchen. Sanktionen 

gegenüber den örtlichen Gebietskörperschaften im Falle eines negativen 

Saldo zwischen Einnahmen und Endausgaben. ï Der entsprechende Betrag 

kann nicht rechtmäßig in die Staatskassen anstatt in diejenigen der 

autonomen Provinzen fließen. 

STAATLICHE GESETZGEBUNG MIT AUSWIRKUNGEN AUF 

DIE PROVINZEN  

   

  

Verfassungsgesetz Nr. 1 vom 4.12.2017 

Änderungen am Sonderstatut für Trentino ï Südtirol zum Schutz der 

ladinischen Sprachminderheit 

  

Gesetz Nr. 205 vom 27.12.2017 ï Artikel 1, Absätze 831 - 834 

Haushaltsvoranschlag des Staates für das Haushaltsjahr 2018 und 

Mehrjahreshaushalt für den Dreijahreszeitraum 2018 - 2020 

  

Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 236 vom 29.12.2017  



Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino ï Südtirol mit 

Änderungen und Ergänzungen zum Dekret des Staatspräsidenten Nr. 426 

vom 6.4.1984 betreffend die Kriterien zur Ernennung und die 

Zugehörigkeitskategorien für Mitglieder des Regionalen Verwaltungsgerichts 

Trento und der Autonomen Sektion Bozen 

  

Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 9 vom 11.1.2018 

Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino ï Südtirol mit 

Änderungen und Ergänzungen zum Dekret des Staatspräsidenten Nr. 381 

vom 22.3.1974 zur Raumplanung 

  

Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 18 vom 6.2.2018 

Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino ï Südtirol mit 

Änderungen und Ergänzungen zum Dekret des Staatspräsidenten Nr. 89 vom 

10.2.1989 zur Aus- und Weiterbildung des Lehrpersonals in der Provinz 

Bozen 

  

Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 24 vom 1.3.2018 

Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für Trentino ï Südtirol mit 

Änderungen und Ergänzungen zum Dekret des Staatspräsidenten Nr. 592 

vom 16.12.1993 betreffend die den Ortschaften der Provinz Trento gelegenen 

Ortschaften, in denen Ladinisch, Bersntalerisch und Zimbrisch gesprochen 

wird 

 

  

  

JUDIKATUR DES STAATSRATES  

   

  

Urteil Nr. 907/2018: Projekt zur Elektrifizierung der Bahnstrecke Vinschgau 

Rekurs Nr. 3363 von 2017 eingereicht von Bureau Veritas Italia S.p.A. gegen 

die Autonome Provinz Bozen, Agentur für die Verfahren und die Aufsicht im 

Bereich öffentliche Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträge ï AOV, 

Südtiroler Transportstrukturen AG ï STA und gegen Tüv Süd Rail GmbH zur 

Reform des Urteils des Regionalen Verwaltungsgerichtshofes -  Autonome 

Sektion Bozen Nr 99/2017 bez¿glich des ĂWettbewerbs um die Vergabe von 

Aufträgen zur technischen Untersuchung im Rahmen des Projekts der 

Elektrifizierung der Bahnstrecke Vinschgauñ. Das Urteil des RegVwg hatte 

den Rekurs des zweitplatzierten Bureau Veritas Italia S.p.A. Ăgegen die 

Wettbewerbshandlungen und die Vergabe zugunsten des anderen 

Beteiligtenñ T¿v S¿d Rail GmbH zur¿ckgewiesen. 

Der Staatsrat hingegen nimmt den Rekurs in Berufung an, da er verschiedene 

Anfechtungsgründe für gerechtfertigt hält, und annulliert im Zuge der Reform 



des angefochtenen Urteils die angefochtene Vergabe zugunsten von Tüv Süd 

Rail GmbH und verfügt, dass der Kläger Bureau Veritas Italia S.p.A. in die 

Vergabe und den abgeschlossenen Vertrag eintritt. Dabei beruft er sich 

darauf, dass der ursprünglich Beauftrage nur eine einseitige Erklärung 

abgegeben hatte, sich eines Hilfsunternehmen zu bedienen, da er nicht über 

die technische Qualifikation für die Ausführung des gefragten Auftrags 

verfüge. Diese Zuhilfenahme wurde jedoch ohne jeglichen Vertragsabschluss 

oder einseitige Erklärung durch das Hilfsunternehmen durchgeführt, mit 

welchen letzteres Ăsich verpflichtet hªtte, ersterem die Dienstleistung zu 

erbringen und für die gesamte Dauer des Vertrags die notwendigen 

Rohmaterialien zur Verf¿gung zu stellen.ñ Angesichts der Tatsache, dass das 

konkurrierende Unternehmen und das Hilfsunternehmen in Solidarhaftung 

gegenüber dem Auftraggeber zu betrachten sind, wird das Hilfsunternehmen 

dazu angehalten, das Eingehen der Verbindlichkeit gegenüber dem 

konkurrierenden Unternehmen zu dokumentieren, da eine Ăeinseitige 

Erklärung allein durch das konkurrierende Unternehmen keine Verbindlichkeit 

gegen¿ber einem Dritten hervorbringen kann.ñ 

  

Urteil Nr. 1271/2018: Widerruf von Aufnahmemaßnahmen 

Rekurse Nr. 8996/2017 und Nr. 8997/2017 des Innenministeriums ï 

Regierungskommissariat für die Provinz Bozen, in Person des amtierenden 

Ministers, gegen die Rekursführer der erstinstanzlichen Urteile für die Reform 

der Urteile des RegVwg ï Autonome Sektion Bozen Nr. 164/2017 und Nr 

164/2017, alle bez¿glich des Widerrufs von AufnahmemaÇnahmen, Ăda 

dieselben in eine gewaltsame Schlägerei verwickelt waren, rückführbar auf 

eine ĂAbrechnungñ zwischen Gruppen von B¿rgern verschiedener Ethnien, 

welche am 1. Oktober 2016 in einem öffentlichen, vielbesuchten Park der 

Stadt Bozen stattgefunden hat.ñ Die Urteile erster Instanz des RegVwg hatten 

die Rekurse der heute durch Berufung angefochtenen angenommen, indem 

sie den Rekursgrund der Befugnisüberschreitung wegen ungenügender und 

oberflächlicher Ermittlung, unlogischer und mangelhafter Begründung und der 

Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit angenommen hatten.  

Der Senat nimmt hingegen den Rekurs in Berufung an und weist in Reform 

der angefochtenen Urteile die Rekurse erster Instanz zurück. Dabei ist er der 

Ansicht, dass die ursprünglichen Rekursführer an einer Schlägerei unter 

Verwendung von Stöcken, Stangen, Messern und anderen Gegenständen 

und somit an einer regelrechten ĂAbrechnungñ in einem ºffentlichen und 

vielbesuchten Ort teilgenommen haben und dabei Ădie anwesenden B¿rger 

einem schweren Risiko einer unfreiwilligen Verwicklung ausgesetzt haben, 

mit offensichtlicher Gefahr f¿r die ºffentliche Unversehrtheit.ñ Dies w¿rde sich 

auch aus den in erster Instanz angefochtenen Widerrufsverfügungen 

ergeben, die laut Gutachten des Senats Ădurch breite und ausf¿hrliche 

Begründung nicht nur hinsichtlich der Tatsachenrekonstruktion, sondern auch 

in Bezug auf die Abwägung der in Konflikt stehenden Interessen untermauert 

sind.ñ Die Ermittlungsergebnisse auf Grundlage der Verf¿gungen seien somit 

geeignete Beweisgrundlage, um die Verhaltensweisen als Ăschwerwiegend 



gewaltsame Verhaltensweisenñ einzustufen, welche als Widerrufsgrund der 

Aufnahmemaßnahmen angesehen wurden. 

  

Urteil Nr. 1589/2018: Schadensersatz wegen Mobbings  

Rekurs Nr. 3007/2016 eines ehemaligen Mitglieds der Staatspolizei (aus 

gesundheitlichen Gründen dauerhaft vom Dinest freigestellt) gegen das 

Ministerium für Inneres für die Abänderung des Urteils des VerwG Bozen Nr 

279/2015 betreffend die Schadensersatzforderungen wegen Mobbings. Der 

Rekurssteller verlangte im Verfahren vor dem VerwG Schadenersatz für im 

Zeitraum von 2003 bis 2009 erlittene Vermögensschäden und immaterielle 

Schäden durch Mobbing von Seiten einiger Funktionäre der Verwaltung. 

Das VerwG hatte den Rekurs des Rekursstellers mit der Begründung 

abgewiesen, es sei zwar eine Konfliktsituation zwischen den involvierten 

Personen feststellbar, allerdings würden die wesentlichen 

Tatbestandsmerkmale der Strafhandlung Mobbing fehlen. 

Der Staatsrat erklärt den Rekurs für unbegründet und bestätigt somit das 

angefochtene Urteil des VerwG und verweist im Zuge dessen auf die 

konsolidierte Rechtsprechung des Staatsrates in Sachen Feststellung der 

Voraussetzungen für die Schadensersatzforderung durch Mobbing im 

Öffentlichen Dienst und der daraus resultierenden 

Arbeitgeberverantwortlichkeit ex Art 2087 Codice Civile (ZGB). Nach 

Auffassung des Staatsrates äußert sich Mobbing durch ein komplexes und 

andauerndes Verhalten von Seiten des Arbeitgebers oder des Vorgesetzten 

gegenüber dem Angestellten in seinem Arbeitsumfeld, welches durch 

feindselige, sich wiederholende und systematische Handlungen 

gekennzeichnet ist, die im Hinblick auf ein normales Arbeitsverhältnis 

übertrieben und unangemessen sind und auf die Absicht hinweisen, den 

Angestellten zu verfolgen oder zu schädigen, sodass bei diesem körperliche 

oder psychische Schäden entstehen. Die Beweislast hinsichtlich der 

wesentlichen Merkmale des Mobbings liegt beim Angestellten, welcher sich 

nicht lediglich darauf berufen kann, Opfer einer unrechtmäßigen Handlung zu 

sein oder lediglich auf einzelne rechtswidrige Handlungen zu verweisen. Viel 

mehr muss dieser konkrete Hinweise darlegen, die auf das Vorhandensein 

eines umfassenden Fehlverhaltens gegen ihn schließen lassen, welches der 

Schädigung oder des Machtmissbrauches vorgelagert ist. Basierend auf den 

durch den Rekurssteller angehängten Beweisen, schließt sich der Staatsrat 

dem VerwG in seinem Urteil an und kann somit das Vorhandensein der 

wesentlichen Tatbestandsmerkmale von Mobbing nicht feststellen. 

  

Urteil Nr. 2253/2018: SAD 

Rekurs Nr. 5815/2017 der SAD Nahverkehr AG gegen die Gemeinde 

Freienfeld und gegen Auto Rainer GmbH und Silbernagl Markus & Co KG für 

die Abänderung des Urteils des VerwG Bozen Nr. 227/2017, betreffend die 

Ausschreibung zur Vergabe des Citybus-Dienstes in der Gemeinde 

Freienfeld. 

Der Staatsrat weist den Rekurs als unbegründet ab und bestätigt das Urteil 



aus erster Instanz vor dem VerwG, welches seinerseits den definitiven 

Zuschlag der Ausschreibung an die Bietergemeinschaft SAD-Kofler 

aufgehoben hatte. Der Staatsrat bestätigt unter anderem den 

Anfechtungsgrund aus erster Instanz hinsichtlich der mangelnden 

Vergleichbarkeit der Ersatzfahrzeuge der Bietergemeinschaft SAD-Kofler mit 

den in der Ausschreibung und somit in der lex specialis vorgesehenen 

Mindestkriterien, welche auch von den Ersatzfahrzeugen erfüllt werden 

müssen. Diese bieten aber nur 9 oder 10 Sitzplätze anstelle der in der 

Ausschreibung verlangten 15 Sitzplätze ï eine deutliche Abweichung von den 

Vorgaben der lex specialis. Außerdem hatte die Bietergemeinschaft weder 

zum Zeitpunkt des Angebots, noch bei der definitiven Zuschlagserteilung 

(20.12.2016) und auch nicht zum Zeitpunkt des Beginns der Diensterbringung 

(09.01.2017) die Verfügbarkeit über geeignete Busse belegt, obwohl in der 

lex specialis die Zulassung jener Unternehmen vorgesehen war, welche Ă¿ber 

Fahrzeuge f¿r den ºffentlichen Personentransport verf¿genñ und 

dahingehend verlangt, dass dem Angebot die Unterlagen beigelegt werden, 

welche die in der lex specialis vorgesehenen Mindestanforderungen der Mittel 

bestätigen. 

  

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROL Landesgesetzgebung 

Landesgesetz vom 16. November 2017, Nr. 18 

ĂNeuordnung der ºrtlichen Kºrperschaftenñ 

Gegenstand des Gesetzes ist die Festlegung von Kriterien und Regeln über 

die Neuordnung der von den örtlichen Körperschaften und vom Land 

ausgeübten Befugnisse und Dienste. Die Ziele dabei sind, der gesamten in 

der Provinz ansässigen Bevölkerung dieselben Entwicklungsmöglichkeiten 

und dieselben einheitlichen Mindeststandards an öffentlichen Leistungen zu 

garantieren, sowie eine Aufwertung der Selbstverwaltung der Gemeinden 

(Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität, Differenzierung und 

Angemessenheit). Zudem wird eine Neuordnung der Verwaltungsbefugnisse 

und öffentlichen Landesdienste verfolgt (das Land behält die Planungs-, 

Koordinierungs- und Aufsichtsbefugnisse). Des Weiteren soll eine Aufwertung 

der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit und ein Ausbau der 

Zusammenarbeit zwischen Land und Gemeinden in gemeinsamen 

Interessensbereichen erreicht werden nach dem Grundsatz der loyalen 

Zusammenarbeit, mit gleichzeitiger Förderung der Beteiligung der Gemeinden 

an der Durchführung von Landesbefugnissen (Einbeziehung des Rates der 

Gemeinden). Das Gesetz regelt die Finanzautonomie der Gemeinden und 

sieht die Zuweisung der finanziellen Mittel an die Gemeinden durch das Land 

entsprechend ihrem Bedarf vor, jedoch unter Berücksichtigung ihrer 

Eigenressourcen und mit dem Ziel der Verbesserung der Effizienz und 

Effektivität der Verwaltung. Bei Nichtergreifen von verpflichtend 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209699/landesgesetz_vom_16_november_2017_nr_18.aspx?view=1


vorgesehenen Maßnahmen übt die Landesregierung nach einem festgelegten 

Verfahren die Ersatzbefugnis gegenüber den Gemeinden aus. 

 

Landesgesetz vom 16. November 2017, Nr. 19 

ĂAuÇeretatmªÇige Verbindlichkeitñ 

 

Landesgesetz vom 16. November 2017, Nr. 20 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen f¿r 

die Finanzjahre 2017, 2018 und 2019ñ 

 

Landesgesetz vom 17. November 2017, Nr. 21 

ĂBestimmungen zur Erf¿llung der Verpflichtungen der Autonomen Provinz 

Bozen, die sich aus der Zugehörigkeit Italiens zur Europäischen Union 

ergeben (Europagesetz des Landes 2017)ñ 

Das sog. Europagesetz des Landes für das Jahr 2017 sieht Bestimmungen 

zur Programmierung und  Verwaltung der Maßnahmen, die im Rahmen der 

Politikbereiche der Europäischen Union finanziert werden, und zur 

Umsetzung von Programmen von europäischem Interesse vor. Außerdem 

werden Maßnahmen zur bestmöglichen Nutzung der Finanzierungen der 

Europäischen Union vorgesehen, wonach die Landesregierung ermächtigt 

wird, zusätzliche Vorhaben, welche die Voraussetzungen für EU-Finanzhilfen 

erfüllen, in einem eigenen Ausgabenkapitel vorzusehen (Ăoverbookingñ). Des 

Weiteren wird die Nutzung des Europäischen Sozialfonds und des 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung geregelt. Das Gesetz trägtt 

zudem f¿r die Ersetzung des Begriffes ĂGemeinschaftsrechtñ durch ĂRecht der 

Europªischen Unionñ, sowie der Bezeichnung ĂEGñ durch ĂEuropªische 

Unionñ in der Landesgesetzgebung Sorge. 

 

Landesgesetz vom 20. Dezember 2017, Nr. 22 

ĂBestimmungen in Zusammenhang mit dem Stabilitªtsgesetz 2018ñ 

 

Landesgesetz vom 20. Dezember 2017, Nr. 23 

ĂLandesstabilitªtsgesetz f¿r das Jahr 2018ñ 

 

Landesgesetz vom 20. Dezember 2017, Nr. 24 

ĂHaushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen f¿r die Finanzjahre 

2018, 2019 und 2020ñ 

 

Landesgesetz vom 9. Februar 2018, Nr. 1 

ĂBestimmungen auf dem Sachgebiet Personalñ 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209739/landesgesetz_vom_16_november_2017_nr_19.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209759/landesgesetz_vom_16_november_2017_nr_20.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209782/landesgesetz_vom_17_november_2017_nr_21.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/210479/landesgesetz_vom_20_dezember_2017_nr_22.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/210499/landesgesetz_vom_20_dezember_2017_nr_23.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/210500/landesgesetz_vom_20_dezember_2017_nr_24.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/211259/landesgesetz_vom_9_februar_2018_nr_1.aspx?view=1


Inhalt des Gesetzes ist die authentische Auslegung einer Reihe von 

Landesgesetzen zur Regelung der Führungszulage und insgesamt der 

Führungsstruktur der Südtiroler Landesverwaltung. Demnach seien die 

betreffenden Gesetze dahingehend auszulegen, dass die in ein persönliches 

und auf das Ruhegehalt anrechenbares Lohnelement erfolgten Auszahlungen 

an Führungskräfte seit ihrer Einführung als fixer und bleibender Bestandteil 

des Gehalts anzusehen seien. Es wird auf die Wirksamkeit der geltenden 

Kollektivverträge verwiesen. Außerdem werden Änderungen an 

verschiedenen Landesgesetzen vorgenommen, beispielsweise am 

Landesgesetz zur Verwaltungsrechtlichen Haftung der Verwalter und des 

Personals des Landes und der Körperschaften des Landes (Landesgesetz 

16/2001). 

 

Landesgesetz vom 13. März 2018, Nr. 2 

ĂFºrderung von Initiativen gegen die Verschwendung von Lebensmitteln und 

anderen Produktenñ 

Das Gesetz regelt den Umgang mit überschüssigen Lebensmitteln, 

Arzneimitteln und anderen Non-Food-Erzeugnissen, um sozialen Notlagen 

und Armut entgegenzuwirken, unter Aufwertung des Solidaritäts- und den 

Wohltätigkeitsgedankens und im Einklang mit den Grundsätzen der sozialen 

Verantwortung. Zum Zweck einer nachhaltigen Umweltverträglichkeit und 

eines verantwortungsbewussten Konsums soll in den Phasen der Produktion, 

Verarbeitung, Verteilung und Abgabe von Lebensmitteln und anderen 

Produkten jegliche Verschwendung so weit wie möglich vermieden werden 

(Entschließung des Europäischen Parlaments von 2012 ĂSchluss mit der 

Verschwendung von Lebensmitteln ï Strategien für eine effizientere 

Lebensmittelversorgungskette in der EUñ). Das Gesetz sieht die Sammlung 

von überschüssigen, noch für den Verzehr geeigneten Lebensmitteln sowie 

von nicht verzehrbaren Produkten wie unverkaufte, noch nicht abgelaufene 

Medikamente oder gebrauchte Kleidung und die Spende bzw. Verteilung 

dieser Produkte an Personen in einer sozialen Notlage vor. Es sollen 

Tätigkeiten in Eigeninitiative einzelner Bürgerinnen und Bürger oder Vereine 

auch ehrenamtlicher Art gefördert werden (Subsidiaritätsprinzip), sowie 

Initiativen zur Abfallreduzierung und zur Sammlung und Transport von 

Lebensmitteln. Zudem spricht sich das Gesetz für Informations- und 

Sensibilisierungskampagnen an Konsumentinnen und Konsumenten, der 

Unternehmen und der Institutionen aus. 

 

Landesgesetz vom 15. März 2018, Nr. 3 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen f¿r 

die Finanzjahre 2018, 2019 und 2020 und andere Bestimmungenñ 

 

Landesgesetz vom 19. April 2018, Nr. 5 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/211759/landesgesetz_vom_13_m_rz_2018_nr_2.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/212199/landesgesetz_vom_19_april_2018_nr_5.aspx?q=&a=2018&n=&in=24&na=


Ă nderungen zum Landeshºfegesetz und zum Landesraumordnungsgesetzñ 

Das Gesetz beinhaltet im ersten Abschnitt Änderungen am Landeshöfegesetz 

vom 28. November 2001 Nr. 17, es regelt im Besonderen die Neubildung 

eines geschlossenen Hofes, indem es beispielsweise vorsieht, dass jene 

Höfe, welche auf Antrag eines Junglandwirts/einer Junglandwirtin neu 

gebildet werden, für einen Zeitraum von 20 Jahren ab der entsprechenden 

Eintragung im Grundbuch nicht veräußert werden dürfen (Ausnahme: an den 

Ehegatten/die Ehegattin, Verwandte innerhalb des dritten Grades oder an 

Junglandwirte im Besitz besonderer Voraussetzungen). Es werden zudem 

punktuelle Neuerungen u.a. der Bestimmungen zu Änderungen am Bestand 

eines geschlossenen Hofes, zur Eingliederung von Liegenschaften und 

Zusammenlegung von geschlossenen Höfen, zur Hofübernahme durch die 

Erben sowie zu den Rechten des überlebenden Ehegatten/der überlebenden 

Ehegattin vorgesehen. Außerdem wird die Zusammensetzung und Bestellung 

der örtlichen Höfekommission neu geregelt. Es wird die 

ĂLandeshºfekommissionñ errichtet, welche durch die Landesregierung bestellt 

und für die Dauer von fünf Jahren im Amt bleiben soll. Gegen die 

Entscheidungen der örtlichen Höfekommission kann innerhalb von 30 Tagen 

ab dem Tag ihrer Zustellung Beschwerde bei der Landeshöfekommission 

eingelegt werden. Schließlich wird darauf hingewiesen, dass für alles, was 

nicht abschließend geregelt ist, die örtlichen Gebräuche Anwendung finden. 

Was die Änderung des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13, 

Landesraumordnungsgesetz betrifft, wird lediglich eine authentische 

Auslegung von Artikel 107 Absatz 7 erster Satz vorgenommen, wonach eine 

im Rahmen eines geschlossenen Hofes errichtete nicht landwirtschaftliche 

Baumasse in jeder Hinsicht als Wohnvolumen zu betrachten sei, unabhängig 

von der Zweckbestimmung der betreffenden Zone. 

  

Verwaltungsgerichtliche RechtsprechungDie Entscheidungen können unter 

https://www.giustizia-amministrativa.it/ abgerufen werden. 

 

 

Urteil Nr. 35/2018: Vegane Kost im Kindergarten 

Rekurs Nr. 204/2016 der Eltern einer Minderjährigen gegen den Betrieb für 

Sozialdienste Bozen (BSB) in Person des gesetzlichen Vertreters für die 

Aufhebung des ablehnenden Beschlusses hinsichtlich der Anfrage der Eltern, 

im Rahmen derer diese für ihre Tochter vegane Mahlzeiten für das Schuljahr 

2016/2017 forderten. Ebenso wurde eine Ăindirekte Beschwerdeñ gegen jene 

Beschlüsse des Bozner Gemeinderats erhoben, in denen die Alternative einer 

veganen Diät nicht vorgesehen ist. Die Rekursgründe beruhen vor allem auf 

der Verletzung mehrerer verfassungsrechtlicher Prinzipien, sowie einiger 

Grundrechte, wie etwa Art 2 Verf, dem materiellen Gleichheitsprinzip (Art 3 

Verf), dem Recht auf Meinungsfreiheit (Art 21 Verf), der freien Erziehung der 

Kinder (Art 30 Verf) und dem Recht auf Gesundheit (Art 32 Verf). 

Das Gericht weist den Rekurs als unbegründet zurück und erklärt 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html


dahingehend, dass ein Recht auf Mahlzeiten, welche den eigenen ethisch-

philosophischen Überzeugungen entsprechen, in öffentlichen 

Bildungseinrichtungen nicht absolut ist, da es einerseits im Ausgleich mit 

anderen verfassungsrechtlichen Parametern steht, andererseits auch internen 

Grenzen begegnet, welche sich ihrerseits durch die organisatorische und 

strukturelle Beschaffenheit der Verwaltung und der Erbringung der 

entsprechenden Dienstleistung ergeben. Das Gericht hält die vorhandenen 

Auswahlmöglichkeiten zwischen den unterschiedlichen angebotenen Menüs 

f¿r angemessen, da neben dem ĂStandardmen¿ñ weitere vier in 

Zusammenarbeit mit der Abteilung für Diätetik und klinische Ernährung des 

Gesundheitsbezirkes Bozen ausgearbeitete und basierend auf dem Kriterium 

der größten Nachfrage ausgewählte Alternativmenüs angeboten werden. 

  

Urteil Nr. 11/2018: Nichtversetzung Schule 

Rekurs Nr. 188/2017 der Eltern gegen den Deutschsprachigen Schulsprengel 

der Mittelschule X und der Autonomen Provinz Bozen für die Aufhebung nach 

einstweiliger Aussetzung der Wirksamkeit der Schlussbewertung für das 

Schuljahr 2016/2017 des Klassenrates der Mittelschule betreffend die 

Nichtversetzung des Schülers und des Beschlusses des Klassenrates. 

Dem Rekurs wird stattgegeben, da das VerwG im Verhalten der Schule eine 

Verletzung des Art 3 Abs 9 der Schüler- und Schülerinnencharta feststellt, 

wodurch die mangelnde Versetzung des Schülers in die zweite Klasse 

Mittelschule rechtswidrig ist und aufgehoben werden muss. Die Schule ist laut 

VerwG Ă[é] ihrer im Art. 3, Absatz 9, der Sch¿ler- und Schülerinnencharta 

fest geschriebenen Informationspflicht bezüglich einer eventuell vorhandenen 

Gefahr der Nichtversetzungñ nicht nachgekommen. Im Schreiben vom 

30.03.2017 von der Schule an die Eltern wurde zum einen eine gefährdete 

Versetzung nicht angesprochen und zum anderen wurde entsprechendes 

Schreiben dem Schüler selbst mitgegeben, obwohl dieser von Seiten der 

Schule bereits als Ănicht sehr gut organisiertñ beschrieben wurde, was laut 

Gericht Ăauch auf eine gewisse Gleichg¿ltigkeit gegen¿ber diesem Sch¿lerñ 

schließen lässt und zudem keinen Beweis für die tatsächliche Aushändigung 

des Schreibens an die Eltern zulässt. 

  

Urteil Nr. 365/2017: Liftanlagen Marinzen 

Rekurs Nr. 326/2016 der Marinzen GmbH gegen die Autonome Provinz 

Bozen und gegen die Gemeinde Kastelruth für die Aufhebung des 

Beschlusses der Südtiroler Landesregierung vom 04.10.2016, Nr 1060 

betreffend die ĂAblehnung des ergªnzenden Eingriffs in den Skizonen 

āKastelruthó und āSeiser Almó im Sinne des Artikels 9-bis des Dekretes des 

Landeshauptmanns vom 12. Jªnner 2012, Nr. 3ñ, mit dem die 

Machbarkeitsstudie der Liftanlagen Marinzen GmbH für die Anbindung des 

Skigebiets Marinzen (Skizone Kastelruth) an das Skigebiet Seiser Alm 

(Skizone Seiser Alm) abgelehnt wurde, sowie weiterer Akte und Maßnahmen. 

Das VerwG nimmt den Rekurs als begründet an und hebt die angefochtenen 

Maßnahmen auf. Der angefochtene Beschluss der Landesregierung, welcher 



über den ergänzenden Eingriff zu entscheiden hat, hat sich in seiner 

Entscheidung auf ein Gutachten des Umweltbeirates bezogen. Dieser 

Umweltbeirat hat das Gutachten allerdings dem Gericht zufolge in 

unrechtmäßiger Zusammensetzung erlassen, da ein externer 

Sachverständiger und effektives Mitglied des Umweltbeirates gleichzeitig als 

Präsident des AVS eine Eingabe gegen die Machbarkeitsstudie der 

Rekursstellerin unterzeichnet hatte, welche ihrerseits vom Umweltbeirat 

ber¿cksichtigt wurde. ĂDie Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte hat mit 

Bezug auf die Pflicht sich bei Befangenheit von den Sitzungen der 

Kollegialorgane zu enthalten, geklärt, dass diese Pflicht von den 

verfassungsrechtlichen Grundsätzen der Unparteilichkeit und Transparenz 

(Art 97 Verf) abgeleitet wird, und somit von Grundsätzen, an die sich jede 

ºffentliche Verwaltung zu halten hat [é]ñ. Dabei geht es laut Gericht nicht nur 

um den Schutz der Verwaltungstätigkeit, sondern vorrangig um die 

Wahrnehmung der Verwaltung von Seiten der Öffentlichkeit. 

Eine rechtswidrige Zusammensetzung des Umweltbeirates zieht die 

Unrechtmäßigkeit des Gutachtens und aller Folgeakten nach sich und wirkt 

sich somit auch auf den angefochtenen Beschluss der Landesregierung aus, 

welcher auf diesem Gutachten beruht. 

  

Urteil Nr. 6/2018: Wettbewerbsausschreibung Staatspolizei 

Rekurs Nr. 226/2015 und Rekurs Nr. 31/2017 mehrerer Rekurssteller gegen 

das Ministerium für Inneres, Chef der Staatspolizei ï Generaldirektor für die 

öffentliche Sicherheit und Direktor der Zentraldirektion für die technisch-

operative Koordinierung der Polizeikräfte der Abteilung Öffentliche Sicherheit 

im Innenministerium in Person des Ministers pro tempore und gegen die 

Autonome Provinz Bozen für die Aufhebung mehrerer Akte, unter anderem 

des Dekrets des Direktors für die Koordinierung der Polizeikräfte Nr. 333 - 

B/12.0.5.13/6066 vom 17 Juli 2015. Letzteres hat die Bewertungsranglisten 

genehmigt und die Gewinner des internen Wettbewerbs festgelegt, welche an 

der Ausbildung und der Ernennung zum ĂVice Sovrintendenteñ teilnehmen, 

dabei wurde ein Teil der Posten für die Autonome Provinz Bozen reserviert 

und den Inhabern des Zweisprachigkeitsnachweises ex Art 4 des DPR Nr. 

752/1976 zugesprochen. 

Das Gericht nimmt den Rekurs an und verweist dabei auf das DPR Nr. 

574/1988 (ĂDurchf¿hrungsbestimmungen zum Sonderstatut f¿r die Region 

Trentino-Südtirol über den Gebrauch der deutschen und der ladinischen 

Sprache in den Beziehungen zur öffentlichen Verwaltung und in den 

Gerichtsverfahrenñ) und auf den Vorbehalt einiger Posten f¿r Kandidaten mit 

angemessenen Sprachkenntnissen der italienischen und der deutschen 

Sprache. Das Gericht unterstreicht weiters, dass im Falle eines Wechsels des 

Titels oder des Übergangs in eine höhere Funktion immer eine 

entsprechende Übereinstimmung zwischen der dabei verlangten Qualifikation 

und dem für die Ausübung der Funktion verlangten Niveau der 

Sprachkenntnisse herrschen muss. Da für Polizeibeamte und Assistenten 

damals der Pflichtschulabschluss vorgeschrieben war, welchem Niveau C des 



Zweisprachigkeitsnachweises entspricht, in den angefochtenen Ranglisten 

allerdings auch Kandidaten aufgelistet waren, welche in Besitz eines 

niedrigeren Zweisprachigkeitsnachweises waren, erklärt das Gericht die 

entsprechenden Ranglisten für rechtswidrig und verfügt deren Aufhebung in 

jenen Teilen, in denen sie auch Kandidaten einschließen, welche in Besitz 

des Zweisprachigkeitsnachweises D sind, da dieser dem 

Grundschulabschluss entspricht. 

 

 

AUTONOME PROVINZ TRIENT  

Landesgesetzgebung 

Landesgesetz Nr. 17 vom 29.12.2017 

Landesgesetz im Zusammenhang mit dem Landeshaushaltsgesetz 2018 

  

Landesgesetz Nr. 18 vom 29.12.2017 

Landesstabilitätsgesetz 2018 

  

Landesgesetz Nr. 4 vom 12.3.2018 

Änderungen am Landeswahlgesetz 2003 zur Geschlechtergleichstellung und 

Förderung gleicher Bedingungen für Männer und Frauen im Hinblick auf den 

Zugang zu Wahlen 

  

Landesgesetz Nr. 5 vom 15.3.2018 

Änderungen am Landesgesetz über das Verwaltungshandeln 1992, des 

Landesgesetz über die Territorialverwaltung 2015 und Vorschrift über die 

integrierte Umwelterlaubnis 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 2-77/Leg vom 28.3.2018  

Durchführungsverordnung zu Art. 21 des Landesgesetzes Nr. 19 vom 

17.9.2013 (Landesgesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung), hinsichtlich der 

territorialen Einheitserlaubnis (autorizzazione unica territoriale) und 

Änderungen am Dekret des Landeshauptmanns Nr. 9-23/Leg vom 20.7.2015 

zur Ausführung desselben Landesgesetzes mit Änderungen an damit 

zusammenhängenden Verordnungsbestimmungen 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 3-78/Leg vom 9.4.2018  

Durchführungsverordnung zu Art. 19, 20 und 21 des Landesgesetzes Nr. 13 

vom 27.7.2007 (Sozialpolitik in der Provinz Trento), hinsichtlich der 

Erlaubnisse, der Akkreditierung und der Aufsicht über Akteure im Bereich der 

Fürsorge 

 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

Genauer link (zu TAR Trento): https://www.giustizia-

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4


amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?n=1&_afrWindowM

ode=0&attivita=tar_tn&_afrLoop=19775596622196&_adf.ctrl-

state=l0zak1tnx_4  

  

  

Urteil Nr. 4 vom 8.1.2018  

Telematischer Wettbewerb und Verwendung, für die Abgabe des Angebotes, 

einer in das System der Listen zu Arbeitsgängen und Lieferungen 

hochzuladenden PDF-Datei 

Verträge der öffentlichen Verwaltung ï Telematischer Wettbewerb - Listen zu 

Arbeitsgängen und Lieferungen - Scan des Formulars anstelle einer in das 

System der hochzuladenden PDF-Datei ï Ausschluss vom Wettbewerb ï 

Rechtmäßigkeit ï Beweismittel - Unmöglichkeit. 

Urteil Nr. 13 vom 19.1.2018  

Verträge der öffentlichen Verwaltung ï Angebote ï Grundsatz der Anonymität 

ï Verletzung ï Voraussetzungen ï Festlegung. 

Urteil Nr. 44 vom 27.2.2018  

Beweisverfahren im Fall der Zahlung des ANAC Beitrages für ein anderes 

Los als das, für welches das Angebot abgegeben wurde. Verträge der 

öffentlichen Verwaltung ï Beweisverfahren ï ANAC Beitrag ï Zahlung für ein 

anderes lotto als das, für welches das Angebot abgegeben wurde ï Pflicht zur 

Beweisunterstützung ï Bestehen. 

Urteil Nr. 50 vom 2.3.2018  

Interesse, an der Anfechtung eines Widerrufs des Ereignungsverfahren. 

Enteignung zu öffentlichen Zwecken - Widerruf - Anfechtung - Interesse an 

der Anfechtung - Feststellung. 

Urteil Nr. 75 vom 28.03.2018 

Antrag auf Verschiebung der Streitverhandlung 

Verwaltungsprozess - Verschiebung der Streitverhandlung ï Zur 

Geltendmachung zusätzlicher Gründe ï Inhalte nur bezüglich einer 

Quantifizierung der Schäden, für die Entschädigung gefordert wurde - 

Ausschluss. 

  

Urteil Nr. 86 vom 13.04.2018 

Kommunikationen zur Änderung von Umweltimmissionen, zu deren Abgabe 

der Träger der AIA verpflichtet ist 

Umwelt ï AIA: integrierte Umwelterlaubnis ï Änderung der 

Umweltimmissionen ï Kommunikation ï Nur die Körperschaft, welche Träger 

der Erlaubnisbefugnis ist. 

  

Urteil Nr. 93 vom 30.04.2018 

Zuständigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Entschädigungsstreitsachen 

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4


für Schäden, die aus in Abhängigkeit von Enteignungsverfahren 

durchgeführten Arbeiten herrühren 

Gerichtsbarkeit ï Schadensersatz ï Enteignung zu öffentlichen Zwecken ï 

Schäden aus in Abhängigkeit von Enteignungsverfahren durchgeführten 

Arbeiten - Kompetenz der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 

  

Urteil Nr. 112 vom 15.05.2018 

Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts für die Auswahl von Bewerbern für die 

befristete Anstellung eines Arztes für ein Altersheim in Trentino ï Südtirol 

Zuständigkeit ï Privatisiertes Personal des öffentlichen Dienstes ï 

Gesundheitswesen ï Befristete Anstellung in einem öffentlichen Altersheim ï 

Art. 37 Regionalgesetz Trentino-Alto Adige/Südtirol Nr. 7 vom 2005 ï 

Streitsache ï Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts. 

NEWS 

Das Institut für Vergleichende Föderalismusforschung von Eurac Research 

hat seit Kurzem neben Twitter auch einen Facebook-Auftritt. Über beide 

Kanäle können sich Interessierte über Veranstaltungen und Projekte des 

Instituts sowie über die Tätigkeit und Publikationen der Wissenschaftler auf 

dem Laufenden halten. 

   

Facebook: www.facebook.com/EuracFederalism 

Twitter: @EuracFederalism 

  

Einstimmige Verabschiedung der Reformvorschläge der Trentiner Consulta für 

das Autonomiestatut und Übergabe an Landeshauptmann und Landtagspräsident  

Am 26. März 2018 hat die Trentiner Consulta zur Reform des Sonderstatuts 

für Trentino-Alto Adige/Südtirol einstimmig das Abschlussdokument mit 

Reformvorschlägen verabschiedet. Nach Debatten und Vertiefung der 

wesentlichen Themen auf 25 Plenarsitzungen, der sechsmonatigen 

Partizipationsphase mit 17 Veranstaltungen und vielen weiteren initiativen 

zum Austausch mit der Bürgerschaft hat die Consulta damit ihre Arbeiten 

beendet. 

Nach Abschluss der Phase der Bürgerbeteiligung wurden alle Beiträge und 

Anregungen von der Consulta analysiert und hinsichtlich ihrer 

Berücksichtigung bei der Ausarbeitung des Abschlussdokuments diskutiert. 

Die Richtlinien für die Statutsreform sind darin in 10 Themenbreichen 

zusammengefasst. 

Alle Diskussionsbeiträge aus der Bürgerbeteiligungsphase sind auf der 

Internetplattform iopartecipo ebenso verfügbar wie Zusammenfassungen zu 

den einzelnen Veranstaltungen, kurze Videobeiträge und Interviews zu den 

wesentlichen Themen der Diskussionen auf der Internetplattform ioracconto. 

Auf der Webseite finden sich auch 13 Folgen einer Radiosendung zur 

http://www.facebook.com/EuracFederalism


Autonomie und zur Reform des Statuts, welche von RAI Radio Uno während 

der letzten Monate gesendet wurden. 

Das einstimmig verabschiedete Abschlussdokument mit den 

Reformvorschlägen wurde dem Trentiner Landtagspräsidenten, Bruno 

Dorigatti, und dem Landeshauptmann, Ugo Rossi, in einer kurzen 

Feierstunde am 4. Mai 2018 im Palast der Provinz (Sala Depero) übergeben. 

(Webseite: www.riformastatuto.tn.it) 

  

EVENTS 

Vortrag ĂFederalism in Argentina and Latin America: Laws and Politics of 

Redistributionò, Donnerstag, 14. Juni 2018, 15:30-17:00 Uhr, Eurac Research. 

Professor Lucas González (Fakultät für Politikwissenschaften, Universidad 

Nacional de San Martín und CONICET, Argentinien), Gewinner der sechsten 

Ausgabe des Eurac Research Federal Scholar in Residence Programms stellt 

seine Forschung vor. Interessierte können sich unter 

federalscholar@eurac.edu anmelden. 

   

Konferenz "Verwaltung im digitalen Zeitalter: Territoriale Dezentralisierung und 

ausgewogene regionale Entwicklung", am 26. Juni 2018, 10 - 17 Uhr im 

Landhaus St. Pölten 

  

Eurac Federal Scholar in Residence Programm: Der Bewerbungsaufruf für die 

siebte Ausgabe läuft noch bis zum 1. Juli 2018. Für weitere Informationen und 

Details zum Programm: www.eurac.edu/federalscholar 

  

Winter School on Federalism and Governance 2019 ñFederalism and the Rule of 

Lawò 

Die 10-jährige Ausgabe der Winter School, organisiert von der Universität 

Innsbruck und Eurac Research, findet vom 4. bis zum 15. Februar 2019 

wiederum eine Woche in Innsbruck und eine Woche in Bozen statt. Mehr 

Informationen und Details zur Anmeldung sind unter winterschool.eurac.edu 

abrufbar. Die Anmeldungen starten Anfang September und sind bis zum 21. 

Oktober 2018 möglich. 

  

XXXIX Tagung der Vereinigung für Regionalwissenschaften ñLe regioni dôEuropa 

tra identit¨ locali, nuove comunit¨ e disparit¨ territorialiò, von 17. bis 19. 

September 2018 in Bozen. 

  

United Nations International Workshop: ñGlobal Mountain Safeguard - 

Emerging Risks and Future Challenges for Mountain regions worldwideò 

findet vom 17. bis zum 19. Oktober 2018 in der EURAC statt und wird 

mailto:federalscholar@eurac.edu
http://www.foederalismus.at/contentit4/uploads/Verwaltung%20im%20digitalen%20Zeitalter.pdf
http://www.foederalismus.at/contentit4/uploads/Verwaltung%20im%20digitalen%20Zeitalter.pdf
http://www.eurac.edu/federalscholar


zusammen mit dem United Nations University Institute for Environment and 

Human Security organisiert. Nähere Informationen und Registrierung unter 

http://glomos.eurac.edu  

  

Am 3. November 2018 findet in Bregenz, Landhaus, ein Festakt Ă100 Jahre 

Selbständiges Land Vorarlbergñ statt.  Am Nachmittag findet ein Symposium im 

Montfortsaal des Landtages ĂDie Lªnder und der neue Staat 1918 ï 2018 

statt, in welchem Anna Gamper, Ulrich Nachbaur, Martin Schennach und 

Ewald Wiederin zur Fragen der Konstituierung von Bundesstaaten allgemein 

wie im Konkreten des österreichischen Bundesstaates in der Phase der 

Staatsgründung 1918 bis 1920 referieren werden. 

 

Abschlusskonferenz des Alpine Space Projekts ñGaYA ς Governance and Youth in 

the Alpsò von Eurac Research am 30. November 2018 in Chamb®ry: 

http://www.alpine-space.eu/projects/gaya/en/home 
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Verteidigerkosten: 

§ 393a Strafprozessordnung sieht für den Fall eines Freispruchs oder der 

Einstellung eines Verfahrens einen Ersatz der Verteidigerkosten vor. 

Grundsätzlich hat ein Angeklagter selbst für die Kosten seiner Verteidigung 

aufzukommen. Der Verteidigerkostenersatz ist gemäß den Ausführungen des 

VfGH verfassungsrechtlich nicht geboten und liegt im Ermessen des 

Gesetzgebers. Auch die Staffelung der zu erstattenden Beträge sei auf 

sachliche Kriterien zurückzuführen und deshalb nicht gleichheitswidrig. 

  

VfGH 28.06.2017, V 27/2017 ua; VfGH 22.09.2017, V 58/2017; 

Gesetzwidrigkeit von Bettelverboten (Salzburg, Bludenz): 

Gesetzwidrigkeit der Salzburger Bettelverbots-Verordnung (V 27/2017), da 

das Vorliegen der im Salzburger Landessicherheitsgesetz nominierten 

Voraussetzungen für die Erlassung einer Verordnung nicht nachgewiesen 

wurde. Das Bettelverbot erweise sich, so der VfGH, als verfassungsrechtlich 

verpöntes absolutes Bettelverbot. Dadurch werden Menschen von der 

Nutzung der aufgezählten Straßenzüge ausschließe. 

Die Bludenzer Bettelverbotsverordnung (V 58/2017) untersagte ein nicht nach 

§ 7 Abs. 1 Vorarlberger Landes-Sicherheitsgesetz verbotenes Betteln in 

bestimmten Gebieten des Stadtgebiets. Da sie im Ergebnis Ăstilles Bettelnñ 

nicht nur an bestimmten Orten oder zu bestimmten Zeiten, sondern 

flächenmäßig ohne jegliche Differenzierung und zeitlich unbeschränkt verbot, 

war sie gesetzwidrig. 

  

VfGH 29.06.2017, E 875/2017 ua; Verletzung des Gleichheitssatzes durch 

grobe Verkennung der Rechtslage ï ĂDritte Pisteñ: 

Der VfGH entschied im gegenständlichen Verfahren über das Erkenntnis des 

BVwG, in dem die Errichtung und der Betrieb einer Parallelpiste sowie die 

Verlegung einer Landestraße der Flughafen Wien AG als unzulässig versagt 

wurde. Er entschied, dass durch eine mehrfache grobe Verkennung der 

Rechtslage eine Verletzung des Gleichheitssatzes vorliege. Die Auslegung 

von Staatszielbestimmungen, im vorliegenden Fall der umfassende 

Umweltschutz, sei zwar verfassungsrechtlich geboten, die im Gesetz 

genannten Ăsonstigen ºffentlichen Interessenñ m¿ssen aber aus dem 

Luftfahrtgesetz selbst abgeleitet werden. Die Staatszielbestimmungen führten 

zu keiner Erweiterung dieser öffentlichen Interessen. Die Argumente des 

Klimaschutzes und des umfassenden Bodenverbrauches seien deshalb der 

Entscheidung nicht zu Grunde zu legen. 

  

VfGH 30.06.2017, G 53/2017; Enteignung von Hitlers Geburtshaus: 

Der VfGH prüfte das Bundesgesetz über die Enteignung der Liegenschaft 

Salzburger Vorstadt Nr 15, Braunau am Inn, BGBl I 4/2017, und führte aus, 

dass die Enteignung unmittelbar durch Gesetz erfolgen durfte. Zudem handle 

sich um ein Objekt mit Ăbesonderem Identifikationspotentialñ, weshalb ein 

Vergleich mit anderen Enteignungen von vornherein ins Leere gehe. Den 

Staatsorganen sei aufgrund des historischen Kontextes eine besondere 
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Verantwortung im Umgang mit der Unterbindung von (neo-

)nationalsozialistischem Gedankengut auferlegt, dadurch liege ein öffentliches 

Interesse vor. Die Enteignung der gesamten Liegenschaft sei notwendig, um 

überhaupt Maßnahmen umsetzen zu können. Da die Enteignung auch nicht 

entschädigungslos sei, verletzen die angefochtenen Regelungen die 

Antragstellerin in ihrem Recht auf Unversehrtheit des Eigentums nicht. 

  

VfGH 26.10.2017, G 39/2017; Keine Verfassungswidrigkeit der Begünstigung 

im Gewerberecht auch für Veranstaltungen von politischen Parteien: 

Nach einer Ausnahmeregelung ist für politische Parteien für die 

Verabreichung von Speisen und den Ausschank von Getränken im Rahmen 

von Veranstaltungen unter bestimmten Voraussetzungen die 

Gewerbeordnung nicht anzuwenden. Im Verfahren wurde vorgebracht, durch 

diese Regelung würden wirtschaftliche Aktivitäten politischer Parteien 

gegenüber  jenen regulär Wirtschaftstreibender privilegiert. Der VfGH befand 

im vorliegenden Fall, die Aktivitäten politischer Parteien bilden von 

Verfassungs wegen unterstützenswerte Ziele. Die Förderung politischer 

Parteien liege wegen ihrer Bedeutung für die demokratische Willensbildung 

im öffentlichen Interesse.   

 

 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen Landesgesetzblättern 

und konsolidierten Fassungen siehe http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die 

Begutachtungsentwürfe samt Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen 

samt Erläuternden Bemerkungen sind auf der Homepage des Tiroler 

Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) unter Parlamentarische Materialien 

abrufbar. 

  

Mindestsicherungsgesetz (Novelle), LGBl 52/2017: 

Unter anderem Schaffung gesetzlicher Voraussetzungen, um Personen, die 

bereits wohnungslos sind oder von einer Wohnungslosigkeit akut bedroht 

sind, rasch und effizient helfen zu können, Neuregelung der Kinderrichtsätze 

und Präzisierung der Mindestsätze für Bedarfs- und Wohngemeinschaften; 

regionale Staffelung der Geldleistungen zur Hilfe zur Sicherung des 

Wohnbedarfes durch Verordnung der Landesregierung; Hilfe zur Sicherung 

des Wohnbedarfes durch Gewährung einer Sachleistung; Neuregelung des 

Kreises der nicht anspruchsberechtigten Personen, Ausbau des 

Anreizsystems zur (Wieder-)Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 

Erwerbstätigkeit 

  

Landes-Polizeigesetz (Novelle), LGBl 56/2017: 

Überarbeitung der Prostitutionsbestimmungen mit dem Ziel einer 

wirksameren Bekämpfung der illegalen Prostitution. 

  

Tiroler Buchmacher- und Totalisateurgesetz (Novelle), LGBl 57/2017: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=16c256df-fdda-4044-b7e2-e4788d64362b&Position=1&Abfrage=Vfgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=G+39%2f2017&VonDatum=&BisDatum=14.11.2017&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JFT_20170926_17G00039_00
http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/
http://www.tirol.gv.at/landtag/
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/52/20170630?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/56/20170704?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/57/20170704?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
http://www.tirol.gv.at/


Umsetzung der Richtlinie 2015/849/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke 

der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der 

Verordnung (EU) 648/2012, Ausdehnung der Bestimmungen betreffend die 

fachlichen Befähigungen und die Zuverlässigkeit auf wirtschaftliche 

Eigentümer, Schaffung einer Verpflichtung zur Identitätsfeststellung von 

Wettkunden. 

  

Tiroler Landtagswahlordnung 2017 ï TLWO 2017, LGBl 74/2017: 

Neuerlassung des Wahlrechts zum Tiroler Landtag mit zahlreichen 

Klarstellungen und Anpassungen, insbesondere Umstellung auf die 

vollständige Auszählung der Briefwahlstimmen am Wahltag durch die 

Gemeinde, dadurch vorläufiges Endergebnis der Landtagswahl bereits am 

Wahltag. 

  

Innsbrucker Wahlordnung 2011 (Novelle), LGBl 75/2017; Tiroler 

Gemeindewahlordnung 1994 (Novelle), LGBl 76/2017: 

Harmonisierung mit der Landtagswahlordnung. 

  

Tiroler Gemeindeordnung 2001 (Novelle), LGBl 77/2017: 

Diverse kleiner Anpassungen. 

  

Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 (Novelle), LGBl 78/2017: 

Anpassung an das Gesetz über die Einrichtung einer 

Wohnbauinvestitionsbank, das Einkommenssteuergesetz 1988 und das 

Insolvenzrechtsänderungsgesetz 2010 und Umsetzung der Vereinbarung 

nach Art 15a B-VG über Maßnahmen im Gebäudesektor zum Zweck der 

Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen. 

  

Tiroler Flurverfassungsgesetz 1996 (Novelle), LGBl 86/2017: 

Neuregelung der vom VfGH in seinem Erkenntnis vom 13.10.2016, G 

219/2015 aufgehobenen Bestimmungen (sog. ĂStichtagsregelungñ). 

  

Tiroler Vergnügungssteuergesetz 2017, LGBl 87/2017: 

Anschaffung der Vergnügungssteuer für Veranstaltungen; Neuregelung und 

Anpassung an die bisherigen Reformen im Glücksspielwesen. 

  

 

VERWALTUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNGVerwaltungsgerichtshof 

VwGH 11.05.2017, Ro 2017/04/0004; Alkohol-Testkauf ist keine unzulässige 

Tatprovokation: 

Der VwGH führte aus, dass eine Tatprovokation grundsätzlich nur dann 

unzulässig ist, wenn ein Betroffener zur Begehung einer Straftat angestiftet 

wird, welche sonst nicht begangen worden wäre. Entscheidend sei, ob das 

Verhalten des Testkäufers über jenes eines gewöhnlichen Kunden 

hinausgegangen ist. Vor diesem Hintergrund sei das Verhalten des 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/74/20170821?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/75/20170822?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/76/20170822?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/77/20170824?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/78/20170824?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/86/20170831?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/87/20170831?ResultFunctionToken=3095ba2d-c1ba-4c56-adb6-89e3464cfb93&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.01.2014&BisDatum=14.11.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=ebf3548f-18ce-4b01-a541-402ece8e96c9&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=2017%2f04%2f0004&VonDatum=&BisDatum=14.11.2017&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2017040004_20170511J00


jugendlichen Testkäufers nicht geeignet gewesen, die Kassiererin unter Druck 

zu setzen. Es handle sich deshalb um keine unzulässige Tatprovokation. 

  

VwGH 20.06.2017, Ra 2016/01/0288; Beschwerdegründe in deutscher 

Sprache: 

Der VwGH befasste sich im gegenständlichen Verfahren mit der Frage, ob 

eine Beschwerde an das BVwG mangelhaft sei, wenn nicht alle 

Beschwerdegründe in deutscher Sprache abgefasst sind. Der 

Revisionswerber hatte einer von einer Rechtsberatung verfassten 

(deutschsprachigen) Beschwerde eine handgeschriebene Beilage mit selbst 

verfassten Beschwerdegründen in arabischer Sprache beigelegt. Der VwGH 

entschied, dass schriftliche und mündliche Anbringen in deutscher Sprache 

zu verfassen sind, widrigenfalls nach § 13 Ab. 3 AVG vorzugehen sei. Im 

vorliegenden Verfahren ließe das Vorbringen in deutscher Sprache die 

Gründe für seine Revision erkennen. Deshalb liege kein Mangel im Sinne des 

§ 13 Abs. 3 AVG vor, weshalb das BVwG nicht berechtigt war, die 

Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen. 

  

VwGH 29.06.2017, Ra 2017/04/0055; Heranziehung von Subunternehmern 

im Vergabeverfahren: 

Im gegenständlichen Verfahren traf der VwGH Aussagen zur Heranziehung 

von Subunternehmern im Vergabeverfahren. Nach dem 

Bundesvergabegesetz können Bieter unter gewissen Voraussetzungen 

Subunternehmer zur Erfüllung eines Antrages heranziehen. Der VwGH 

unterschied in diesem Fall zwischen erforderlichen und nicht erforderlichen 

Subunternehmern, wobei Subunternehmer erforderlich sind, wenn der Bieter 

diese benötigt, um seine Eignung nachzuweisen. Die fehlende Eignung von 

Subunternehmern führt zum Ausscheiden des Angebots. Nicht erforderliche 

Subunternehmer kann der Auftraggeber ablehnen, sodass der Bieter die 

Leistung in weiterer Folge selbst erbringen muss, sein Angebot aber nicht 

ausscheidet. 

  

VwGH 18.08.2017, Ra 2015/04/0010; Auskunftsrecht und gesetzliche 

Verschwiegenheitspflichten: 

Im vorliegenden Verfahren begehrte die revisionswerbende Partei Auskunft 

über die Gesamthöhe der von einer Marktgemeinde an eine Rechtsanwalts-

GmbH bezahlten Honorare. Der VwGH entschied, dass die Auskunft über die 

Gesamthöhe (und nicht über eine genaue Aufschlüsselung) kein Eingriff in 

das Geschäfts- bzw. Betriebsgeheimnis der Rechtsanwälte GmbH vorliege. 

Deshalb liege keine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht gemäß § 5 Abs. 1 Z 

1 Niederösterreichisches Auskunftsgesetz vor. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

04.10.2017, LVwG-2017/25/0609-5; Mitbenützung einer genehmigten 

Haltestelle: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=126fa9f7-a8a8-4018-806d-c7ec048680d6&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=2016%2f01%2f0288&VonDatum=&BisDatum=14.11.2017&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2016010288_20170620L00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=9e27466b-a131-42a1-835e-b87866854d10&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=2017%2f04%2f0055&VonDatum=&BisDatum=14.11.2017&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2017040055_20170629L00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=b1de60f3-eb6c-48f7-9f81-d512ca512791&Position=1&Abfrage=Vwgh&Entscheidungsart=Undefined&Sammlungsnummer=&Index=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=2015%2f04%2f0010&VonDatum=&BisDatum=14.11.2017&Norm=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JWT_2015040010_20170818L00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20171004_LVwG_2017_25_0609_5_00


§ 33 Abs 2 Kraftfahrliniengesetz legt nicht fest, welche Kriterien für die 

Genehmigung der Mitbenützung einer bereits genehmigten Haltestelle 

überprüft werden müssen. Das Sachverständigengutachten hält ausdrücklich 

fest, dass sämtliche im Befund angeführte Haltestellen, somit auch die 

Haltestelle Z/Bahnhof Fahrtrichtung T und Fahrtrichtung X dem Stand der 

Technik entsprechen. Damit liegt kein auf § 33 Abs 2 KflG stützbarer 

rechtlicher Grund zur Verweigerung der Genehmigung vor, zumal auch diese 

Haltestelle vom Landeshauptmann von Tirol bereits der CC Verkehrsbetriebe 

AG bewilligt wurde. 

  

09.10.2017, LVwG-2017/26/1290-20; Baulandumlegungsverfahren; subjektiv-

öffentliche Parteirechte nicht verletzt: 

In der Beschwerde wird vorgebracht, dass ein Verkehrskonzept für das 

verfahrensgegenständliche Umlegungsgebiet fehle und für dieses keine 

ausreichende Zufahrt bestehe, sei doch nur eine schmale, einspurige Zufahrt 

gegeben. Bei Gegenverkehr müsse auf private Grundstücke ausgewichen 

oder auf die nächste Ausweichmöglichkeit rückwärts zugefahren werden. Die 

Reichweite des subjektiv-öffentlichen Parteirechts auf Anbindung an das 

öffentliche Wegenetz ist aber nicht dergestalt, dass ein Rechtsanspruch 

darauf bestünde, dass das dem Umlegungsgebiet vorgelagerte öffentliche 

Wegenetz so beschaffen sein muss bzw so hergestellt werden muss, dass im 

Begegnungsfall zwei Fahrzeuge überall und ohne Benützung von 

Ausweichen problemlos aneinander vorbeikommen. 

  

27.09.2017, LVwG-2017/34/2067-2; Ersatzvornahme; Zwangsstrafe; 

Maßnahme zur Hintanhaltung von Wildschäden; Abschuss; unvertretbare 

Leistung: 

Die Erteilung einer Jagderlaubnis (vgl § 12 TJG 2004) und das Ausgeben 

einer Jagdgastkarte (vgl § 27a TJG 2004) obliegen allein dem 

Jagdausübungsberechtigten und können folglich nicht durch Ersatzvornahme 

vollzogen werden. Die gegenständliche Leistung ist somit eine solche, die 

sich wegen ihrer eigentümlichen Beschaffenheit nicht durch einen Dritten 

bewerkstelligen lässt. Zumal der Auftrag nach § 52 Abs 1 TJG 2004 in der 

Fassung des Landesgesetzes 103/2014 demnach eine Verpflichtung zu einer 

Handlung im Sinne des § 5 Abs 1 VVG enthält, hätte die belangte Behörde 

nicht gemäß § 4 Abs 1 VVG die Ersatzvornahme anordnen dürfen, sondern 

Zwangsstrafen verhängen müssen. 

  

13.09.2017, LVwG-2017/S2/2045-7; Antragslegitimation; 

Vergabenachprüfung: 

Da die Antragstellerin nur das Ausscheiden bekämpft hat, nicht jedoch die 

gleichzeitig mitgeteilte Zuschlagsentscheidung, hat sie die Antragslegitimation 

zur Stellung eines Nachprüfungsantrags nachträglich verloren. 

  

05.09.2017, LVwG-2017/37/0121-33; Zusammenlegung; 

Zusammenlegungsplan; Abfindung; Prüfbefugnis: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20171009_LVwG_2017_26_1290_20_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20170927_LVwG_2017_34_2067_2_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20170913_LVwG_2017_S2_2045_7_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20170905_LVwG_2017_37_0121_33_00


Richtet sich eine Beschwerde gegen mehrere abgrenzbare Anordnungen 

eines Zusammenlegungsplanes ist ein Ăergªnzendesñ Vorbringen im Rahmen 

der mündlichen Verhandlung zu einer mit den im Rechtsmittel bekämpften 

Anordnungen in keinem Zusammenhang stehenden agrarbehördlichen 

Verfügung von der Prüfbefugnis des Landesverwaltungsgerichts gemäß § 27 

VwGVG nicht mehr erfasst. 

  

23.08.2017, LVwG-2017/20/1259-6; Wasseranschlussgebühr; zwangsweiser 

Anschluss; freies Beschlussrecht der Gemeinden: 

Festzuhalten ist, dass mit dem erstmaligen Anschluss an die 

Wasserversorgungsanlage der Marktgemeinde Z dieser gegenüber die 

Gebührenpflicht entstanden ist. Dass die Wasserversorgung vor diesem 

Anschluss durch einen anderen Versorger erfolgte, vermag daran nichts zu 

ändern und ist mangels entsprechender Regelung auch nicht geeignet, den 

Umfang der Abgabenpflicht zu reduzieren. 

  

21.08.2017, LVwG-2016/20/2169-7; Verjährung; Hinterziehung; 

fristverlängernde Amtshandlung; Kommunalsteuer: 

Das Unterlassen der Einholung von Erkundigungen kann sich durchaus auch 

als fahrlässiges Verhalten darstellen und nicht als Hinterziehung, die Vorsatz 

voraussetzt. Im gegenständlichen Fall liegt insbesondere beim 

Geschäftsführer des beschwerdeführenden Fonds kein nach außen in 

Erscheinung tretendes Verhalten bzw dahingehende Äußerungen vor, woraus 

abzuleiten wäre, dass er hinsichtlich der hier maßgebenden 

Abgabenzeiträume mit einer Kommunalsteuerpflicht rechnete oder sogar von 

dieser wusste und sich dennoch nicht um die ordnungsgemäße Entrichtung 

gekümmert hat. Auch die organisatorische Auslagerung, Berechnung und 

Entrichtung von Lohnabgaben an das Amt der Landesregierung sowie die im 

Nahebereich des hoheitlichen Handelns liegende Tätigkeit des Fonds 

sprechen dagegen, dass der Geschäftsführer um die Kommunalsteuerpflicht 

wusste und die Verkürzung in Kauf nahm. 

  

ITALIEN VERFASSUNGSGERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNGhttp://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.d

o 

 

Urteil Nr 126/2017 

Direkte Normenkontrolle der Art 1 Abs 2, 2 Abs 2 und 17 Abs 3 des LG Nr. 

10/2016 (Änderung von Landesgesetzen in den Bereichen Gesundheit, 

geförderter Wohnbau, Soziales, Arbeit und Chancengleichheit), vom 

Präsidenten des Ministerrates vorgebracht ï Ablehnung. 

Der Präsident des Ministerrates hat im Vorhinein nach einer 

Gesetzesänderung durch die Autonome Provinz Bozen auf die Anfechtung 

der Art 2 Abs 2 und 17 Abs 3 verzichtet; das Urteil betrifft daher nur Art 1 Abs 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20170823_LVwG_2017_20_1259_6_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20170821_LVwG_2016_20_2169_7_00
http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do
http://www.cortecostituzionale.it/actionPronuncia.do


2 des LG Nr. 10/2016. 

Die angefochtene Bestimmung betrifft die sog. Tutorinnen und Tutoren im 

Rahmen der ärztlichen Fortbildungskurse im Bereich Allgemeinmedizin. Die 

Tutorinnen und Tutoren müssen seit mindestens sechs Jahren mit dem 

nationalen Gesundheitsdienst vertragsgebunden sein. Dem Rekurserheber 

zufolge verstößt die Norm gegen Art 27 Abs 3 des GvD Nr 368/1999, der eine 

mindestens zehnjährige Vertragsbindung vorsieht. Das Landesgesetz 

überschreite die konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis ĂHygiene und 

Gesundheitswesenñ (Art 9 Nr 10 Statut), zumal sie gegen ein allgemeine, 

staatliche Grundbestimmung verstoße. Der Rekurserheber sieht auch eine 

Verletzung von Art 117 Abs 3 gegeben ï der kraft des Art 10 des 

Verfassungsgesetzes Nr 3/2001 anwendbar sei ï, zumal die Norm gegen die 

Prinzipien des Gesundheitsschutzes verstoße. 

Die Provinz Bozen teilt diese Ansicht nicht, zumal diese Materie zu jenen 

Sachbereichen gehöre, die Teil der ausschließlichen Gesetzgebungsbefugnis 

des Landes ex Art 8 Nr 29 (ĂBerufsert¿chtigung und Berufsausbildungñ) sind. 

Zudem behauptet das Land, es habe die EU-rechtlichen Bestimmungen 

umgesetzt, die in mehreren Richtlinien, welche ab dem Jahr 1987 erlassen 

worden sind, enthalten sind und eine eher praktische als theoretische 

Fortbildungsweise vorsehen. 

Der Verfassungsgerichtshof befindet die Bestimmung für verfassungsgemäß. 

 

Urteil Nr 154/2017 

Abstrakte Normenkontrolle von Art 1 Abs 680, 681 und 682 des Gesetzes Nr 

208 vom 28.12.2015 (Bestimmungen über die Erstellung des Jahres- und 

Mehrjahreshaushalts des Staates, Stabilitätsgesetz 2016) auf die Klage der 

autonomen Provinzen Bozen und Trient, der autonomen Regionen Friaul-

Julisch Venetien, Sardinien, Sizilien sowie der Region Venetien ï Abweisung 

und Unzulässigkeitserklärung. 

 

Urteil Nr 191/2017 

Abstrakte Normenkontrolle von Art 1 Abs 219, 228, 236, 469 S. 2, 470, 505, 

510, 512, 515, 516, 517, 548, 549, 672, 675 und 676 des Gesetzes Nr 208 

vom 28.12.2015 (Bestimmungen über die Erstellung des Jahres- und 

Mehrjahreshaushalts des Staates, Stabilitätsgesetz 2016) auf die Klage der 

autonomen Provinzen Bozen und Trient, der autonomen Regionen Friaul-

Julisch Venetien, Sardinien, Sizilien sowie der Region Venetien ï Stattgaben 

und Abweisungen 

Haushalt und öffentliche Buchführung ï Verschiedene Bestimmungen über 

die Verringerung von Ausgaben im Bereich des öffentlichen Dienstes 

(Leitungsfunktionen; Zulagen; Einstellungen in unbefristete 

Arbeitsverhältnisse; Lasten für Vertragserneuerungen) ï Pflicht für öffentliche 

Verwaltungsstellen, Beschaffungsvorhaben ausschließlich über die Consip 

S.p.A. oder angeschlossene Subjekte abzuwickeln ï Begrenzung der 

Spitzengehälter für Verwaltungs- und Leitungspersonal sowie Arbeitnehmer 

von Gesellschaften, die von der öffentlichen Hand kontrolliert werden ï 



Verpflichtung zur Veröffentlichung von Information über die Übertragung von 

Aufträgen und Vergütungen ï Verpflichtung für öffentliche Verwaltungsstellen 

zur Genehmigung, Kommunikation und Offenlegung eines 

Zweijahresprogramms für den Ankauf von Gütern und Dinestleistungen, 

welche einen geschätzten Einheitsbetrag von 1 Mio Euro übersteigen ï 

Verwaltungsrechtliche und disziplinarische Haftung des Führungspersonals 

bei Nichtbeachtung. 

 

Urteil Nr 193/2017 

Normenkontrollverfahren auf Antrag des Landesgerichts Bozen des Art 5 des 

LG Nr 33/1978 (Änderung am Einheitstext der Landesgesetze über die 

Ordnung der geschlossenen Höfe, genehmigt mit Dekret des Präsidenten des 

Landesausschusses vom 7. Februar 1962, Nr 8, und am Landesgesetz vom 

9. November 1974, Nr 22) ï Annahme. 

Das Landesgericht zweifelt über die Verfassungsmäßigkeit der genannten 

Bestimmung, welche die Erbfolge in den geschlossenen Höfen regelt und 

vorsieht, dass unter den Nachfolgern desselben Verwandtschaftsgrades die 

männlichen Erben den weiblichen vorzuziehen sind. Die Norm stehe in 

Konflikt mit Art 3 der Verfassung. Das Gericht vermutet, die Bestimmung, die 

der Landesgesetzgeber zu einem späteren Zeitpunkt selbst geändert hat, 

anwenden zu müssen, zumal diese zum Zeitpunkt der Eröffnung der Erbfolge 

am 12. August 2001 noch galt. 

Der Verfassungsgerichtshof bestätigt, dass die zu einem späteren Zeitpunkt 

erfolgte Änderung der Gesetzeslage nicht rückwirkend gilt, und stellt fest, 

dass die Ungleichbehandlung, die die angefochtene Bestimmung zum Inhalt 

hat, mit dem in Art 3 Verf enthaltenen Gleichheitsgrundsatz unvereinbar ist. 

Trotz des historisch-kulturellen Wertes des Geschlossenen Hofes, den der 

Verfassungsgerichtshof erkennt, setzt die Norm, die der Landesgesetzgeber 

mit dem LG Nr 17/2001 abgeschafft hat, ein mittlerweile überholtes 

patriarchalisches Gesellschaftsbild voraus. Aus diesen Gründen erklärt der 

Verfassungsgerichtshof Art 5 des LG Nr 33/1978 in jenem Teil, in dem das 

Gesetz vorsieht, dass die männlichen Erben den weiblichen vorzuziehen sind, 

für verfassungswidrig. 

 

Urteil Nr 212/2017 

Abstrakte Normenkontrolle der Art 1, Art 4 Abs 4, Art 7 Abs 1, 5 und 7, Art 8, 

Art 14 Abs 1, 3 und 5, Art 15 Abs 2, 3 und 4, Art 16 Abs 2 und 4 S 2 des 

Gesetzes Nr. 132/2016 (Einrichtung eines nationalen Netzwerksystems zum 

Schutz der Umwelt und Regelung der Hochschule für den Umweltschutz und 

die Umweltforschung) auf die Klage der autonomen Provinzen Bozen und ï 

Stattgaben, Abweisungen und Unzulässigkeitserklärung. 

Umwelt ï Verschiedene Bestimmungen zur Einrichtung eines nationalen 

Netzwerksystems zum Schutz der Umwelt (Übertragung der 

Rechtspersönlichkeit an Regional- und Provinzanstalten; Voraussetzungen 

für die Ernennung und Verzeichnis der Generaldirektoren; Einzelheiten zur 

Auswahl des Inspektionspersonals und der Ausführung der 



Inspektionstätigkeiten; Kompetenzen der ISPRA; Tarifordnung) ï 

Anwendbarkeit auf Körperschaften mit Sonderautonomie. 

 

Urteil Nr 228/2017 

Direkte Normenkontrolle der Art 7 und 32, Abs 3 des LG Nr. 25/2016 

(Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 

Bezirksgemeinschaften der Autonomen Provinz Bozen), vom Präsidenten des 

Ministerrates vorgebracht ï Annahme. 

Die angefochtenen Bestimmungen betreffen die Haushaltssanierung der 

Gebietskörperschaften. Der Verfassungsgerichtshof hat einen Teil des 

Rekurses für unzulässig befunden. Die Staatsadvokatur verweist nämlich ua 

auf Art 81 Verf, den der Ministerrat in seinem Beschluss allerdings nicht 

erwähnt hat. Der Verfassungsgerichtshof erklärt Art 7 des LG Nr 25/2016 für 

verfassungswidrig, zumal das Land nicht mittels explizitem Verweis die 

staatlichen Bestimmungen zur Haushaltssanierung übernommen hat. Der 

Landesgesetzgeber hat nämlich nicht die in Art 193 des GvD Nr. 267/2000 

(Einheitstext über die Gebietskörperschaften) enthaltenen Bestimmungen 

berücksichtigt. Den genannten Artikel qualifiziert der Verfassungsgerichtshof 

als zwischengeschaltete Norm. Für verfassungswidrig erklärt wird auch Art 32 

Abs 2 des LG Nr 25/2016, da die darin enthaltene Gesetzesbestimmung dem 

Land eine Kontrollbefugnis über die Rechtmäßigkeit zuspricht, welche 

möglicherweise auch rechtssprechender Natur ist. 

 

Urteil Nr 231/2017 

Abstrakte Normenkontrolle von Art 1 Abs 541, 542, 543, 544 und 574 des 

Gesetzes Nr 208 vom 28.12.2015 (Bestimmungen über die Erstellung des 

Jahres- und Mehrjahreshaushalts des Staates, Stabilitätsgesetz 2016) auf die 

Klage der autonomen Provinzen Bozen und Trient sowie der Region Venetien 

ï Stattgaben und Erklärungen zur Unzulässigkeit und zur offensichtlichen 

Unbegründetheit. 

Haushalt und öffentliche Buchführung ï Verschiedene Bestimmungen zur 

Organisation und zu Ausgaben im Gesundheitsbereich (Verringerung der 

Krankenhausbetten zulasten der S.S.R.; Erstellung und Bekanntgabe von 

Plänen zum Personalbedarf; Möglichkeit des Rückgriffs auf Formen flexibler 

Arbeit in Abweichung von einschlägigen Bestimmungen sowie zur 

Ausschreibung außerordentlicher Auswahlverfahren für die Einstellung von 

Personal im Gesundheitswesen; Beschaffung hochspezialisierter 

Krankenhausleistungen durch Pflegeeinrichtungen wissenschaftlicher Natur ï 

IRCSS ï zugunsten von Bürgern, welche in anderen Regionen wohnhaft sind, 

als in jenen, die in den Vereinbarungen über die Entschädigungen für 

interregionale Mobilität umfasst sind). 

 

Urteil Nr 235/2017 

Abstrakte Normenkontrolle von Art 3 Abs 1, Lit a) des Gesetzes Nr 164/2016 

(Änderungen am Gesetz Nr 243 vom 24.12.2012 über den ausgeglichenen 

Haushalt der Regionen und der örtlichen Gebietskörperschaften) auf die 



Klage der autonomen Provinzen Bozen und Trient, der autonomen Regionen 

Trentino-Südtirol und Friaul-Julisch Venetien sowie der Region Venetien, 

Lombardei und Ligurien ï Stattgabe. 

Haushalt und öffentliche Buchführung ï Ausgeglichener Haushalt von 

Regionen und örtlichen Gebietskörperschaften ï Beitrag des Staates zur 

Finanzierung des Mindestniveaus und der wesentlichen Funktionen in 

widrigen Wirtschaftszyklen und im Falle außergewöhnlicher Ereignisse ï 

Definition von Einzelheiten durch ordentliches Gesetz. 

 

Urteil Nr. 237/2017 

Abstrakte Normenkontrolle des Art 4 Abs 1 Lit a), b) und c) des Gesetzes Nr 

164/2016 (Änderungen am Gesetz Nr 243 vom 24.12.2012 über den 

ausgeglichenen Haushalt der Regionen und der örtlichen 

Gebietskörperschaften) auf die Klage der autonomen Provinzen Bozen und 

Trient, der autonomen Regionen Friaul-Julisch Venetien, Sardinien, Sizilien 

sowie der Region Venetien ï Erklärungen zur Unzulässigkeit und zur 

Unbegründetheit. 

Haushalt und öffentliche Buchführung ï Ausgeglichener Haushalt von 

Regionen und örtlichen Gebietskörperschaften ï Beitrag der Regionen und 

örtlichen Gebietskörperschaften zur Nachhaltigkeit der öffentlichen 

Verschuldung und seiner Reduzierung durch Zahlungen zum 

Ammortisierungsfonds der staatlichen Anleihen ï Definition von Einzelheiten 

durch ordentliches Gesetz. 

 

 

 

VERWALTUNGS GERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNGJudikatur des Staatsrates 

Urteil Nr 3587/2017  

Rekurs des gesetzlichen Vertreters des Unternehmens Gissbach GmbH 

gegen die Autonome Provinz Bozen, gegen die Gemeinde Bruneck und 

gegen den Präsidenten des Ministerrates, das Ministerium für Wirtschaft und 

Finanzen und gegen die Agentur für Zoll und Monopole für die Abänderung 

des Urteils des Verwaltungsgerichts ï Autonome Sektion Bozen Nr 20/2017, 

welches das Erlöschen der Genehmigung zur Führung einer Spielhalle und 

die Ablehnung ihrer Erneuerung mit der Begründung vorsah, die Spielhalle 

würde sich innerhalb eines Radius von 300 m zu sog. sensiblen Örtlichkeiten 

wie etwa Kirche und Vereinshaus befinden und wäre somit nicht 

rechtskonform. 

Der Rekurs wird in zweiter Instanz angenommen, da Art 5 bis Abs 1 Gesetz 

Nr 13/1992 weder Kirchen noch Vereinshäuser explizit in Verbindung  mit 

dem vorgeschriebenen Radius von 300 m aufzählt, sondern lediglich 

schulische Institutionen, Jugendzentren und andere hauptsächlich von 

Jugendlichen besuchte Einrichtungen  oder Einrichtungen des Sanitäts- und 

Fürsorgebereichs nennt. Da es sich bei sensiblen Örtlichkeiten  um Vorgaben 

mit Ausschlusscharakter handelt, liegt die Beweislast ihres Vorhandenseins 



bei der Öffentlichen Verwaltung, welche dieser nicht nachgekommen ist. 

 

Urteil Nr 4313/2017 

Rekurs der Rekurssteller gegen die Autonome Provinz Bozen und die 

Gemeinde Sexten für die Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts ï 

Autonome Sektion Bozen Nr. 184/2010, betreffend die Ăvorzeitliche Lºschung 

der Bindung im konventionierten Wohnbauñ, wie vom Art 79-bis des 

Landesraumordnungsgesetzes vom 11. August 1997, Nr 13 vorgesehen. Mit 

dem angefochtenen Urteil wurde unter anderem der ursprüngliche Rekurs 

gegen den Beschluss des Gemeinderates Nr 5 vom 18. März 2009 abgelehnt, 

mit dem wiederum der 2007 eingereichte formale Antrag auf Löschung mit 

der Begründung abgelehnt worden war: Infolge der Gesetzesänderung, die 

die Konventionierungsbindungen betroffen hat, kämen hinsichtlich der 

Löschung der Bindung selbst die neuen Bestimmungen, welche von Art 18 

Abs 2 des LG vom 2. Juli 2007, Nr 3 eingeführt worden sind, zur Anwendung. 

Die genannte Bestimmung sieht vor, dass die Entscheidung bezüglich der 

Löschung der Bindung mittels einer Verordnung, welche vom Gemeinderat zu 

erlassen und von der Landesregierung anzunehmen ist, erfolgt; demzufolge 

handelt es sich bei der Rechtsposition des Betroffenen um ein rechtlich 

geschütztes Interesse. 

Der Staatsrat nimmt den Rekurs mit Verweis auf Abs 5 von Art 79-bis des 

Landesraumordnungsgesetzes, wie vom LG Nr 3/2007 novelliert, an; der 

genannte Absatz sieht die Nichtanwendung der neuen Bestimmungen bis 

zum Erlass der Verordnung durch den Gemeinderat vor. Die 2008 eingeführte 

Übergangsregelung habe vorgesehen, dass die Bestimmungen, welche vor 

der Gesetzesnovellierung von 2007 galten, auch in Bezug auf die Bindung 

und vor allem für diesen Sachverhalt weiterhin anzuwenden sind. Dies ergebe 

sich in Anbetracht der Tatsache, dass das Verfahren zur Löschung der 

Bindung vor dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen eingeleitet worden 

ist. Der Gemeinderatsbeschluss aus dem Jahr 2009 wird folglich aufgehoben, 

der Gemeinderat wird sich mit dem konkreten Löschungsantrag befassen 

müssen. 

 

Urteil Nr 4830/2017 

Rekurs der Rekursstellerin Crazzolara Ingrid, als Eigenrekursstellerin sowie 

als gesetzliche Vertreterin des Unternehmens Ciasa Milandura KG der Ingrid 

Crazzolara gegen die Gemeinde Abtei und gegen Pizzinini Hugo, Pizzinini 

Paolo und die Gesellschaft Rosa Alpina GmbH zur Abänderung des Urteils Nr 

265/2017 des Verwaltungsgerichts ï Autonome Sektion Bozen, betreffend die 

Anfechtung der Baukonzession Nr 42/2016 Ăf¿r die Errichtung einer neuen 

geschlossenen Hofstelle (Stall/Futterhaus und Wohngebäude) auf den GP 

4516/1 und 4517 KG Abtei in St. Kassianñ, und Rekurs von Crazzolara Ylenia 

und Nebenintervention ad adiuvandum anderer Rekurssteller gegen 

dieselben Subjekte zur Abänderung des Urteils Nr 264/2017 des 

Verwaltungsgerichts ï Autonome Sektion Bozen. 

Der Staatsrat entscheidet endgültig über die gesammelten Berufungsanträge, 



lehnt diese ab und bestätigt in Folge die angefochtenen erstinstanzlichen 

Urteile. Bezüglich des ersten Rekurses wird die verspätete Einreichung des 

erstinstanzlichen Rekurses bestätigt, zumal auf der Grundlage verschiedener 

Beweise festgestellt worden ist, dass die Rekursstellerin bereits im Mai 2016 

über den geplanten Eingriff Bescheid wusste, der ursprüngliche Rekurs 

jedoch erst am 3. April 2017 zugestellt wurde. Bezüglich des zweiten 

Berufungsgrundes, der die Unzulässigkeitserklärung des Rekurses wegen 

mangelnder Prozessfähigkeit und des Fehlens des Rechtsschutzinteresses 

vonseiten der zweiten Rekursstellerin betrifft, wird das erstinstanzliche Urteil 

mit der Begründung, dass neben dem vicinitas-Element auch der Beweis der 

erfolgten Beeinträchtigung der eigenen Rechtslage durch die angefochtenen 

Akte fehlt, bestätigt. 

AUTONOME PROVINZ BOZEN SÜDTIROL Landesgesetzgebung 

Landesgesetz vom 19. Mai 2017, Nr 5 

ĂNeuregelung der Bez¿ge der Organe des Landtages und der 

Landesregierungñ 

  

Landesgesetz vom 16. Juni 2017, Nr 6 

ĂLandesgesetz ¿ber die Museen und Sammlungenñ 

  

Landesgesetz vom 16. Juni 2017, Nr 7 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für 

die Finanzjahre 2017, 2018 und 2019 und andere Bestimmungenñ 

  

Landesgesetz vom 6. Juli 2017, Nr 8 

Ă nderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen Kultur, 

Verwaltungsverfahren, Ämterordnung und Personal, Bildung, Örtliche 

Körperschaften, Landwirtschaft, Landschafts- und Umweltschutz, Forst und 

Jagd, Gesundheit, Soziales, Wohnbauförderung, Lehrlingswesen, 

Transportwesen, Handwerk, Fremdenverkehr und Gastgewerbe, 

Schutzhütten, Handel, öffentliche Auftragsvergabe und andere 

Bestimmungenñ 

  

Landesgesetz vom 6. Juli 2017, Nr 9 

ĂRegelung der Führungszulage und Änderung der Führungsstruktur der 

S¿dtiroler Landesverwaltungñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2017, Nr 10 

ĂAllgemeine Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen für das 

Haushaltsjahr 2016ñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2017, Nr 11 

ĂAllgemeine konsolidierte Rechnungslegung der Autonomen Provinz Bozen 

f¿r das Haushaltsjahr 2016ñ 

  

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/207580/landesgesetz_vom_19_mai_2017_nr_5.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/207820/landesgesetz_vom_16_juni_2017_nr_6.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/207799/landesgesetz_vom_16_juni_2017_nr_7.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/207959/landesgesetz_vom_6_juli_2017_nr_8.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208059/landesgesetz_vom_6_juli_2017_nr_9.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208259/landesgesetz_vom_7_august_2017_nr_10.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208342/landesgesetz_vom_7_august_2017_nr_11.aspx?view=1


Landesgesetz vom 7. August 2017, Nr 12 

ĂBestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt des Landes 

Südtirol für das Finanzjahr 2017 und für den Dreijahreszeitraum 2017-2019ñ 

  

Landesgesetz vom 7. August 2017, Nr 13 

ĂNachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2017 und für den 

Dreijahreszeitraum 2017-2019ñ 

  

Landesgesetz vom 19. September 2017, Nr 14 

ĂBestimmungen über die Wahl des Landtages, des Landeshauptmannes und 

¿ber die Zusammensetzung und Wahl der Landesregierungñ 

  

Landesgesetz vom 13. Oktober 2017, Nr 16 

Ă nderungen zum Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen f¿r 

die Finanzjahre 2017, 2018 und 2019ñ 

  

Landesgesetz vom 13. Oktober 2017, Nr 17 

ĂUmweltpr¿fung f¿r Plªne, Programme und Projekteñ 

  

Landesgesetz vom 16. November 2017, Nr 18 

ĂNeuordnung der ºrtlichen Kºrperschaftenñ 

  

Landesgesetz vom 17. November 2017, Nr 21 

ĂBestimmungen zur Erf¿llung der Verpflichtungen der Autonomen Provinz 

Bozen, die sich aus der Zugehörigkeit Italiens zur Europäischen Union 

ergeben (Europagesetz des Landes 2017)ñ 

 

  

Verwaltungsgerichtliche RechtsprechungDie Entscheidungen können unter 

https://www.giustizia-amministrativa.it/ abgerufen werden. 

 

 

Urteil Nr 150/2017 

Rekurs Nr 13/2015 des Rekursstellers L.C. gegen die Gemeinde Abtei, die 

Autonome Provinz Bozen und gegen M.C. zur Aufhebung des Beschlusses 

mit Ablehnungs- oder Verweigerungscharakter der Gemeinde Abtei in Bezug 

auf die Ausführung des Wiedergewinnungsplanes für die Wohnbauzone A2 

St. Kassian 3 und dessen Ergänzung und Erweiterung, sowie zur Aufhebung 

des ablehnenden und/oder abweisenden Stillschweigens der Autonomen 

Provinz Bozen, welche die eigene Ersatzbefugnis zur Umsetzung des 

Wiedergewinnungsplanes nicht wahrgenommen hat. 

Dem Rekurs wird in Hinblick auf die Frage der Verpflichtung der Gemeinde, 

einen Wiedergewinnungsplan umzusetzen, stattgegeben. Dies wird zum 

einen mit Verweis auf geltende Normen und einschlägige Rechtsprechung 

begründet, welche Wiedergewinnungspläne als Rechtsnormen qualifizieren 

http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208322/landesgesetz_vom_7_august_2017_nr_12.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208340/landesgesetz_vom_7_august_2017_nr_13.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/208939/landesgesetz_vom_19_september_2017_nr_14.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209219/landesgesetz_vom_13_oktober_2017_nr_16.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209299/landesgesetz_vom_13_oktober_2017_nr_17.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209299/landesgesetz_vom_13_oktober_2017_nr_17.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209299/landesgesetz_vom_13_oktober_2017_nr_17.aspx?view=1
http://lexbrowser.provinz.bz.it/doc/de/209299/landesgesetz_vom_13_oktober_2017_nr_17.aspx?view=1
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html


und insofern eine Verpflichtung zur Durchführung daraus ableiten. Zum 

anderen wird das öffentliche Interesse der Allgemeinheit an dem 

Entgegenwirken eines Verfalls der Bausubstanz durch die Umsetzung der im 

Wiedergewinnungsplan vorgesehenen Maßnahmen als das reine 

Privatinteresse übersteigend angesehen. 

 

Urteil Nr 153/2017 

Rekurs Nr 133/2016 gegen das Innenministerium ï Regierungskommissariat 

der Provinz Bozen für die Aufhebung nach Aussetzung der Vollstreckbarkeit 

der Verfügung, welche als unmittelbare Folge eines rechtskräftigen 

Strafurteils des Landesgerichts Bozen den Führerscheinentzug des 

Rekursstellers anordnet. 

Der Rekurs wird aufgrund absoluter Unzuständigkeit als unzulässig erklärt, da 

sich die neuere Rechtsprechung dahingehend orientiert hat, dass die 

Anfechtung von Verfügungen, welche als unmittelbare Folge eines 

rechtskräftigen Strafurteils erlassen wurden, in die Gerichtsbarkeit des 

ordentlichen Gerichtes fallen und nicht in jene des Verwaltungsgerichts. 

 

Urteil Nr 208/2017 

Rekurs Nr 164/2016 mehrerer Rekurssteller gegen die Gemeinde Mals und 

gegen den Vertreter des Promotorenkomitees Ăf¿r eine pestizidfreie 

Gemeinde Malsñ f¿r die Aufhebung dreier Gemeinderatsbeschl¿sse bez¿glich 

ĂVolksabstimmung vom 22.08 bis 05.09.2014 - authentische Interpretation 

des Art 40, Abs 6 der Satzung der Gemeinde und Kenntnisnahme der 

Bestªtigung der Kundmachung vom 01.07.2014ñ, ĂGenehmigung von 

Abªnderungen an der Gemeindesatzungñ sowie in Hinblick auf den Beschluss 

der ĂDurchf¿hrungsverordnung ¿ber die Ausbringung von 

Pflanzenschutzmitteln im Gemeindegebietñ. 

In Bezug auf die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts wird zunächst 

festgestellt, dass Maßnahmen, welche in Zusammenhang mit der Abhaltung 

einer Volksabstimmung getroffen werden, in die Zuständigkeit des 

ordentlichen Gerichts fallen, jene Verwaltungsmaßnahmen allerdings, welche 

wie die angefochtenen Bestimmungen nach Bekanntgabe des Ergebnisses 

getroffen werden, fallen in die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts. Der 

Rekurs ist jedoch wegen des Fehlens des Rechtsschutzinteresse unzulässig, 

da der Klªger nach stªndiger Rechtsprechung nachweisen muss, Ăeine 

direkte und unmittelbare Beeintrªchtigung seiner Rechtspositionñ erlitten zu 

haben, was nicht erfolgt ist. 

 

Urteil Nr 301/2017 

Rekurs Nr 206/2017 der Fercam AG gegen den IDM Südtirol/Alto Adige und 

gegen Gruber Logistics AG einerseits zur Aufhebung der am 21. August 2017 

mittels PEC an den Rekurssteller eingegangenen Mitteilung hinsichtlich der 

Vergabe des in einem öffentlichen Vergabeverfahren ausgeschriebenen 

Speditionsauftrages an die Firma Gruber Logistics, sowie der 

Wettbewerbsprotokolle vom 24. Juli 2017, vom 04. August 2017 und vom 17. 



August 2017, der Verwaltungsmaßnahme hinsichtlich der Zulassung von 

Gruber Logistics zum Wettbewerb und anderer verbundener Akte, als auch 

andererseits zur Nichtigkeitserklärung des eventuell abgeschlossenen 

Vertrags zwischen IDM und Gruber Logistics und zur Geltendmachung 

diverser Schadensersatzanforderungen. Bemängelt wurde diesbezüglich vor 

allem eine Verletzung von Art 83 Abs 9 des GvD Nr 50/2016 durch die 

zweifache Nachforderung der fehlenden digitalen Unterschrift bei Gruber 

Logistics. 

Das Gericht gibt dem Rekurs teilweise statt, mit der Begründung, dass die 

fehlende digitale Unterschrift im wirtschaftlichen Angebot von Gruber 

Logistics die Identifizierung der in den Akten enthaltenen Aussagen mit dem 

Bewerber beeinträchtige, weshalb es sich um eine essentielle und nicht 

sanierbare Unregelmäßigkeit handle. Infolgedessen hebt es die 

Vergabemaßnahme an Gruber Logistics sowie vorangegangene Akte in 

Bezug auf die Nachforderung auf und ordnet die Zuschlagserteilung 

zugunsten der Rekursstellerin Fercam AG an. 

 

Urteil Nr 309/2017 

Rekurs des M.S. gegen die Autonome Provinz Bozen, gegen den Südtiroler 

Sanitätsbetrieb, sowie gegen C.Z. für die Aufhebung mehrerer 

Verwaltungsmaßnahmen hinsichtlich des Auswahlverfahrens für die 

Ernennung der Direktorenstelle des Gesundheitsbezirkes Brixen samt 

Schadenersatzklage. Der Rekurs wird in endgültiger Entscheidung für 

unzulässig erklärt, da der Streitgegenstand samt Schadenersatzklage nicht in 

die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts, sondern in jene der Ordentlichen 

Gerichte fällt. Dies wird mit Verweis auf das LG Nr 7/2011 und mehrere 

Urteile des Kassationsgerichtshofes, des Staatsrates und des 

Verwaltungsgerichtes begründet, da es sich bei entsprechendem 

ĂAuswahlverfahren f¿r die Erteilung von F¿hrungsauftrªgen seitens des 

Generaldirektors der Sanitªtsbetriebeñ um eine Ermessensentscheidung 

handle, die auf einem ausschließlichen Vertrauensverhältnis beruhe, welche 

basierend auf einer von Seiten der Auswahlkommission ausgearbeiteten Liste 

der geeigneten Kandidat/-innen, vom Generaldirektor frei getroffen werden 

könne und nicht um ein Auswahlverfahren mit Wettbewerbscharakter. 

 

 

AUTONOME PROVINZ TRIENT  

Landesgesetzgebung 

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr 8-61/Leg vom 19.5.2017  

Landesverordnung zu Raumplanung und Bauwesen in Durchführung des 

Landesgesetzes Nr 15 vom 4.8.2015 (Lansdesgesetz für die 

Territorialordnung 2015) Prot. n. 103/17cdz 

 

Landesgesetz vom 16.6.2017, Nr 3 

Änderungen am Landesgesetz für die Territorialordnung 2015 und andere 

Landesbestimmungen in den Bereichen Umwelt, Energie, öffentliche 



Arbeiten, Fremdenverkehr und Jagd 

  

Landesgesetz vom 20.6.2017, Nr 5 

Änderungen am Landesgesetz zum Volksanwalt 1982: Einrichtung eines 

Garanten für die Strafgefangenen und eines Garanten für die Rechte der 

Minderjährigen 

  

Landesgesetz vom 30.6.2017, Nr 6 

Planung und Durchführung von Massnahmen im Bereich der nachhaltigen 

Mobilität 

  

Landesgesetz vom 11.7.2017, Nr 7 

Netz zur epidemologischen Überwachung und für das Betriebstierarztwesen 

  

Landesgesetz vom 22.9.2017, Nr 10 

Verminderung der Verschwendung, der Wiederverwendung und Verteilung 

von Überschüssen bei Lebensmitteln und anderen Gütern, einschliesslich der 

Arzenimittel; Änderungen der damit zusammehängenden Landesgesetze 

  

Landesgesetz vom 22.9.2017, Nr 11 

Massnahmen zur Aufwertung des Gedenkens an das Schicksal der Trentiner 

Bevölkerung während des Ersten Weltkrieges 

  

Landesgesetz vom 22.9.2017, Nr 12 

Förderung und Schutz des Bäckereihandwerks 

  

Landesgesetz vom 13.10.2017, Nr 13 

Änderungen am Landesgesetz zu den Kulturaktivitäten von 2007, am 

Landesgesetz zu den Kulturgütern von 2003 und den damit 

zusammenhängenden Bestimmungen 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr 18-71/Leg vom 20.10.2017 

Änderungen am Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 10-12/Leg vom 

10.7.2009 (Verordnung zur Besetzung der Schulleiterstellen und der Stellen 

von Leitern sonstiger Landesbildungseinrichtungen, Art. 100 des 

Landesgesetzes Nr 5 vom 7.8.2006) 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr 19-72/Leg vom 20.10.2017 

Änderungen am Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 28-149/Leg vom 

25.9.2003 (Verordnung zur Durchführung des Landesgesetzes Nr 7 vom 

15.5.2002 ñRegelung der Beherbungs- und Nichtbeherbungsbetriebe und 

Fºrderung der Qualitªt im Beherbungssektorò) 

  

Dekret des Landeshauptmanns TN Nr 20-73/Leg vom 27.10.2017  

Änderungen am Dekret des Landeshauptmanns TN Nr. 10-12/Leg vom 

10.7.2009 (Verordnung zur Besetzung der Schulleiterstellen und der Stellen 



von Leitern sonstiger Landesbildungseinrichtungen, Art 100 des 

Landesgesetzes Nr 5 vom 7.8.2006) in der durch das Dekret des 

Landeshauptmanns TN Nr. 19-72/Leg vom 20.10.2017 geänderten Fassung 

 

 

Verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

Die Entscheidungen können unter https://www.giustizia-amministrativa.it/ 

abgerufen werden. 

Genauer link (zu TAR Trento): https://www.giustizia-

amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?n=1&_afrWindowM

ode=0&attivita=tar_tn&_afrLoop=19775596622196&_adf.ctrl-

state=l0zak1tnx_4  

  

  

Urteil Nr 138 vom 21/04/2017 - A. di Serso ed altro C. Gemeinde 

Sant'Orsola Terme und anderer 

Für die Verwirklichung einer Waldhütte notwendige Kriterien 

Bauwesen und Planungswesen ï Baugenehmigung und 

Bewohnbarkeitserlaubnis (jetzt Bebauungserlaubnis) ï von der öffentlichen 

Verwaltung zu berücksichtigende Kriterien ï Verwirklichung einer Waldhütte ï 

Möglichkeiten ï Setzt auf Seiten des Antragstellers die Notwendigkeit einer 

Errichtung für die Weiterführung und den Ausbau der Waldarbeitstätigkeiten 

voraus 

  

Urteil Nr 180 vom 24/05/2017 - Gemeinde Romeno u.a. c. Gemeinde Fondo 

u.a. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit: Kompetenzen und Gerichtsbarkeit ï zuständiger 

Richter 

Für die Streitigkeiten, welche die Anfechtung konstitutiver Massnahmen für 

konsultative Referenden auf Gemeindeebene zum Gegenstand haben, 

unabhängig von ihren positiven oder negativen Auswirkungen (zugunsten der 

Befürworter oder zugunsten der Gegner), ist in jedem Fall die ordentliche 

Gerichtsbarkeit zuständig. 

  

Sentenza 12/06/2017,  n. 196 - L.S. ed altro 

Trentino-Alto Adige - Uffici provinciali e regionali (personale) - Trento - Art. 37, 

l. prov. Trento n. 7 del 1997, come novellato dalla l. prov. n. 22 del 2010 - Che 

prevede la riserva al personale in servizio a tempo indeterminato del 50% dei 

nuovi posti e prescrive il possesso del titolo di studio previsto per l'accesso 

alla categoria - È norma di rango primario sovraordinata rispetto all'art. 5 

dell'ordinamento professionale del 2004 - Equiparazione del corso - Concorso 

al concorso. 

  

https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsintra/cdsintra/index.html
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4
https://www.giustizia-amministrativa.it/cdsavvocati/faces/mainAreaPubblica.jsp?_afrWindowMode=0&n=1&attivita=tar_tn&_afrLoop=188412501585257&_adf.ctrl-state=k5024dnkp_4


NEWS 

Öffentliche Aufträge: 

Das ñOsservatorio di Diritto Comunitario e Nazionale sugli Appalti Pubblici 

della Facoltà di Giurisprudenza di Trentoò (Beobachtungsstelle des EU- und 

Nationalen Rechts zu den öffentlichen Aufträgen der 

Rechtswissenschaftlichen Fakultät Trient) kündigt die Eröffnung einer eigenen 

Sektion zum Projekt ñQualitªt und Rechte ï Strategische Politiken und 

Schutzniveaus in den ºffentlichen Vertrªgenòan, die zusammen mit der 

Spezialisierungsschule für juristische Berufe der Universitäten Bocconi und 

Pavia betrieben wird, in Zusammenarbeit mit dem Bündnis der italienischen 

Genossenschaften. Ziel ist zu überwachen, auf welche Weise die 

ausschreibenden Stellen über die öffentlichen Verträge Ziele verfolgen 

(können), welche über das Grundinteresse an der Wirtschaftlichkeit der 

ausgeschriebenen Dienstleistung und die Anforderungen wie Rechtmäßigkeit 

und Transparenz hinausgehen; diese weiteren Ziele können beispielsweise 

soziale Inklusion, aktive Arbeitsmarktpolitik, verstärkter Arbeitnehmerschutz 

sein. Dazu werden die Ausschreibungen italienischer Stellen sowie die 

italienische und EuGH-Rechtsprechung untersucht. Das Forschungsprojekt 

umfasst die Veröffentlichung eines periodischen Newsletter und 

Möglichkeiten des Dialogs und der Begenung in Form der Organisation von 

Workshops an verschiedenen Orten. Die Kooperation mit weiteren 

Universitäten ist ebenso vorgesehen (u.a. mit der FUBozen, dortige 

Referentin Prof. Laura Valle) wie die Einbeziehung von Verwaltungen und 

Praktikern, die im öffentlichen Vertrags- und Auftragswesen tätig sind. 

Neue Durchführungsbestimmung im Bereich öffentlicher Verträge: 

Gesetzesvertretende Verordnung D.lgs 162/2017 

Link zur Pressemitteilung der Autonomen Provinz Bozen/Südtirol:           

www.provincia.bz.it/acp/news.asp?aktuelles_action=300&aktuelles_image_id

=965199 

Link zum Auszug aus dem Gesetzesanzeiger (Gazzetta Ufficiale):            

www.osservatorioappalti.unitn.it/content.jsp?id=21 

  

Die Trentiner Consulta zur Reform des Autonomiestatuts in der Endphase 

Nach der Vorstellung ihres Dokuments mit Leitlinien für eine Reform im 

letzten Frühjahr und der Planungsphase, die Ende September endete, ist die 

Consulta für höchstens ein weiteres Jahr verlängert worden, um die Arbeiten 

mit einem Schlussdokument zu beenden. Seit Oktober werden die 

Anregungen, Beiträge und Kommentare von Bürgern und Zivilgesellschaft in 

der Partizipationsphase sowie die Anhörungen ausgewertet, um dann im 

Schlussdokument als Vorschläge für eine Reform zusammengefasst und 

konkretisiert zu werden. (Webseite: www.riformastatuto.tn.it)  

Südtirol-Konvent:  

Die Gremien des Autonomiekonvents zur Überarbeitung des 

Autonomiestatuts Trentino-Alto Adige ï das Forum der 100 und der Konvent 

der 33 ï haben ihre Arbeit im Frühling 2016 aufgenommen und mit Ende Juni 

http://www.provincia.bz.it/acp/news.asp?aktuelles_action=300&aktuelles_image_id=965199
http://www.provincia.bz.it/acp/news.asp?aktuelles_action=300&aktuelles_image_id=965199
http://www.osservatorioappalti.unitn.it/content.jsp?id=21


2017 abgeschlossen. Am 22. September 2017 wurden sowohl die Ergebnisse 

des Forums der 100 als auch jene des Konvents der 33 dem Südtiroler 

Landtag vorgestellt und übergeben. Alle Ergebnisse sind unter 

www.konvent.bz.it in deutscher, italienischer und ladinischer Sprache 

abrufbar.  

 

 

  

EVENTS 

Tagung ĂDie transparente Verwaltung in Österreich und in Italien. Der Zugang zur 

Information der Bürgerinnen und Bürger zwischen Grundsätzen und Anwendung.ñ 

Zeit: Mittwoch, 28. Februar 2017, 14.00-18.00 Uhr 

Ort:  Università degli Studi di Trento ï Facoltà di Giurisprudenza, Trient 

Keine Anmeldung erforderlich. Weitere Informationen 

unter: maria.bertel@uibk.ac.at 

 

Tagung "Representing Regions, Challenging Bicameralism" am 22. und 23. März 

2018 an der Universität Innsbruck, Aula. 

 

Winter School on Federalism and Governance: Vom 05.-16. Februar 2018 findet 

die 9. Winter School on Federalism and Governance statt. Die Ausgabe 2018 

befasst sich mit dem Thema ĂFederalism in the Makingñ. Die erste Woche 

wird an der Universität Innsbruck ausgetragen, die zweite Woche an EURAC 

Research. Für nähere Informationen: http://winterschool.eurac.edu/ 

 

Bei der sechsten Ausgabe des Federal Scholar in Residence Programm von 

EURAC Research hat eine international besetzte Fachjury von allen 

eingereichten wissenschaftlichen Arbeiten jene von Lucas I. González, 

Forscher am ñNational Council for Scientific and Technical Research 

(CONICET)ò und der ñArgentine Catholic Universityò sowie assoziierter 

Professor der ĂNational University of San Martinñ, Buenos Aires, Argentinien, 

ausgewªhlt. Er wird sein Papier ñFederalism, Inequality, and Redistribution in 

Latin Americaò sowie seine Forschungsschwerpunkte wªhrend seines 

Aufenthaltes in Bozen im Juni 2018 an EURAC Research vorstellen. Die 

Bewerbungsfrist für das Federal Scholar in Residecne Programm 2019 endet 

wie üblich am 1. Juli 2018. Das Programm richtet sich an Forscher, 

postgraduale Studierende und Praktiker mit beruflichen oder universitären 

Erfahrungen im Bereich der vergleichenden Föderalismus- und 

Regionalismusforschung. Interessierte können ihr Manuskript in deutscher, 

italienischer, englischer, spanischer oder französischer Sprache einreichen. 

Weiterführende Informationen unter www.eurac.edu/federalscholar. 

 

 

http://www.konvent.bz.it/
http://winterschool.eurac.edu/
http://jus-euroregionale.us5.list-manage.com/track/click?u=699cb4af133597f3c5709e25d&id=ccd56090b8&e=5b31144393
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VERFASSUNGSGERICHTLICHE RECHTSPRECHUNG 

VfGH 01.12.2016, E 1110/2015 ua; Keine Bedenken gegen die gesetzliche 

Beschränkung der Verwendung und Nachahmung von Zeichen des Roten 

Kreuzes:  

§ 8 des Rotkreuzgesetzes verbietet ua die Verwendung des Roten Kreuzes 

und von Zeichen, die eine Nachahmung desselben darstellen. Der VfGH 

befand im vorliegenden Fall anlässlich von Beschwerden einer 

Rettungsorganisation und einer Tierklinik, dass die klare Unterscheidbarkeit 

des Roten Kreuzes von anderen Organisationen zur Erfüllung der 

humanitären Aufgaben im Rahmen völkerrechtlicher Verträge unerlässlich 

und angesichts der vielfältigen Alternativen anderer Organisationen in der 

Verwendung von Zeichen zur Charakterisierung ihrer Tätigkeiten nicht 

unverhältnismäßig sei. Die angefochtene Bestimmung sei weder in Bezug auf 

das Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums noch in Bezug auf den 

Gleichheitsgrundsatz verfassungswidrig. 

  

VfGH 02.12.2016, G 105/2015; Keine Verfassungswidrigkeit des Verbots der 

Aufgewahrung von Leichen außerhalb einer Bestattungsanlage: 

§ 10 des Wiener Leichen- und Bestattungsgesetzes sieht vor, dass Leichen 

nach Vornahme der Totenbeschau unverzüglich in einer Leichenkammer 

einer Bestattungsanlage unterzubringen sind und dass die Aufbahrung für die 

Dauer der Trauerzeremonie in einem Aufbahrungsraum einer 

Bestattungsanlage zu erfolgen hat. 

Der VfGH befand im vorliegenden Fall keinen Verstoß des grundsätzlichen 

Verbots der Aufbahrung von Leichen außerhalb einer Bestattungsanlage 

gegen den Gleichheitsgrundsatz und gegen die Erwerbsausübungsfreiheit 

eines privaten Bestattungsunternehmens. Die Regelung sei nicht unsachlich, 

da die Beschränkung durchaus im öffentlichen Interesse (zB Vermeidung von 

Infektionsgefahren) gelegen sei und durch die Bestimmung ua zusätzliche 

Leichentransporte vermieden würden. 

  

VfGH 23.02.2017, E 70/2017; Keine Verfassungswidrigkeit der Einbeziehung 

von Elektro-Autos in Tempolimits aus Umweltschutzgründen: 

Es ist nicht unsachlich, wenn gestützt auf das ImmissionsschutzgesetzïLuft 

durch Verordnung eine immissionsbedingte einheitliche 
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Geschwindigkeitsbegrenzung erlassen wird, ohne dabei zwischen einzelnen 

Fahrzeuggattungen und deren jeweiligem Schadstoffausstoß zu 

differenzieren. Dies, wie der VfGH bereits in VfSlg. 19.498/2011 festgestellt 

hatte, deshalb, weil unterschiedliche Tempolimits für Pkw würden den 

Verkehrsfluss beeinträchtigen und damit die Verkehrssicherheit gefährden. 

AuÇerdem kªme es zu einem ĂungleichmªÇigen Geschwindigkeitsverlaufñ, 

wodurch aber die Geschwindigkeitsbeschränkung ihren 

emissionsreduzierenden Effekt wenigstens teilweise verliert. Anlass der 

neuerlichen Entscheidung des VfGH war die Beschwerde des Besitzers eines 

E-Autos, der geltend gemacht hatte, dass sein Fahrzeug keine 

Luftschadstoffe ausstoße und ein entsprechendes Tempolimit auf der 

Westautobahn bei Linz ihn daher nicht betreffe. 

  

VfGH 24.02.2017, E 257/2017; Ablehnung der Beschwerde über die 

Anerkennung von Südtirolern als österreichischen Staatsbürgern:  

Mit gegenständlichem Beschluss lehnte der VfGH fünf Beschwerden gegen 

Erkenntnisse des Verwaltungsgerichts Wien ab, die auf die Anerkennung von 

Südtirolern als österreichische Staatsbürger abgestellt hatten. Der VfGH 

lehnte die Behandlung der Beschwerde einerseits ab, weil sich die 

behaupteten Rechtsverletzungen zum erheblichen Teil aus einer unrichtigen 

Anwendung eines einfachen Gesetzes ergeben würden und sich daher keine 

verfassungsrechtlichen Fragen stellten. Andererseits verwies er in Bezug auf 

etwaige verfassungsrechtliche Fragen auf seine Rechtsprechung über die 

Auslegung der staatsbürgerschaftsrechtlichen Bestimmungen des 

Staatsvertrages von St. Germain und lehnte die Behandlung der Beschwerde 

mangels hinreichender Aussicht auf Erfolg ab. IN weiterer Folge wird nun 

auch der VwGH in dieser Angelegenheit zu entscheide haben. 

  

VfGH 14.03.2017, V 23/2016; Teilweise Gesetzwidrigkeit der Bregenzer 

Bettelverbotsverordnung: 

§ 1 der Bregenzer Bettelverbotsverordnung verbietet auf bestimmten Märkten 

und auf bestimmten Veranstaltungen Betteln generell. Der VfGH befand, dass 

die Stadtvertretung der Landeshauptstadt Bregenz es nicht nachzuweisen 

vermochte, dass ein spezifischer Missstand, wie er für das Verbieten (auch) 

des stillen Bettelns an öffentlichen Orten vorliegen muss, bei den von der 

Verordnung erfassten Veranstaltungen vorlag. Zudem war das in der 

Bregenzer Bettelverbotsverordnung normierte Verbot auch zeitlich 

undifferenziert ausgestaltet. 

  

VfGH 14.03.2017, E 3282/2016; Keine Unionsrechtswidrigkeit bzw 

Inländerdiskriminierung im Hinblick auf das österreichische 

Glückspielmonopol; keine Übertragbarkeit des Falles Karelin gegen Russland 

auf die österreichische Rechtslage: 

Der VfGH verweist in diesem Erkenntnis auf seine früheren Ausführungen (E 

945/2016 ua vom 15.10.2016; siehe auch den Newsletter 2/16), wonach die 

Bestimmungen des Glücksspielgesetzes nicht unionsrechtswidrig sind und 
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somit auch keine Inländerdiskriminierung vorliegen kann. 

Ferner verstößt das im österreichischen Verwaltungsstrafverfahren für die 

Verwaltungsstrafbehörde wie für das Verwaltungsgericht geltende 

Amtswegigkeitsprinzip ï selbst bei Abwesenheit der Verwaltungsstrafbehörde 

in der Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht ï laut VfGH nicht gegen Art 6 

EMRK. Die Entscheidung des EGMR in Karelin gegen Russland (EGMR 

20.09.2016, App Nr 926/08) ist ua aufgrund des vollen gerichtlichen 

Rechtsschutzes durch die mit umfassender Zuständigkeit ausgestatteten 

Verwaltungsgerichte nicht auf die österreichische Rechtslage übertragbar. 

  

VfGH 14.03.2017, G 164/2016; Keine Verfassungswidrigkeit des gesetzlichen 

Verbots des Versandhandels mit E-Zigaretten: 

Der VfGH entschied im vorliegenden Fall, dass das Versandhandelsverbot 

mit elektronischen Zigaretten des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw 

Nichtraucherschutzgesetzes keine Verletzung der Freiheit der 

Erwerbsbetätigung (Art 6 StGG) oder der unternehmerischen Freiheit (Art 16 

GRC) darstellte. Es liege im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des 

Gesetzgebers, bestimmte Produkte auf Grund potentieller 

gesundheitsschädigender Auswirkungen in das Versandhandelsverbot 

einzubeziehen, welches den öffentlichen Interessen des Gesundheits-, 

Konsumenten- und Jugendschutzes diene; das Verbot sei überdies 

verhältnismäßig. 

 

  

TIROLER LANDESRECHTHinweis: Zu den authentischen 

Landesgesetzblättern und konsolidierten Fassungen siehe 

http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Tirol/. Die Begutachtungsentwürfe samt 

Stellungnahmen sowie Regierungsvorlagen samt Erläuternden Bemerkungen 

sind auf der Homepage des Tiroler Landtages (http://www.tirol.gv.at/landtag/) 

unter Parlamentarische Materialien abrufbar. 

  

Tiroler Krankenanstaltengesetz (Novelle), LGBl 152/2016: 

Grundsatzgesetzliche Vorgaben aus verschiedenen Bundesgesetzen werden 

durch diese Novelle ausgeführt. 

  

ĂDienstrechtsnovellenñ (Gemeindebeamtengesetz 1970, LGBl 153/2016; 

Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2012, LGBl 154/2016; Innsbrucker 

Gemeindebeamtengesetz 1970, LGBl 155/2016; Innsbrucker 

Vertragsbedienstetengesetz, LGBl 156/2016): 

Schaffung der Möglichkeit von Dienstzuweisungen zu anderen Gemeinden, 

Gemeindeverbänden oder sonstigen Rechtsträgern. 

  

Tiroler Umweltinformationsgesetz 2005 (Novelle), LGBl 12/2017: 

Angleichung an die bundesrechtlichen Regelungen des 

Umweltinformationsgesetzes und Neuregelung des Rechtsschutzes. 
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https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/ti/2016/156/20161230?ResultFunctionToken=d36009fb-5545-4f92-bbd7-2c8b2c2eaceb&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.12.2016&BisDatum=03.05.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/ti/2017/12/20170131?ResultFunctionToken=d36009fb-5545-4f92-bbd7-2c8b2c2eaceb&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.12.2016&BisDatum=03.05.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=


Tiroler Verwaltungsreformgesetz 2017, LGBl 26/2017: 

Fortführung und Ergänzung der in den letzten Jahren zur Straffung der 

bestehenden Verwaltungsstrukturen, zum Bürokratieabbau sowie zur 

Deregulierung und Konsolidierung der Landesrechtsordnung getroffenen 

Maßnahmen ua durch Eingliederung zahlreicher Fonds in den 

Landeshaushalt, die Aufhebung einer Reihe von Landesgesetzen sowie von 

Maßnahmen zur Verfahrens- und Projektbeschleunigung. 

  

Tiroler Rechtsbereinigungsgesetz 2017, LGBl 32/2017: 

Ergänzung von Maßnahmen der Verwaltungsreform und der Deregulierung; 

Aufhebung aller als einfache Landesgesetze geltenden Rechtsvorschriften, 

die in ihrer Stammfassung vor dem 1. Jänner 1980 in Kraft getreten sind 

(vorbehaltlich taxativ genannter Ausnahmen). 

 

VERWALTUNGSGERICHTLICHE 

RECHTSPRECHUNGVerwaltungsgerichtshof 

16.12.2016, Ra 2016/02/0228; Beschlagnahme von Wettannahmeautomaten 

trotz späterer Bewilligung nach dem Wiener Wettengesetz rechtmäßig: 

Im gegenständlichen Fall waren vier Wettannahmeautomaten der 

mitbeteiligten GmbH vom Magistrat der Stadt Wien beschlagnahmt worden, 

um damit die Strafe des Verfalls zu sichern. Der VwGH entschied im 

vorliegenden Fall, dass die GmbH zum maßgeblichen Zeitpunkt über keine 

Bewilligung dem Gesetz betreffend Gebühren von Totalisateur- und 

Buchmacherwetten (GTBW-G) verfügte; an diesem Umstand änderte eine 

allenfalls in der Folge erwirkte Bewilligung nach dem Wiener Wettengesetz 

nichts. Wie zuvor das GTBW-G, so kennt auch das Wiener Wettengesetz 

eine Verwaltungsübertretung für die Vermittlung von Wettkunden ohne eine 

dafür erforderliche Bewilligung und sieht dafür den Verfall von Gegenständen 

als Strafe vor. Damit war auch nach dem nunmehr geltenden Wiener 

Wettengesetz von einem fortbestehenden Verdacht einer 

Verwaltungsübertretung auszugehen, weshalb die Beschlagnahme der 

Automaten zur Sicherung des Verfalls rechtmäßig war. 

  

21.12.2016, Ra 2016/04/0117; Parteistellung von anerkannten 

Umweltorganisationen im UVP-Feststellungsverfahren:  

Nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 sind anerkannte 

Umweltorganisationen berechtigt, gegen einen negativen UVP-

Feststellungsbescheid Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zu 

erheben. Im vorliegenden Fall befasste sich der VwGH mit der Reichweite 

dieser Parteistellung und führte aus, dass es für Umweltorganisationen im 

UVP-Feststellungsverfahren möglich sein müsse, dieselben Rechte wie der 

Einzelne geltend zu machen. Der eingetragenen Umweltorganisation komme 

somit das Recht zu, nicht nur die Einhaltung solcher Umweltvorschriften 

geltend zu machen, die Interessen der Allgemeinheit schützten, sondern auch 

Rechtsgüter Einzelner. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/26/20170330?ResultFunctionToken=d36009fb-5545-4f92-bbd7-2c8b2c2eaceb&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.12.2016&BisDatum=03.05.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2017/32/20170412?ResultFunctionToken=d36009fb-5545-4f92-bbd7-2c8b2c2eaceb&Position=1&Abfrage=LgblAuth&Titel=&Lgblnummer=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&VonDatum=01.12.2016&BisDatum=03.05.2017&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/2017/ra_2016020228.pdf?5teg4d
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/2017/ra_2016040117.pdf?5teg08











































































































































































































































